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A.  Einleitung. 


I.  Das  Wesen  der  Güterzertrümmerung. 

In  jüngerer  Zeit  wurden  in  Württemberg  die  Klagen  über 
eine  Zunahme  der  Zersplitterung  ländlidier  Güter  wieder  lauter. 
Das  Verlangen  nadi  SdiafFung  von  diese  Zersplitterung  er- 
sdiwerenden  Gesetzesverschärfungen  wieder  dringlidier.  An 
maßgebender  Stelle  ist  man  gegenwärtig  audi  daran,  eine  Ab-^ 
änderung  des  den  Güterwudier  bekämpfenden  Gesetzes  und 
eine  Verschärfung  desselben  herbeizuführen. 

Die  nadifolgende  Abhandlung  soll  uns  ein  Bild  von  der 
gesdiiditlidien  Entwid^lung  dieses  Kampfes  gegen  die  Güter- 
zertrümmerung geben  und  zeigen,  weldie  Erfolge  die  erlassenen 
Gesetze  und  Bemühungen  von  gemeinnützigen  Unternehmen  usw. 
gehabt  haben,  audi  eine  Untersudiung  darüber  veranstalten, 
ob  auf  Grund  der  tatsädilidien  Besitzvererbungssitte  in  Württem- 
berg die  gesetzlidie  Regelung  des  Anerbenredits  geeignet  ist, 
als  Mittel  zu  gelten,  der  Güterzertrümmerung  entgegenzuwirken. 

Im  Rahmen  dieser  Abhandlung  soll  lediglidi  der  gewerbs- 
mäßigen Güterzertrümmerung,  der  volkswirtsdiaftlidi  sdiädlidien, 
planlosen  Gütersdiläditerei,  die  nur  auf  Bereidierung  der  Händler 
abzielt,  gedadit  werden,  also  einer  Spekulation  in  Bauernhöfen, 
wonadi  einem  Bauern  sein  arrondiertes  Hofgut  zu  einem  Preise 
abgehandelt  wird,  der  dem  Händler  im  Wege  einer  gesdiäfts- 
gewandten  und  rücksiditslosen  Zertrümmerung  binnen  kurzem 
einen  beträdidichen  Mehrerlös  versdiafft.  Dadurdi  wird  nicbt 
nur  der  Gemeinde  und  ihren  Bewohnern  dieser  Mehrerlös  ent^ 
zogen,  sondern  es  versdiwindet  audi  ein  Hofgut,  das  als  soldies 
die  Grundlage  einer  selbständigen  bäuerlidien  Existenz  bildete 
und  einer  Reihe  von  Mensdien  Erwerb  versdiafFte,  den  sie  nun 
anderswo  sudien  müssen. 

Als  Güterhandel  ist  demnadi  zu  betraditen  jede  gewerbs- 
mäßige Tätigkeit,  weldie  auf  den  Ankauf  von  ländlidien  Grund- 
stüd^en  zum  Zwecke  des  Wiederverkaufs  geriditet  ist,  Nadi 
den  Gegenständen,  mit  denen  er  sidi  befaßt,  ist  der  Güter- 
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Handel  entweder  Parzellenhandel  oder  er  nimmt  die  Formen 
der  sogenannten  Gütersdiläditerei  an,  bei  weldier  Grundstüd^s^ 
komplexe,  die  bisher  die  Grundlage  eines  landwirtsdiaftlidien 
Betriebes  bildeten,  in  Teile  zerrissen  und  diese  verkauft 
werden. 

Audi  da,  wo  die  Grundstüd^e  im  Gemenge  liegen,  ist 
die  Gütersdiläditerei  möglidi.  Es  handelt  sidi  dann  nidit  um 
körperlidie  Teilung  zusammenhängender  Flädien,  sondern  um 
gesonderten  Verkauf  topographisdi  getrennter  Parzellen,  die 
vorher  Unterlage  waren  für  einen  eine  orgänisdie  Einheit  bil- 
denden, in  »einer  Hand«  zusammengefaßten  Betrieb. 

Die  gewerbsmäßige  Güterzertrümmerung  hat  nidit  den 
Zwed^,  dem  kleinen  Manne  zu  Grundbesitz  zu  verhelfen  oder 
den  stark  versdiuldeten  Bauern  vor  seinem  Ruin  zu  retten,  nein, 
der  eigentlidie  Zwed^  besteht  darin,  daß  sidi  die  Händler  die 
Tasdien  füllen  auf  Kosten  des  Fleißes  strebsamer  Leute. 

Die  meisten  württembergisdien  Güterhändler  betreiben  als 
Hauptbesdiäftigung  Viehhandel.  Der  Güterhandel  wird  von 
ihnen  nur  nebenher  betrieben.  Letzterer  bedarf,  um  gewinn* 
bringend  zu  sein,  besonders  günstiger  Konjunkturen,  die  selbst- 
redend nidit  immer  gegeben  sind.  Treten  aber  soldie  Verhältnisse 
ein,  dann  pflegt  es  an  kapitalkräftigen  Leuten  nidit  zu  fehlen, 
die  sidi  der  lod^enden  Beute  bemäditigen,  ebensowenig  an  jenen 
Hilfskräften,  die  der  Volksmund  als  »Zutreiber  oder  Sdimuser« 
bezeidinet. 

Einem  wirtsdiaftlidien  Bedürfnisse  wird  der  Güterhandel 
in  weit  selteneren  Fällen  dienen  als  der  Viehhandel,  über  dessen 
wirtsdiaftlidie  Bedeutung  als  Zwisdienhandel  auf  dem  Gebiete 
des  Viehverkehrs  die  Ansiditen  sehr  auseinandergehen.  Auf 
jeden  Fall  liegt  der  Viehhandel  in  Württemberg  fast  ganz  in 
Händen  einzelner  Händler,  was  »amtlidi«  audi  dadurdi  fest- 
gestellt wurde,  daß  zu  der  am  17,  September  1912  stattgehabten 
Sitzung  des  Gesamtkollegiums  der  Königlidien  Zentralstelle  für 
die  Landwirtsdiaft  in  Württemberg,  in  weldier  über  Maßnahmen 
gegen  die  Fleisditeuerung  beraten  wurde,  audi  der  Vorstand 
des  Württembergisdien  Viehhändlervereins  neben  anderen  Inter- 
essenvertretern miteingeladen  wurde.  Weldien  Anteil  die  Händler 
am  württembergisdien  Viehverkehr  haben,  geht  aus  einer 
Äußerung  dieses  Vertreters  in  der  genannten  Sitzung  hervor, 
die  dahinging,  daß  der  Zwisdienhandel  im  Viehverkehr  durdi- 
aus  notwendig  sei  und  gar  nidit  entbehrt  werden  könne.  »Man 
solle  einmal  auf  vier  Wodien  den  Zwisdienhandel  auf  dem 
Stuttgarter  Viehhof  aussdialten  und  sehen,  ob  die  Bevölkerung 
dann  das  notwendige  Fleisdi  bekomme.« 

Aber  gerade  bei  dem  Viehhandel  lernen  die  Händler  die 
Vermögens-  und  anderen  Verhältnisse  der  Bauern  sehr  genau 
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kennen,  welche  Kenntnis  sie  audi  bei  dem  von  ihnen  betriebenen 
Güterhandel  sehr  zu  ihrem  Vorteil  ausbeuten. 

Weldie  Rüd^sidit  man  im  Lande  sonst  nodi  auf  die  Vieh- 
händler nimmt,  geht  daraus  hervor,  daß  öfters  jüdisdier  Feier* 
tage  halber  die  Viehmärkte  verlegt  wurden. 

Während  nun  beim  Viehhandel  Angebot  und  Nadifrage 
sidi  zeitlidi  und  örtlidi  in  so  ungleidier  Weise  gegenüberstehen, 
daß  das  Eingreifen  des  die  Ausgleidiung  vermittelnden  Zwisdien- 
handels  in  mandien  Fällen  als  Wohltat  empfunden  wird,  ist 
beim  Güterhandel  eine  örtlidie  Warenverteilung  der  Natur  der 
Sadie  nadi  ausgesdilossen.  Es  mag  sein,  daß  er  zuweilen 
Mißständen  der  bestehenden  Güterverteilung  abhilft,  regelmäßig 
wird  er  aber  güterverteuernd  wirken.  Besonders  kommt  in 
Betradit,  daß  er  in  zahlreidien  Fällen  der  Bewudierung  der 
ländlidien  Bevölkerung  und  zwar  sowohl  beim  An*  als  beim 
Verkauf  von  Grundstüd^en  Vorsdiub  leistet. 

Vom  Viehhandel  könnte  man  nidit  behaupten,  daß  er 
einen  wudierisdien  Charakter  ohne  weiteres  an  sidi  habe,  wie 
denn  audi  feststeht,  daß  zahlreidie  Landwirte  von  durdiaus  ge* 
ordneten  Vermögensverhältnissen  sidi  seiner  zum  Zwed^e  des 
Vieheinkaufs  und  ^Absatzes  bedienen,  ohne  dadurdi  Sdiädi* 
gungen  zu  erleiden,  oder  in  wudierisdie  Abhängkeit  zu  geraten. 
Die  Bewudierung  beim  Güterhandel  vollzieht  sidi  fast  durdi* 
weg  in  der  Weise,  daß  Gesdiäfte  der  versdiiedensten  Art  anein* 
ander  gekettet  werden,  die  das  eine  Moment  gemeinsam  haben, 
daß  sie  der  systematisdien  Ausbeutung  des  zu  Bewudiernden 
dienen. 

Daß  Bauernanwesen  mitunter  verkauft  werden  müssen, 
liegt  in  der  Natur  der  Verhältnisse,  die  nidit  zu  ändern  sind, 
und  daß  soldie  Anwesen  zersplittert  werden,  ist  an  sidi  vieU 
leidit  zu  bedauern,  aber  nidit  unbedingt  zu  verwerfen.  Ja,  be* 
sondere  agrarisdie  Verhältnisse  können  eine  Güterzertrümmerung 
sogar  nützlidi  ersdieinen  lassen,  so  insbesondere,  wenn  Boden*, 
Klima*  und  Absatzverhältnisse  den  Kleinbetrieb  begünstigen 
oder  wenn  kleinere  Güter  durdi  Zukauf,  große  Güter  durdi 
Verkauf  auf  einen  den  wirtsdiaftlidien  Verhältnissen  ent* 
spredienden  Umfang  gebradit  werden  können.  Audi  persön* 
lidie  Momente  kommen  bei  der  Güterzertrümmerung  in  Frage, 
so  z.  B.  Versdiuldung,  Todesfall,  Krankheit,  Unrentabilität 
wegen  Arbeitermangel  und  nidit  zum  mindesten  Reditsansdiau* 
ungen  derart,  daß  beim  Tode  des  Besitzers  Naturalteilung  vor* 
zunehmen  ist.  Die  Zerstüd^elung  oder  Vergrößerung  eines 
Gutes  ist  immer  eine  notwendige  Folge  des  Vorteils,  den  jeder 
nadi  Zeit  und  Ort  in  der  einen  oder  anderen  Besitzart  zu 
finden  hofft.  Sie  sind  beide  weder  Sadie  der  Meinung  nodi 
der  Willkür.    Das  Bedenklidie  an  der  Sadie  liegt  jedodi  darin. 
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daß  jeder  größere  Güterverkauf  immer  wieder  eine  erneute 
Gelegenheit  bietet,  den  Güterhandel  in  gewinnsüditiger  Absidit 
zu  betreiben. 

In  erster  Linie  handeh  es  sidi  darum,  sidi  gegen  die 
Sdiäden  der  gewerbsmäßigen  Güterzertrümmerung  zu  wenden, 
weldie  sidi,  abgesehen  von  vielen  anderen,  hauptsädilidi  darin 
äußern,  daß: 

1.  bei  jeder  Zertrümmerung  große  Barmittel  aus  dem 
betreffenden  Bezirk  als  Gewinn  der  Händler  weggetragen 
werden, 

2.  die  Leute  durdi  das  Zureden  der  Güterhändler  —  oft 
audi  aus  finanzieller  Abhängigkeit  vom  Güterhändler  — 
in  vielen  Fällen  veranlaßt  werden,  unglaublidi  hohe 
Einzelpreise  für  Grundstüd^e  zu  bezahlen, 

3,  als  Rest  meist  die  minderwertigen  Grundstücke  zurüd^- 
bleiben,  deren  Flädieninhalt  und  Ertragsfähigkeit  in 
keinem  Verhältnis  zu  den  Gebäuden  mehr  steht  und 
die  deshalb  wirtsdiaftlidi  unhaltbar  sind,  wobei  besonders 
nodi  zu  beaditen  ist,  daß  das  landwirtsdiaftlidie  In* 
ventar  in  den  meisten  Fällen  von  den  Händlern  ver* 
sdileudert  wird  und  der  Hof  oft  leer  übernommen 
werden  muß, 

4,  die  Gutszertrümmerungen  nidit  vom  volkswirtsdiaft- 
lidien  Standpunkte  aus  erfolgen,  sondern  nur  im  reinen 
Privatinteresse  der  Händler  durdigeführt  werden. 

Diese  Sdiäden  und  Naditeile  der  gewerbsmäßigen  Güter* 
Zertrümmerung,  die  sidi  besonders  in  Nebenersdieinungen  äußern, 
sind  seit  vielen  Jahren  Gegenstand  der  lautesten  Klagen,  Sdion 
lange  sudien  sowohl  Regierung  als  audi  Private  diesem  Krebs* 
sdiaden  der  Landwirtsdiaft  energisdi  zu  Leibe  zu  gehen,  der 
alle  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der  landwirtsdiaftlidien  Ver* 
hältnisse  vereitelt,  da  alle  Verbesserungen  in  steigenden  Grund* 
stüd^spreisen  aufgehen.  Nirgends  ist  der  Zwisdienhandel  ge* 
fährlidier,  als  auf  dem  Gebiete  des  Grundstüd^sverkehrs,  da  es 
sidi  hier  um  wirtsdiaftlidie  Werte  handelt,  deren  Erhaltung  und 
möglidiste  Ausnutzung  im  Interesse  des  Staates  liegt,  Grund* 
stüd^e  dürfen  nidit  Gegenstand  der  Spekulation  sein,  Sie 
sind  Grundlage  des  ganzen  wirtsdiaftlidien  Lebens.  Denn  bei 
keinem  Erwerbszweig  sonst  ist,  wie  bei  der  Landwirtsdiaft,  die 
vorteilhafte  Bewirtsdiaftung  einer  bestimmten  Grundstüd^sflädie 
so  sehr  an  gewisse  Voraussetzungen  gebunden. 

Die  Kaufpreise  für  die  einzelnen  Grundstüd^e  stehen  meist 
in  gar  keinem  Verhältnis  zu  ihrem  Ertragswert,  Infolge  der 
Inansprudinahme  des  Kredits  des  Händlers  beim  Erwerb  der 
Grundstüd^e  wird  für  neue  wudierisdie  Ausbeutung  wieder 
Anlaß  gesdiaffen,  und  es  ist  besonders  zu  beaditen  die  Tatsadie, 
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daß  die  Güterhändler  ihren  Sdiuldnern  gegenüber,  die  ihren 
Verpfliditungen  nidit  pünkdidi  nadikommen,  mit  großer  Härte 
auftreten  und  mit  Zwangsmitteln  aller  Art  sidi  ihr  Redit  und 
ihren  Vorteil  zu  versdiaffen  wissen.  Mit  ihren  verwerflidien 
Manipulationen  bringen  sie  es  nidit  selten  so  weit,  daß  der 
Käufer  sdiließlidi  froh  ist,  die  Güter  wieder  los  zu  sein,  weldie 
dann  vom  Händler  um  billigen  Preis  zurüd^erworben  werden. 
Auf  diese  Weise  haben  die  Händler  doppelten  Gewinn,  und 
der  Käufer  ist  doppelt  betrogen. 

Äußerst  nachteilig  ist  die  durdi  die  Händler  vielfadi  er- 
folgende Sdiaffung  eines  Kleingütertums  dort,  wo  die  zum  Ge- 
deihen desselben  erforderlidien  Voraussetzungen  fehlen,  also  der 
Boden  wenig  ertragsreidi  ist  und  es  an  einer  Industrie  fehlt, 
weldie  die  vollständige  Ausnutzung  der  Arbeitskraft  ermöglidit. 
Die,  wie  bereits  erwähnt,  überdies  meist  viel  zu  hohen  Preise 
für  die  Güter  sdiaffen  in  der  Regel  keine  Existenzen,  die  vor* 
wärts  kommen,  vielmehr  sind  diese  der  neugesdiaffenen  Lage 
nidit  gewadisen  und  gleiten  nadi  Verlust  ihrer  geringen  Er- 
sparnisse auf  eine  niedrigere  soziale  Stufe  hinab.  Besonders 
sdiädlidi  wirkt  die  Güterzertrümmerung,  wenn  sie  nadi  den 
besonderen  agrarisdien  Verhältnissen  ein  unerwünsdites  Über- 
handnehmen der  Zwergwirtsdiaften  befördert  und  dadurdi  die 
Erhaltung  eines  kräftigen  Bauernstandes  gefährdet  wird.  Die 
Zwergwirtsdiaften  gewähren  unter  den  heutigen  Verhältnissen 
eine  auskömmlidie  Lage  vielfadi  nidit  mehr  und  hindern  da- 
durdi einen  kulturellen  Aufsdiwung  sehr. 

In  Württemberg  besteht  die  Tendenz,  daß  kleine  Gewerbe* 
treibende  und  besonders  Fabrikarbeiter,  um  ihre  Ersparnisse 
anzulegen,  gern  ein  Stüdi  Land  kaufen,  was  an  sidi  zu  be* 
grüßen  ist,  Bezüglidi  ersterer,  insofern  sie  im  landwirtsdiaft* 
lidien  Nebenberufe  eine  Ergänzung  ihres  Erwerbs  finden,  und 
bezüglidi  letzterer,  da  sie  bei  der  immer  mehr  verkürzten  Ar- 
beitszeit Gelegenheit  haben,  ihren  Körper  in  frisdier  Luft  zu 
kräftigen  und  zu  stählen.  Den  Vorteil  von  gesunden  Arbeitern 
hat  dann  die  Industrie. 

Dieses  Streben  wird  aber  nur  dann  erfüllt  werden,  wenn 
die  genannten  Personen  das  Grundstüd^  zu  einem  sadigemäßen 
Preise  erwerben  können.  Daß  durdi  Bodenspekulation  diese 
Möglidikeit  ersdiwert  wird,  muß  die  Regierung  zu  verhindern 
sudien.  Der  ideale  Vorteil,  den  sie  dadurdi  hat,  besteht  darin, 
daß  der  Grund  und  Boden  Besitzende  dem  Umsturzgedanken 
weit  entfernter  steht  als  derjenige,  der  kein  Fled^dien  Erde 
sein  »Eigen«  nennen  darf. 

Die  Volksmasse  wädist  fortwährend,  unerbittlidi.  Das 
Landgebiet  bleibt  dasselbe.  Die  auf  der  gleidibleibenden  Flädie 
stetig    ansdiwellenden    ernährungs*    und  erwerbsbedürftigen 
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Mensdienmassen  drängen  aufeinander  und  durdieinander.  Jeder 
mödite  einen  Rückhalt  in  festem  Besitze  haben,  was  allein  sdion 
die  Bodenpreise  steigert.  Daß  diese  Steigerung  nodi  durdi 
gewissenlose  Spekulation  der  Händler  künstlidi  erhöht  wird, 
darf  ein  Staat,  dem  das  Wohl  seiner  Bevölkerung  am  Herzen 
liegt,  nidit  dulden. 


II.  Die  landwirtschaftliche  Grundbesitzverteilung 
in  Württemberg. 

Das  Königreidi  Württemberg  liegt  im  Südwesten  von 
Deutsdiland  und  gehört  zum  süddeutsdien  Berg^  und  Hügel- 
lande.  Durdi  den  Sdiwarzwald  hat  das  Staatsgebiet  Anteil 
an  dem  oberrheinisdien  Gebirgssystem,  durdi  das  Unterland 
und  die  Alb  am  sdiwäbisdi^fränkisdien  Stufenland  und  durdi 
das  Allgäu  am  nördlidien  Vorland  der  Alpen.  In  wenigen 
deutsdien  Staaten  sonst  zeigen  Boden  und  Klima,  die  beiden 
Hauptfaktoren,  weldie  den  landwirtsdiaftlidien  Anbau  eines 
Landes  bedingen,  eine  so  große  Versdiiedenheit  wie  gerade  in 
Württemberg,  Die  reidie  vertikale  Gliederung  des  Landes  hat 
große  Untersdiiede  im  Klima  zur  Folge,  Die  Versdiiedenheit 
der  Bodenverhältnisse  ist  durdi  die  Mannigfaltigkeit  in  der 
Zusammensetzung  und  Lagerung  der  Gebirgsformationen,  weldie 
audi  die  ganze  Gestaltung  der  Oberflädie  ausmadien,  bedingt. 
Die  durdi  diese  Verhältnisse  hervorgerufene  ebene,  hügelige 
oder  niedere  Lage  hat  demnadi  ein  mehr  oder  weniger  leidit 
zu  bebauendes  Land  zur  Folge,  Diese  Versdiiedenheiten  in 
Boden  und  Klima  äußern  sidi  audi  in  der  Verteilung  der  Be- 
völkerung und  des  Grundbesitzes, 

Die  Gesamtflädie  des  Landes  betrug  im  Jahre  1910 
19507  qkm  =3  1950700  ha,  ^> 
Hiervon  war  die  Flädie  von  (ohne  Wald)  1240121  ha  land* 
wirtsdiaftlidi  benutzt. 

Diese  Flädie  verteilte  sidi  auf  die  einzelnen  Bebauungs- 
arten wie  folgt: 

1,  Ad^er-  und  Gartenland  mit  864242  ha  =  69,7  % 

2,  Wiesen   „  304165  „  =24,5% 

3.  Weiden   „    51522  „  =^  4,2  «/o 

4.  Weinberge   „     20192  ,,=  1,6^/0 


i>  Statistisdies  Handbudi  für  Württemberg  1910/11  <S.  1  u,  71  ff.>. 
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Wie  aus  den  württembergisdien  Jahrbüchern  für  Statistik 
und  Landeskunde  von  1911  <S.  425  ff.)  ersiditHdi,  ist  die  dem 
landwirtsdiaftlidien  Anbau  gewidmete  Flädie  langsam  im  Ab^ 
nehmen  begriffen.  Diese  Abnahme  betrug  in  dem  Zeitraum 
von  1901^1910  4921  ha.  Von  der  Abnahme  am  meisten  be^ 
troffen  wird  die  als  Ad^er^  und  Gartenland  benutzte  Flädie, 
die  in  den  Jahren  1901-1910  von  884769  ha  auf  864242  ha 
stetig  gefallen  ist.  Gestiegen  ist  allerdings  die  als  Wiese  be- 
nutzte Flädie  im  gleidien  Zeitraum,  von  294380  ha  auf 
304165  ha,  was  auf  die  erhöhtere  Bedeutung,  die  von  .  der 
Landwirtsdiaft  dem  Futterbau  und  der  Viehhaltung  gegen  früher 
beigelegt  wird,  zurüd^zuführen  sein  dürfte. 

Die  durdisdinittlidie  Größe  der  landwirtsdiaftlidienNutzungs- 
flädie  eines  Betriebs  wediselt  in  den  einzelnen  Teilen  des  Landes 
sehr.  Auf  den  einsamen  Höhen  des  Sdiwarzwalds  und  des 
Allgäus,  wo  der  Winter  lange  anhält,  bieten  lediglidi  ausgedehnte 
Wiesen  und  Weiden  die  hauptsädilidie  Nutzung.  Im  Unter- 
land dagegen  genügt  dank  dem  milden  Klima  sdion  eine  kleine 
Flädie  Landes,  weldie  der  Zwergbauer  jahraus,  jahrein  durdi 
einen  großen  Aufwand  von  Mühe  und  Arbeit  in  der  Kultur 
so  zu  steigern  weiß,  daß  sie  zum  Unterhalt  ausreidit. 

Durdi  zähes  Festhalten  an  dem  alten  Anerbenredit  hat 
der  Bauernstand  durdi  Übergabe  des  Besitzes  an  einen  Erben 
der  zu  großen  Zersplitterung  des  Besitzes  da  vorgebeugt,  wo 
die  Natur  mit  ihren  Gabeln  kargt. 

Die  Grundbesitzverteilung,  die  in  den  einzelnen  Teilen 
des  Landes  zwar  sehr  versdiieden  ist,  bietet  in  ihrer  Gesamt^ 
heit  dodi  das  Bild  des  bäuerlidien  Kleina  und  Mittelbesitzes. 
Soweit  nidit  die  Feldbereinigung  bessernd  eingegriffen  hat,  liegt 
der  Grundbesitz  einer  Gemeinde  im  weitaus  größeren  Teile  des 
Landes  nidit  selten  in  mehreren  Tausenden  von  Parzellen  zer- 
streut. Nur  dem  Erbredit  und  der  Siedelung  entsprediend 
ist  der  Grundbesitz  hauptsädilidi  in  Obersdiwaben  und  audi 
in  einem  Teile  des  Jagst-  und  Sdiwarzwaldkreises  mehr  oder 
weniger  arrondiert. 

Das  meiste  Land  ist  Eigentum  der  Landwirte.  Reine 
Paditbetriebe  sind  selten.  Letztere  maditen  im  Jahre  1907  kaum 
3  o/o  aller  Betriebe  aus.  ^> 

Im  einzelnen  verteilt  sidi  die  landwirtsdiaftlidi  benützte 
Flädie  unter  Aussdiluß  der  Forstflädien,  der  geringen  Weiden, 
Öd^  und  Unlande,  Haus^  und  Hofräume,  Wege  und  Gewässer 
auf  folgende  Betriebe  :2> 


^>  Beilage  des  Staatsanzeigers  für  Württemberg  1908,  Nr.  7. 
2>  „  n  n  1908,  Nr.  16, 
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OroDenklassen 

Im  Jahre 
1895 

Im  Jahre 
1907 

Die  Grund-^ 
fläche^)  betrug 
im  Jahre 
1907 

Zu-  und  Ab-^ 
nähme  der 

Betriebe 
1895^1907 

Zahl  der 

Betriebe 

ha 

ha 

Ulo    Z-U    ^  dl 

14  186 

22  484 

444 

5—20  ar 

24  612 

30  750 

3  496 

+  6  138 

zus.  unter  20  ar 

38  798 

53  234 

3  940 

+  14  436 

20  ar  bis    1  ha 

68  048 

68  462 

35  661 

-f  414 

1  ha  „    2  „ 

49  982 

46182 

67  672 

—  3  800 

2  5 

84  215 

83  752 

272  099 

-  463 

■5  ^/   //  20 

57  670 

56  372 

509  787 

-  1298 

20  „   „  100 

7  774 

6  710 

207  242 

—  1064 

100  „    „  u,  mehr 

156 

117 

18  608 

-  39 

Auffallend  in  dieser  Statistik  ist  die  sehr  starke  Abnahme 
der  Betriebe  von  1^2  ha.  Es  sind  dies  die  Zwergbetriebe, 
die  offenbar  in  gegenwärtiger  Zeit  nidit  überall  mehr  groß 
genug  sind,  um  als  Grundlage  eines  Wirts diaftsbetriebs  zu 
gelten  und  dann  wieder  zu  groß  sind,  um  im  Nebenberufe  mit 
Nutzen  umgetrieben  werden  zu  können.  Den  eigentlidien 
Bauernstand  stellen  die  Betriebe  mit  Besitzflädien  von  2—20  ha 
dar.  Interessant  ist  hier  die  verhältnismäßig  geringe  Abnahme 
der  Betriebe  von  2—5  ha.  Es  sind  dies  soldie  Betriebe,  die 
in  der  Hauptsadie  ohne  fremde  Arbeitskräfte  umgetrieben  werden 
können,  von  einer  Tendenz  zur  Bildung  landwirtsdiaftlidier 
Großbetriebe  ist  keine  Rede.  Bauerngüter  von  mehreren  Hundert 
Hektar  gibt  es  nur  sehr  wenige,  und  audi  bei  einem  ansehn- 
lidien  Gesamtbesitz  sind  es,  wie  bereits  erwähnt,  nidit  immer 
abgerundete  gesdilossene  Güter. 

In  Württemberg  hat  man  bei  den  landwirtsdiaftlidien  Be- 
trieben den  Typus  des  Familienbetriebs.  Ein  Zustand,  der 
wirtsdiaftlidi  von  hödister  Bedeutung  ist,  da  er  oft  allein  die 
Möglidikeit  der  Erhaltung  landwirtsdiaftlidier  Anwesen  bietet. 
Je  kleiner  die  Betriebe  sind,  umso  weniger  sind  sie  imstande, 
den  Nadiwudis  des  Familienhauptes  und  sonstiger  Angehöriger 
lohnend  zu  besdiäftigen.  Die  Kinder  des  Kleinbauern  befinden 
sidi  vom  14,  Lebensjahre  ab  zum  großen  Teil  gar  nidit  mehr 
im  Betriebe  ihres  Vaters.  Vermutlich  sind  sie,  da  ihre  Selbst- 
ständigmadiung  in  der  Landwirtsdiaft  zweifelhaft  ist,  in  einem 
niditlandwirtschaftlidien  Berufe  tätig,  der  für  sie  sdieinbar  mehr 
Annehmlidikeiten  bietet.  Der  Landwirtsdiaft  gehen  durdi  die 
Vermehrung  des  Kleinbesitzes  viele  Arbeitskräfte  verloren.  Wie 


i>  Württbg.  Jahrb.  f,  Stat  und  Landeskunde,  1911,  S,  94, 
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die  Statistik  zeigt,  sind  trotz  einer  Abnahme  die  Betriebe  von 
2— 20  ha  prozentual  am  wenigsten  verändert.  In  diesen  Betrieben 
haben  wir,  wie  eben  sdion  gesagt,  die  wirklidien  Familien- 
betriebe, deren  gegenwärtige  und  zukünftige  Lebensinteressen, 
weit  enger  an  das  Wohl  und  Wehe  der  Landwirts diaft  geknüpft 
sind,  als  die  der  kleinsten  Betriebe  und  Parzellen.  Es  entfallen 
im  Jahre  1895  auf  1000  Familienhäupter  in  den  Größen- 
klassen :  ^> 

unter  1  ha     50  hauptberuflidi  mithelfende  Söhne 

1--  2  „  129 

2'    5  ,,  269 

5^10  „  451 
10-^50  „  602 

50  ha  u.  mehr  666  „  „  „ 

Weiter  wurde  in  dieser  Statistik  festgestellt,  daß  von  20  Bauern- 
familienhäuptern  mit  unter  1  ha  Grundbesitzflädie,  kaum  einer 
einen  einzigen  Sohn  auf  seiner  Wirtsdiaft  zu  halten  vermag, 
weldie  Zustände  sidi  bis  heute  nodi  versdiärft  haben  dürften. 

Vielfadi  hat  diese  Landfludit  nidit  nur  die  Söhne,  sondern 
audi  die  Väter  ergriffen,  und  eine  Reihe  von  Betriebsinhabern 
müssen  die  Besorgung  des  Gütdiens  der  Frau  überlassen,  um 
ergänzenden  Erwerb  teils  als  landwirtsdiaftlidier  Tagelöhner, 
teils  außerhalb  der  Landwirtsdiaft  zu  sudien. 

Es  wäre  nun  natürlidi  falsdi,  diese  Abnahme  der  eigent- 
lidien  Bauernwirtsdiaften  und  die  nidit  unbedenklidie  Zer^ 
splitterung  des  Grundbesitzes  der  gewerbsmäßigen  Gütersdilädi- 
terei  allein  zuzusdireiben,  aber  wenn  audi  ihr  Anteil  an  dieser 
Veränderung  mehr  oder  weniger  klein  oder  groß  ist,  so  ist  die 
Ausübung  dieses  Gewerbes  dodi  zu  ersdiweren.  Da  behauptet 
und  darüber  geklagt  wird,  daß  der  Ertrag  der  landwirtsdiaft- 
lidien  Betriebe,  trotz  vermehrter  Inansprudinahme  von  Arbeits- 
kräften jedenfalls  verhältnismäßig  geringer  sei  als  früher,  was 
zu  untersudien  jedodi  nidit  Gegenstand  dieser  Abhandlung  ist, 
so  muß  darauf  hingewirkt  werden,  daß  dieses  Mißverhältnis 
nidit  nodi  gesteigert  wird  durdi  Bodenspekulationen,  die  den 
Grund  und  Boden  so  verteuern,  daß  der  Ertrag  aus  demselben 
in  großem  Mißverhältnis  zu  seinem  Preis  steht,  was  eine  immer 
größere  Landfludit  zur  Folge  haben  wird,  umsomehr,  als  audi 
die  Arbeitslöhne  der  landwirtsdiaftlidien  Dienstboten  und  deren 
Ansprüdie  in  bezug  auf  Verpflegung  usw.  immer  größere 
werden. 

Die  Bevölkerung  Württembergs  ist  in  den  Jahren  1895 
bis  19072)  von  2070662  auf  2338010  gestiegen. 


i>  Württbg.  Jahrb.  f.  Stat,  und  Landeskunde,  1900,  S.  48/49. 
^>  „         „  ,r  1911,  S.  99. 
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Es  wohnten: 

1895  nodi  1226460  Menschen  auf  dem  Lande  und 

844202        „       in  der  Stadt  <d.  h,  in  Gemeinden 
mit  mehr  als  2000  Einwohnern), 

1907  dagegen  nur  nodi 

1215582        „       auf  dem  Lande  und 

1 122428  in  der  Stadt. 

Das  Land  kann  nun  allerdings  den  Geburtenübersdiuß  nidit 
in  gleidiem  Maße  aufnehmen  wie  die  Stadt,  da  die  Erwerbs- 
möglidikeit  durdi  den  von  der  Natur  gegebenen  Grund  und 
Boden  besdiränkt  ist.  Aber  immerhin  gibt  diese  Versdiiebung 
zu  Bedenken  Anlaß, 

Der  Anteil  der  landwirtsdiaftlidien  Berufe  an  sämtlidien. 
Berufen  beträgt  in  den  einzelnen  Kreisen:^) 


Neckar-^ 
kreis 

Sdiwarz^' 
waldkreis 

Donau^ 
kreis 

Jagst- 
kreis 

Württem^' 
berg 

Deutsdies 
Reidi 

1882 
1895 
1907 

.41,0  7o 
35,6  0/, 

26,9  0/, 

50,7  0/, 
48,7  0/, 
40,9  0/, 

48,2  0/, 
45,1 0/, 
37,7  0/, 

54,70/0 
53,1 0/, 
49,0  0/., 

48,2  0/, 
45,1 0/0 
37,70/, 

42,50/, 
35,8  0/, 
28,6  0/, 

Weldie  tatsädilidie  Abnahme  der  landwirtsdiaftlidien  Berufe 
eingetreten,  ist  aus  obiger  Tabelle  jedoch  nicht  zu  ersehen. 
Zum  Vergleid)e  müßte  hier  eine  Tabelle  über  die  Zunahme 
anderer  Berufe  überhaupt  herangezogen  werden.  Aber  auch 
ohne  eine  solche  Vergleichung  kann  mit  Sicherheit  sowohl  von 
einer  Abnahme  der  landwirtschaftlichen  Berufe  als  auch  der  land* 
wirtschaftlichen  Bevölkerung  gesprochen  werden. 


^>  Statistisdies  Handbudi  für  Württemberg,  1910-1911,  S.  41  ff. 


B.  Die  Geschichte  der  Bekämpfung 
der  Güterzertrümmerung  in  Württemberg. 

I.  Bis  zum  Anfang  des  19.  Jahrhunderts. 

Wenn  man  der  Frage  der  Bekämpfung  der  Güterzer- 
trümmerung in  der  Zeit  bis  zum  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
nähertreten  will,  so  muß  man  zunädist  feststellen,  daß  das 
Württemberg  in  seinem  heutigen  Bestände  erst  gesdiaffen  wurde 
durdi  den  Reidisdeputationshauptsdiluß  vom  Jahre  1803,  durdi 
den  eine  Anzahl  Reidisstädte  und  geistlidie  Gebiete  an  Württem^ 
berg  kamen.  Hierzu  kamen  durdi  den  Preßburger  Frieden 
vom  Jahre  1805  österreidiisdie  Lande,  ferner  wurden  durdi  die 
Rheinbundsakte  eine  Reihe  vormaliger  Reidisstände  ^  so  ins- 
besondere die  Fürsten  von  Hohenlohe  und  die  von  Waldburg  — 
und  eine  ganze  Menge  Reidisritter  der  württembergisdien  Landes- 
hoheit unterworfen. 

Es  sollen  in  diesem  Absdinitt  nur  in  großen  Zügen  die 
Zustände  der  bäuerlidien  Verhältnisse  bis  zum  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  kurz  berührt  werden. 

Im  Herzogtum  Württemberg  war  die  willkürlidie  Zer- 
trennung  der  mit  Zinsen  und  Gülten  und  anderen  grundherr- 
lidien  Abgaben  belasteten  Güter  von  jeher  verboten.  In  der 
Landesordnung  von  1621  heißt  es: 

„Wir  gebietten  audi  ernstlidi,  und  wollen,  daß  keiner 
„kein  Gut  so  Uns  oder  andern,  zum  halben,  dritten, 
„vierdten  oder  fünfften  Theil  theilbar  oder  sonst  ewige 
„Grund,  Boden  oder  Urbarzinss  geben  oder  sonst 
„Hoflehen  oder  Hubgüter  seind  unerlaubt  Unser  oder 
„Unserer  Amptleut,  an  Unser  statt  dergleidien  der 
„Eigenthumbsherrn  zertrennen,  zertheilen,  versetzen, 
„verkaufFen  oder  vertausdien. 

„Dann,  weldier  das  oberfährt,  der  soll  ein  kleinen 
„Frevel  zu  Penn  verfallen  und  dennodit  der  Kontrakt 
„unter  was  sdiein  der  audi  geübt  kraftloss  und  niditig 
„sein  audi  im  Rediten  nidits  darauf  erkennt  werden, 
„keins  wegs." 

2 
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Dem  Gesetze  der  Unteilbarkeit  waren  also  nur  die  zins* 
freien  Güter  nidit  unterworfen.  Allein  nur  ein  Teil  der  von 
den  Bauern  bewirtsdiafteten  Güter  waren  Eigentum  der  Inhaber. 
Jedodi  audi  den  freien  Eigentümern  waren  durdi  das  Zehent^ 
redit  und  den  Flurzwang  Besdiränkungen  mandier  Art  auf* 
erlegt.  Während  im  Herzogtum  Württemberg  die  Erblehen 
die  größte  Anzahl  der  geliehenen  Güter  darstellten,  war  im 
neu-württembergisdien  Gebiet  das  Fallehen  sehr  verbreitet. 

Der  Verkauf  und  die  Verteilung  des  Lehengutes  durfte 
ohne  Wissen  und  meist  audi  ohne  Willen  des  Lehnsherrn  nidit 
stattfinden.  Der  Hof,  über  dessen  Größe  sidi  keine  allgemeinen 
Angaben  madien  lassen,  sollte  in  seinem  Bestände  erhalten 
bleiben.  Dieser  Zustand  ließ  sidi  jedodi  auf  die  Dauer  nidit 
erhalten.  So  sind,  besonders  im  Ausgange  des  Mittelalters  im 
Herzogtum  Württemberg  und  audi  in  mandien  neuwürttem- 
bergisdien  Gebieten  die  Bauerngüter  vielfadi  zerstüd^elt  worden, 
wenn  nidit  die  Bodenbesdiaffenheit  einen  ausgedehnten  Betrieb 
der  Landwirtsdiaft  erforderte.  Besonders  in  Gegenden,  wo  der 
Boden  fruditbar  war  und  der  Ertrag  durdi  sorgsamen  Anbau 
gesteigert  werden  konnte,  also  der  Kleinbetrieb  nutzbringend 
war,  lag  es  der  Bauernsdiaft  fern,  einem  einzigen  Kinde  den 
ganzen  Hof  zuteil  werden  und  die  andern  Kinder  leer  ausgehen 
zu  lassen  oder  sie  mit  Geld  abzufinden. 

Begreiflidierweise  sahen  die  Grundherrn  diese  Zerstüd^e- 
lung  ungern,-  denn  je  größer  die  Zahl  der  Zinsreidier  war, 
desto  umständlidier  und  zeitraubender  war  einmal  die  Ein- 
ziehung der  Abgaben  und  desto  größer  zweitens  die  Gefahr 
von  Zinsverlusten  für  sie.  Audi  Gutsfronen  wurden  ersdiwert 
oder  gar  unmöglidi,  wenn  die  pfliditigen  Höfe  auseinanderfielen. 
Die  Grundherren  ließen  es  daher  audi  nidit  an  Versudien  und 
Bemühungen  aller  Art  fehlen,  der  Zersplitterung  des  Grund 
und  Bodens  entgegenzuarbeiten.  Ihre  Erfolge  waren  jedodi 
nidit  groß.  Denn,  was  so  sehr  dem  Bedürfnisse  der  bürger* 
lidien  Gesellsdiaft  widerstrebt,  läßt  sidi  durdi  alle  Madit  der 
Gesetze  nidit  aufredit  erhalten.  Die  Klagen,  daß  trotz  der 
Gesetze  über  die  Unteilbarkeit  der  Güter  diese  dodi  eigen* 
mäditig,  ohne  Erlaubnis  der  Grundherrn  und  ohne  Anzeige 
bei  ihnen,  veräußert  oder  zertrennt  würden,  sind  so  alt  wie 
diese  Gesetze.  Da  die  Grundherrn  die  Zerteilung  der  Hof* 
güter  nidit  zu  verhindern  vermoditen,  so  suditen  sie  dodi  ihre 
für  sie  naditeiligen  Folgen  durdi  die  Einführung  der  »Trägerei« 
zu  vermindern. 

Wurde  ein  Hof  unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen 
geteilt,  so  wurde  einer  der  Erben,  etwa  der  älteste  Erbe,  oder 
derjenige,  der  den  größten  Besitz  hatte,  als  Träger  aufgestellt. 
Dieser  hatte  auf  Grund  eines  Trägereizettels,  auf  dem  alle 
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Teilhaber  am  Hofe  samt  ihren  Grundstücken  und  Sdiuldigkeiten 
verzeidinet  waren,  die  Anteile  an  den  Abgaben  von  den  ein- 
zelnen Teilhabern  einzuziehen  und  aus  einer  Hand  die  Abgaben 
an  die  Herrsdiaft  abzuliefern.  Dieser  Zustand  war  im  Herzog- 
tum Württemberg  als  Rest  der  einst  weitverbreiteten  Hofver- 
fassung bei  der  Vereinigung  des  Herzogtums  mit  Neuwürttem- 
berg im  Anfange  des  19.  Jahrhunderts  vorherrsdiend. 

Anders  lagen  die  Verhältnisse  im  neuwürttembergisdien 
Gebiete.  Eine  Menge  kleiner  Staaten,  die  alle  ein  besonderes 
Redit  hatten,  lassen  hier  ein  mannigfaltiges  Bild  ersdieinen. 
Während  in  mandien  dieser  Staaten  die  Entwid^Iung  denselben 
Gang  genommen  hat  wie  in  Altwürttemberg,  wurde  zum  Teil 
der  Zerstüd^elung  nidit  das  geringste  Hindernis  entgegengesetzt, 
während  dann  wieder  inmitten  großer  Güterteilung  unzertrennte 
Höfe  erhalten  blieben.  In  der  Hauptsadie  herrsdite  jedodi  in 
Neuwürttemberg  das  Fallehen  als  Besitzredit  vor.  Durdn  den 
Einfluß,  den  der  Grundherr  bei  der  Vergebung  des  Gutes  auf 
den  Besitzer  ausübte,  war  es  möglidi,  den  wirtsdiaftlidien  Be- 
stand eines  Gutes  zu  erhalten.  Zertrennt  wurden  soldie  Höfe 
erst,  als  die  Ersprießlidikeit  der  Zersdilagung  großer  Güter 
volkswirtsdiaftlidier  Glaubenssatz  zu  werden  anfing.  Zum  Teil 
haben  sie  sidi  bis  heute  erhalten. 

Das  Herzogtum  Württemberg  erließ  vom  16.  bis  18.  Jahr* 
hundert  eine  Reihe  von  Gesetzen  und  Verordnungen  gegen  die 
sdiädlidie  Teilung  der  Grundstüde.  Man  erblickte  nämlidi  in 
der  »sdiädlidien  Zertrennung«  von  Häusern  und  Gütern  eine 
Gefährdung  der  Ableistung  der  landesherrlidien  Fuhrfronen, 
z.  B,  des  Vorspanns  in  Kriegszeiten.  Jedodi  die  Naturalteilung 
der  Hinterlassensdiaft  unter  die  Erben,  entspradi  vielfadi  der 
allgemeinen  Reditsansdiauung.  In  der  Landesordnung  von  1621 
heißt  es  zwar: 

„Nadidem  audi  bisanher  allerley  Unriditigkeit  und 
„Zwytradit  in  Theilung  der  Erbfäll  ervolgt  weldies  zu 
„fürkommen  wöllen  Wir,  dass  Unser  Ober*  und  Linder* 
„amptleut  audi  Burgermeister,  Geridit  und  Rat  jedes 
„Orts  in  soldien  Erbtheilungen  die  Häusser  oder  andere 
„Güter  so  nidit  mit  gutem  Nutz  sonder  Sdiaden  zer* 
„trennt  werden  müssen,  soldie  Zertrennung  nidit  zu* 
„lassen,  sondern  sonst  nadi  billidien  dingen  und  ihrem 
„Gut  Ansehen  nutzbarlidie  Vergleidiung  sudien,  dem 
„audi  die  Erben  volg  und  volziehung  zuthun  sdiuldig 
„sein  sollen." 

Ein  grundsätzlidies  Verbot  der  Verteilung  und  ein  Gebot 
der  rüd^siditslosen  Durdiführung  ist  in  diesen  Vorsdiriften  nidit 
enthalten,  was  sdion  aus  der  ganzen  Fassung,  die  auf  ein* 
sdiränkenden  Sinn  hinweist,  hervorgeht. 

2* 
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Im  18.  Jahrhundert  madite  die  württembergisdie  Regierung 
die  Güterzerstüd^elung  sogar  zur  staatlidien  Einnahmequelley 
indem  sie  durdi  die  Taxationsordnung  von  1733  Trennungs- 
taxen einführte,  Lagen  nidit  ganz  besondere  Verhältnisse  vor, 
so  wurden  staatlidierseits  der  Zerstückelung  keinerlei  Sdiwierig* 
keiten  mehr  entgegengesetzt. 

Während  heute  wirtsdiaftlidie  Momente  allgemeiner  Art 
es  sind,  die  eine  zu  große  Güterzersplitterung  nidit  wünsdiens- 
wert  ersdieinen  lassen,  war  es  bis  zu  der  Bauernbefreiung  das 
einseitige  Interesse  der  Grundherrn,  die  in  der  Zersplitterung 
der  ihnen  zinspfliditigen  Güter  eine  Gefahr  für  ihre  Einnahme^ 
quellen  und  ihre  politisdie  Maditstellung  sahen. 


II.  Die  Bauernbefreiung. 

Um  einen  Kampf  gegen  die  Güterzertrümmerung  im  heu* 
tigen  Sinne,  besonders  die  gewerbsmäßige  Gütersdiläditerei,  kann 
es  sidi  jedodi  erst  handeln,  seit  der  Verkehr  mit  Grundstüd^en 
durdiweg  ein  freier  ist.  Es  ist  deshalb  nötig,  auf  den  Verlauf 
der  Bauernentlastung  in  Württemberg  kurz  einzugehen. 

Mit  dem  Ende  des  18,  Jahrhunderts  beginnen  in  Württem- 
berg die  Kämpfe  um  die  Bauernendastung  und  Aufhebung  der 
Leibeigensdiafi.  Linter  dem  Einfluß  der  französisdien  Revolu- 
tion spradi  der  Landtagsaussdiuß  im  Jahre  1798  zum  ersten* 
male  den  Wunsdi  aus,  daß  der  Herzog  die  Leibeigensdiaft,  die 
das  Gesetz  von  der  Natur  der  Gleidiheit  verletze  und  die 
Redite  der  Mensdiheit  beleidige,  aufheben  möge.  Ferner  wurde 
die  Frage  aufgeworfen,  ob  nidit  der  allgemeine  Nutzen  die 
Befreiung  der  Güter  von  ihren  Lasten  verlange.  Diese  Wünsdie 
wurden  aber  von  dem  damaligen  Herzog  Friedridi  ungnädig 
zurüd^gewiesen.  Allein  die  Finanzlage  des  Landes  verlangte 
neue  Steuerquellen.  Die  Lehensbauern  waren  durdi  alte  Ge* 
setze  gebunden,  die  der  wirtsdiaftlidien  Ausnützung  des  Bodens 
entgegenstanden,  so  z,  B,  den  Flurzwang  u,  a,,  und  wurden 
dann  durdi  die  Abgabe  des  Zehenten,  der  aus  dem  Rohertrag 
entriditet  werden  mußte,  keineswegs  veranlaßt,  besondere  Ver- 
besserungen der  Güter  vorzunehmen. 

Die  Regierung  konnte  deshalb,  falls  sie  wollte,  daß  die 
Errungensdiaften  der  Wissensdiaft  audi  der  Landwirts diaft  zu* 
gute  kommen  sollten,  die  alten  Zustände,  die  der  Steigerung 
der  Produktivität  des  Bodens  hinderlidi  waren,  nid^t  bestehen 
lassen.    Audi  militärisdie  Momente  kamen  in  Betradit,  die 
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für  eine  Befreiung  des  Bauernstandes  spradien.  Von  einem 
erstarkten  Bauernstand  erhoffte  man  audi  das  beste  Soldaten- 
material. 

So  wie  die  bäuerlidien  Verhältnisse  im  Herzogtum 
Württemberg  lagen,  wäre  es,  da  der  Herzog  fast  der  alleinige 
Geriditsherr  war,  ihm  ein  leidstes  gewesen,  dem  Wunsdie  der 
bäuerhdien  Bevölkerung  entgegenzukommen,  umsomehr,  als  die 
Bauernstellen  fast  alle  in  erblidiem  Besitze  waren.  Leibeigene 
fremder  Herrsdiaften  waren  wenig  vorhanden.  Audi  der  Zehent 
war  zum  größten  Teile  entweder  in  des  Herzogs  Hand  ver^ 
einigt  oder  stand  Gemeinden,  Körpersdiaften  und  Stiftungen 
zu,  die  der  Staatsaufsidit  unterstanden. 

Durdi  die  in  den  Jahren  1803,  1805  und  1806  an 
Württemberg  gekommenen  Reidisstädte,  kirdilidien  Gebiete, 
österreidiisdien  Lande  und  ehemaligen  Reidisstände  kam  jedodi 
eine  derartig  bunte  Mannigfaltigkeit  bäuerlidier  Reditsverhält- 
nisse  nadi  Württemberg  herein,  daß  im  Verein  mit  den  oben- 
genannten Momenten  eine  Neuregelung  der  bäuerlidien  Redits^ 
Verhältnisse  dringend  geboten,  aber  audi  ersdiwert  war. 

Dieser  Regelung  leisteten  am  meisten  Widerstand  die 
ehemaligen  Reidisunmittelbaren,  die,  weil  sie  sidi  unter  fremde 
Landeshoheit  hatten  beugen  müssen,  mit  großer  Zähigkeit  an 
den  Rediten  festhielten,  die  sie  nidit  mit  ihrer  staatsreditlidien 
Selbständigkeit  verloren  hatten. 

König  Wilhelm  I,  <1816— 1864)  führte  jedodi  mit  großer 
Energie  die  Bauernentlastung  durdi.  Nadidem  der  Verfassungs* 
entwurf  von  1817,  in  weldiem  den  Bauern  viele  Redite  zu- 
gestanden waren,  von  den  Ständen  nidit  angenommen  war, 
erließ  er  am  18,  November  1817  zwei  Edikte,  in  denen  es 
unter  anderem  heißt: 

„Die  Landeskultur  kann  nur  in  dem  Grade  blühen, 
„als  das  Grundeigentum  frei  ist  und  als  der  Landbauer, 
„in  seiner  Tätigkeit  nidit  gehemmt,  die  Früdite  seiner 
„mühevollen  Arbeit  voll  ernten  kann." 

Es  wurde  deshalb  in  genannten  Edikten  die  Leibeigen- 
sdiaft  aufgehoben  und  der  Lehenbarkeit  der  Bauerngüter  zu 
Leibe  gegangen.  Falllehen  konnten  zu  eigen  erworben  werden. 
Neusdiaffung  von  Erblehen  war  verboten. 

Wie  sdion  die  Gesetze  und  Verordnungen  vom  13.  Fe- 
bruar 1808,  16.  Juni  1810,  6.  JuÜ  1812,  so  braditen  audi  die 
ebengenannten  Edikte  und  weitere  Gesetze  vom  23.  Juni  1821 
und  vom  Jahre  1836  die  erwünsditen  Ablösungsbestimmungen 
und  das  Gesetz  vom  14,  April  1848  nodi  die  völlige  Bauern^ 
befreiung  und  das  Ende  der  Feudalherrsdiaft  in  Württemberg. 
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III.  Maßnahmen  gegen  die  Güterzertrümmerung  vom 
Anfang  des  19.  Jahrhunderts  bis  zur  Gegenwart. 

Im  alten  Herzogtum  Württemberg  war,  wie  bereits  er* 
wähnt,  die  Nützlidikeit  der  Teilbarkeit  der  großen  Güter  sdion 
vor  der  Bauernbefreiung  erkannt  worden,  was  aus  dem  geringen 
Widerstand,  den  die  Regierung  der  Güterzerteilung  entgegen^ 
setzte,  hervorgeht.  Von  dem  Augenblid^e  an,  in  dem  die  Ab* 
lösungsgesetzgebung  die  Möglidikeit  sdiuf,  sidi  freies  Eigentum 
zu  erwerben,  setzt  audi  sdion  staatlidierseits  das  Bestreben  ein, 
die  großen,  seither  nodi  ungeteilten  Güter  zur  Zerteilung  zu 
bringen.  Zu  diesem  Zwed^e  wurden  audi  in  dem  Edikt  vom 
18,  November  1817  die  seither  zu  entriditenden  Trennungs* 
taxen  aufgehoben.  Der  Staat  sah  in  der  Teilung  der  gebun* 
denen  größeren  Bauerngüter  in  kleines  freies  Eigentum  eine 
Erstarkung  der  Nationalkraft  und  das  beste  Mittel  für  das 
Emporkommen  der  Landwirtsdiaft,  in  der  Gebundenheit  der 
Güter  dagegen  die  Gefahr  für  eine  ördidie  Entvölkerung.  In 
diesen  Bestrebungen  wurde  die  Regierung  durdi  den  niederen 
Adel,  der  infolge  seines  geringeren  Besitzes  und  seiner  sdiwädieren 
politisdien  Madit  der  Regierung  nidit  zu  trotzen  vermodite, 
unterstützt  dadurdi,  daß  er  die  Ablösbarkeit  der  grundherrlidien 
Redite  förderte.  Mehr  Widerstand  setzten  die  ehemaligen  Reidis* 
unmittelbaren  den  Bestrebungen  der  Regierung  entgegen.  Der 
hohe  Adel  glaubte,  durdi  die  Ablösungsedikte  seine  Eigentums* 
redite  und  die  Sidierheit  seiner  Gefälle  verletzt  und  das  all* 
gemeine  Staatswohl  gefährdet.  Dies  kam  in  einer  Besdiwerde, 
die  der  hohe  Adel  nadi  Erlaß  des  Ediktes  von  1817  an  die 
Regierung  riditete,  zum  Ausdrud^.  Die  Vorwürfe,  die  der  Re* 
gierung  gemadit  werden,  gehen  dahin,  daß  die  neuen  Gesetze 
den  Fortsdiritten  und  der  Vervollkommnung  des  Adierbaues 
entgegenstehen,  da  durdi  die  kleineren  Güterbesitzer  weniger 
Kapital  auf  Verbesserung  verwandt  werden  könne.  Der  Zu* 
sammenhang  größerer  Güter,  wodurdi  allein  die  hödiste  Freiheit 
in  der  Benützung  des  Bodens  möglidi  wird,  höre  auf.  Die 
besseren  Güter  aus  den  Höfen  würden  von  den  Vermöglidien 
angekauft  werden,  die  sdilediteren  aber  aus  Mangel  an  Dünger 
und  anderen  Kulturmitteln  wüst  liegen  bleiben,  die  Häuser 
jedodi  armen  Leuten  zuteil  werden,  die  ihren  Nadibarn  mit 
Betteln  und  Stehlen  zur  Last  fielen.  Dann  heißt  es  weiter, 
daß  die  Verteilung  naditeilig  wirke  auf  Viehzudit  und  Vieh* 
mästung,  weldie  nur  bei  einem  verhältnismäßig  großen  Gute 
tunlidi  und  nützlidi  sei.  Dadurdi  werde  der  darauf  sidi  grün* 
dende  Viehhandel  ins  Ausland  aufgehoben  und  dem  Inlande 
eine  nidit  unbedeutende  Quelle  des  Gelderwerbs  entzogen. 
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Durdi  die  Güterzerteilung  werde  eine  Übervölkerung  erzeugt, 
bei  weldier  die  Konsumtion,  wenn  nidit  stärker,  so  dodi  der 
Produktion  glerdi  sei.  Dann  aber  höre  der  Verkauf  der  Früdite 
ins  Ausland  auf  und  die  kleineren  Güterbesitzer  würden  außer 
stand  gesetzt  werden,  ihre  Abgaben  an  den  Staat  zu  zahlen. 
Ferner  untergrabe  sie  den  Wohlstand  der  Bauern  selbst  da- 
durdi,  daß  sie  den  Leiditsinnigen  veranlasse,  seine  Familie  durdi 
allmählidien  Verkauf  einzelner  Gutsteile,  wozu  er  sdiuldenhalber 
seine  Zufludit  nehme,  brotlos  zu  setzen,  Sie  gebe  zugleidi  den 
Bauer  dem  Wudier  preis  und  lasse  ihn  in  die  Hände  weniger 
Spekulanten  fallen. 

Diese  Vorwürfe  tragen  mandies  Wahre  in  sidi  und  sind 
audi  heute  wieder  zum  Teil  Gegenstand  der  Klagen,  die  gegen 
eine  allzugroße  Zersplitterung  des  Grundbesitzes  überhaupt 
geführt  haben.  Allein  diese  Besdiwerde  hatte  eben  den  Zweck, 
die  alten  grundherrlidien  Zustände  zu  erhalten. 

Am  meisten  bewahrheitet  hat  sidi  die  Befürditung,  daß 
der  freie  Güterverkehr  Gegenstand  gewissenloser  Bodenspeku* 
lation  werden  würde. 

Um  die  Frage  zu  beantworten,  warum  überhaupt  die 
Güterzertrümmerung  bekämpft  wird  und  um  diesen  Kampf 
gegen  die  Güterzertrümmerung  in  seiner  gesdiiditlidien  Ent^ 
widilung  darzustellen,  war  und  ist  es  nötig,  auf  die  Ansdiau- 
ungen  und  Zustände  jener  Zeit  einzugehen,  in  weldier  die 
ersten  Versudie  gemadit  wurden,  der  Güterzertrümmerung  und 
besonders  der  Art  und  Weise  der  Abhaltung  der  Versteigerungen 
durdi  Gesetze  entgegenzutreten, 

Nadi  der  Einleitung  der  Bauernbefreiung  nahm  nun  aller- 
dings die  württembergisdie  Regierung  die  Aufteilung  der  größeren 
Bauerngüter  in  kleinere  Bauernstellen  nidit  selbst  in  die  Hand, 
sondern  sie  sdiuf  nur  die  Gesetze,  weldie  die  Befreiung  des 
Grundeigentums  ermögliditen  und  überließ  es  Privaten,  diese 
Teilung  vorzunehmen. 

Dieses  Teilungsgewerbe  wurde  bald  zur  Spekulation  und 
besonders  von  Juden  betrieben.  Es  bezeidinen  deshalb  sdion 
Verordnungen  vom  8.  Juli  1811  und  7.  September  1818  den 
Ankauf  von  Gütern  auf  Spekulation  zum  Wiederverkauf,  als 
einen  den  Untertanen  sdiädlidien  Handel.  Der  ständisdie 
Rediensdiaftsberidit  von  1826/27  <§  27  S.  136)  findet  in  der 
Teilbarkeit  der  Bauerngüter  etwas  Bedenklidies. 

Nadi  dem  Protokoll  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom 
27.  April  1827  <3,  Heft,  S.  779)  wurde  eine  Kommission  er* 
nannt,  weldie  über  die  Besdiränkung  dieser  Teilbarkeit  sidi 
äußern  sollte.  Diese  Aufgabe  hat  jedodi  die  Kommission 
nidit  gelöst. 
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Ziemlidi  einsdineidende  Bestimmungen  enthält  dann  das 
am  8.  Mai  1828  erlassene  sog.  »Judengesetz«.  In  diesem  Ge- 
setz wurde  in  den  Artikeln  27  und  28  den  Israeliten  das  Redit 
eingeräumt,  »Häuser  und  liegende  Güter«  zur  eigenen  Be- 
wirtschaftung zu  erwerben.  Der  Erwerb  liegender  Güter 
zum  Wiederverkauf  war  ihnen  verboten.  Ein  soldies  Gut 
durfte  erst  wiederverkauft  oder  verpaditet  werden,  nadidem  es 
zuvor  drei  Jahre  lang  selbst  bewirtschaftet  worden  war. 
Ferner  war  ihnen  bei  Gefängnisstrafe  verboten,  als  Unter- 
händler, Bevollmäditigter,  Mäkler  oder  Bürge  bei  Verkäufen 
unter  Christen  mitzuwirken.  Eine  Versd:iärfung  dieses  Gesetzes 
enthält  dann  nodi  die  hierzu  erlassene  Ministerialverfügung  vom 
26.  Oktober  1830,  nadi  weldier  es  den  Israeliten  verboten 
wurde,  Forderungen  nur  zu  dem  Zwecke  zu  erwerben,  um  bei 
einem  Exekutions^  oder  Konkursverfahren  als  Beteiligter  bei 
einem  Verkauf  der  Güter  mitbieten  zu  können. 

Dieses  Verbot  vermodite  jedodi  nidit,  den  Güterhandel 
einzusdiränken.  In  der  Sitzung  der  Kammer  der  Standesherrn 
vom  11.  Juli  1836  wurde  daher  die  Frage  der  Güterzertrümmerung 
und  der  dabei  vorkommenden  Mißbräudie  Gegenstand  der  Be- 
ratung. Der  Referent,  Fürst  von  Hohenlohe-Kirdiberg,  führte 
aus,  daß  sdion  öfter  in  der  Kammer  der  Wunsdi  nadi  Ab- 
stellung des  mandie  Gegenden  des  Landes  heimsudienden  spe* 
kulativen  Güterhandels  ausgesprodien  worden  sei.  Der  Güter* 
handel  sei  wohl  durd)  das  Gesetz  von  1828  und  die  königlidie 
Verordnung  von  1830  den  Juden  verboten.  Allein  er  werde 
nun  audi  von  Christen  und  weit  stärker  als  zuvor  von  den 
Juden  und  meist  weit  sdiädlidier  als  früher  von  diesen  betrieben. 
In  der  gewissenlosen  Zertrümmerung  der  Güter  wurde  von 
dieser  Kammer  eine  große  Gefahr  für  die  zur  Verbesserung 
der  Landwirtsdiaft  erlassene  Ablösungsgesetzgebung  erblid^t,  die 
in  ihren  Wirkungen  gelähmt  und  gestört  würde.  Der  Vorwurf, 
den  spekulativen  Güterhandel  zu  betreiben,  wird  sogar  an- 
gesehenen, wohlhabenden  Männern  gemadit.  Ganz  besonders 
wird  darauf  hingewiesen,  daß  in  Gegenden  wie  z.  B.  in  einem 
großen  Teil  des  Jagstkreises,  nämlidi  dem  Hohenlohe'sdien, 
Limpurgisdien  und  den  Oberämtern  Hall  und  Crailsheim,  wo 
die  Viehzudit  bisher  eine  so  reidie  Quelle  des  Wohlstandes 
gewesen  ist,  diese  Quelle  bald  versiegen  würde,  wenn  der 
Grundbesitz  so  sehr  zersplittert  werde,  daß  die  Möglidikeit 
aufhöre,  den  sowohl  für  die  Bestellung  der  Felder  als  audi 
den  für  die  Viehzudit  erforderlidien  Viehstand  zu  halten. 

Die  hier  ausgesprodienen  Befürditungen  sind  jedodi,  dank 
dem  in  diesen  Gebieten  herrsdienden  gewohnheitsmäßigen  An* 
erbenredit  nidit  eingetreten,  und  es  gilt  der  hier  ansässige  Bauern* 
stand  heute  nodi  im  allgemeinen  als  sehr  wohlhabend. 
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Über  die  Hofmetzgerei  selbst  und  die  unredlidie  und  ver- 
derblidie  Weise,  mit  weldier  diese  betrieben  wird,  wird  auf 
Grund  einer  aus  der  Feder  eines  erfahrenen  Beamten  geflossenen 
Sdiilderung  beriditet,  daß  die  Hofmetzgerei  sidi  damit  besdiäf- 
tige,  größere  Güter  anzukaufen  und  sie  im  einzelnen  wieder 
zu  verkaufen,  Sie  werde  am  liebsten  an  Orten  mit  kleinem 
Güterbesitz  betrieben,  in  denen  eine  gewisse  Anzahl  kleiner 
Güterbesitzer  vorhanden  ist,  weldie  ihre  Lage  durdi  Zukauf 
von  Grundstücken  zu  bessern  wähnen  und,  eben  weil  sie  un- 
vermögend, dann  am  kauflustigsten  sind,  wenn  ein  Teil  des 
Kaufpreises  gestundet  wird,  was  zum  Wesen  der  Hofmetzgerei 
gehört. 

Die  Händler  nützen  in  erster  Linie  den  Verkäufer  aus, 
teils  sein  Alter,  teils  seine  Versdhuldung  oder  andere  Umstände, 
Bei  den  Verkaufsverhandlungen,  die  gewöhnlidi  im  Wirtshause 
stattfinden,  wird  tüdbtig  gezedit,  Ist  ein  möglidist  niedriger 
Kaufpreis  vereinbart,  so  wird  meist  nodi  ausbedungen,  daß, 
wenn  der  Käufer  das  Haus  oder  diese  und  jene  Güter  um 
einen  bestimmten  Preis  nidit  anbringe,  sie  dann  der  Verkäufer 
um  denselben  Preis  wieder  zurücknehmen  müsse.  Der  Verzicht 
auf  die  vierzehntägige  Reuzeit,  die  Einrede  der  Verletzung  und 
der  Betrunkenheit  wird  meist  auf  Verlangen  anstandslos  erklärt. 
So  ist  und  wird  der  Verkäufer  oft  doppelt  betrogen,  da  er  sein 
Gut  um  einen  viel  zu  niedrigen  Preis  verkauft  hat  und  dann 
obendrein  einzelne  unverkäuflidie  Grundstücke  um  hohen  Preis 
wieder  zurücknehmen  muß, 

Noch  gewerbsmäßiger  erfolgt  der  Wiederverkauf  der 
Grundstücke.  Dieser  findet  wieder  nirgends  anders  als  im 
Wirts  hause  statt.  Zu  diesem  Verkaufe  finden  sich  fast  alle 
Ortsbürger  und  die  Güterangrenzer  der  Nadibargemeinden  ein, 
wenn  audi  nidit  mit  der  Absidit  zu  kaufen,  so  doch  um  kosten- 
los zedien  zu  können  und  sdiließlidi,  gegen  ihre  anfänglidie 
Absidit  dodb  zu  bieten.  An  Essen  und  Trinken  lassen  es  die 
Hofmetzger  nidit  fehlen.  Allein  sie  bedingen  sidi,  was  die 
Kauflustigen  nidit  beaditen,  unter  dem  Namen  »Kreuzergeld« 
<2'-'3  Kreuzer  vom  Gulden  des  Kaufpreises)  eine  viel  höhere 
Entsdiädigung  aus,  als  ihr  Zehrungs^  und  Kostenaufwand  be^ 
trägt.  So  betrug,  wie  in  Nr.  3  des  Iandwirtsdiafi:lidien  Wodien^ 
blatts  für  Württemberg  vom  Jahre  1885  angeführt,  bei  einer  im 
Jahre  1875  erfolgten  Zerstückelung  eines  Hofguts,  bei  einer 
Versteigerungsdauer  von  zehn  Tagen  die  Wirtshauszeche  nahezu 
2Ö00  Gulden,  Trotzdem  betrug  der  Gewinn  der  Händler 
nodi  ca.  19000  Gulden.  Dann  heißt  es  in  dem  Kammerproto- 
koll wördidi :  ^> 


i>  Protokoll  von  1836,  S.  1545  fF. 
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„Wenn  etwa  um  9  oder  10  Uhr  nadits  alles  toll  und 
„voll  ist,  so  beginnen  die  Hofmetzger  und  die  ihnen 
„als  Assistenten  dienenden  Christen  und  Juden  die 
„sauberen  Verhandlungen,  die  dann  unter  fortwährendem 
„Essen  und  Trinken  bis  zum  frühen  Morgen  dauern." 
Zu  Beginn  der  Verhandlungen  werden  die  Verkaufs- 
bedingungen verlesen,  die  bei  allen  derartigen  Verträgen  fast 
dieselben  sind:  Verzidit  auf  die  vierzehntägige  Reuzeit,  die 
Einrede  der  Verletzung  und  der  Betrunkenheit,  Verpfliditung 
zur  Bezahlung  der  Gutstrennungsgebühren,  zur  Verzinsung  der 
Kaufpreisrestforderungen  und  Entriditung  von  2—3  Kreuzer 
Kreuzergeld  von  jedem  Gulden  des  Kaufpreises  <bei  einem 
Erlös  von  8000  Gulden  ca.  400  Gulden  Kreuzergeld). 

Nadi  Verlesen  der  Bedingungen  werden  die  einzelnen 
Stüdce  angepriesen  und  dieser  oder  jener  Anwesende  direkt 
zum  Gebote  aufgefordert  und  durdi  Trinken  hierzu  aufgemuntert. 
Besonderer  Wert  wird  auf  das  Anborgen  eines  Teils  des  Kauf* 
preises  gelegt.  Dies  bestimmt  besonders  Unbemittelte,  audi 
ihrerseits  zu  bieten.  So  werden  die  Grundstüd^e  zu  einem 
Preise  verkauft,  der  außer  allem  Verhältnis  zu  ihrer  Ertrags* 
fähigkeit  steht. 

Dann  heißt  es  wörtlidi  weiter: 

„Reidien  Essen  und  Trinken  nidit  zu,  um  die  Leute 
„in  soldie  kauflustige  Gemütsverfassung  zu  versetzen, 
„so  läßt  der  Hofmetzger  nodi  Musik  kommen,  um  sie 
„durdi  diese  nodi  vollends  leiditsinnig  und  toll  zu 
„madien." 

An  Geld  läßt  es  der  Hofmetzger  nidit  fehlen,  wenn  er  dadurdi 
den  Ortsvorsteher  zum  Anwohnen  bei  der  Verhandlung  be* 
stimmen  kann,  um  ihr  so  einen  gewissen  öfFentlidien  Charakter 
zu  versdiaffen  und  es  heißt  a,  a.  O,: 

„Leider  fehlt  es  nidit  an  sdilediten  Subjekten,  die  ihre 

„Untergebenen  so  betrügen  helfen/' 
Bei  soldien  Käufen  ist  sdhon  der  Bemittelte  fühlbar  benaditeiligt, 
der  Unbemittelte  aber  wahrhaft  zu  bedauern.  Die  Zinsen  und 
Abgaben  aus  diesen  Gütern  sind  nidit  aufzubringen,  da  ihr 
Ertrag  in  keinem  Verhältnis  zum  Kaufpreis  steht.  Bald  müssen 
die  Güter  wieder  verkauft  werden  oder,  wenn  der  Kredit  auf* 
hört,  wird  der  neue  Besitzer  gar  im  Zwangswege  seines  Eigen* 
tums  entsetzt.  Und  so  ist  nidit  nur  der  Käufer  vom  Hof* 
metzger  betrogen,  sondern  audi  die  Gemeinde,  der  wieder  ein 
neuer  Armer  zur  Last  fällt. 

Auf  soldie  Weise  kann  eine  früher  wohlhabende  und  in 
Ansehen  stehende  Gemeinde  nadi  und  nadi  verarmen  und  um 
Ruf  und  Kredit  kommen. 
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Diese  Sdhilderungen  wurden  audi  von  anderen  Mitgliedern 
der  Kammer  als  vollkommen  zutreffend  bestätigt.  Auf  Grund 
der  vorgetragenen  Tatsadien  eraditete  die  Kammer  der  Standes* 
Herrn  es  für  notwendig,  die  Regierung  zu  bitten,  ein  allgemeines 
Verbot  gegen  den  Güterhandel  ergehen  zu  lassen.  Die  Kammer 
besdiloß  daher  in  der  Sitzung  vom  25.  Juni  1836,  einen  Antrag 
an  die  Regierung  zu  stellen,  der  dahin  ging,  »die  Regierung 
wolle  den  Ankauf  von  geschlossenen  Höfen  zum  Wiederverkauf 
und  die  Zersplitterung  aus  diesem  Anlasse  ^  wenn  die  Höfe 
unter  40  Morgen  <ca.  13  ha>  Meßgehalt  haben  —  gänzlidi 
verbieten  und  für  die  nadiher  nodi  zulässigen  Verkäufe  bei 
bedeutenden  Strafen  den  Verkauf  in  Wirtshäusern  oder  bei 
Zedien  in  anderen  Lokalen  untersagen,  audi  anordnen,  daß 
zur  Absdieidung  der  aus  dem  Güterhandel  entspringenden  un* 
zähligen  Prozesse  entweder  bei  soldien  Verkäufen  die  Verzidit- 
leistung  auf  die  vierzehntägige  Reuzeit  unstatthaft  sei,  oder  daß 
die  Verträge  nur  mit  Beratung  des  betreffenden  Gemeinderats 
niedergesdirieben  werden  und  erst  nadi  dieser  Niedersdirift 
Gültigkeit  erhalten.«  Die  Kammer  der  Abgeordneten  wurde 
aufgefordert,  diesem  Besdilusse  beizutreten. 

Von  der  Regierung  wurde  jedodi,  wie  sie  später  in  einer 
Note  vom  23.  Oktober  1852  an  die  Abgeordnetenkammer  sagt, 
nadi  der  damaligen  Sadilage  Bedenken  getragen,  diesem  Gesudhe 
zu  entspredien. 

vSchon  einige  Monate  früher,  am  18.  April  1836  bradite 
der  Vizepräsident  der  Abgeordnetenkammer  die  Frage  der  Grund* 
stüd^szertrümmerung  zur  Spradie  und  stellte  den  Antrag,  die 
Abgeordnetenkammer  möge  die  Regierung  bitten,  den  Ankauf 
gesdilossener  Güter  zum  Zwecke  der  Zerschlagung  allgemein 
zu  verbieten.  Er  begründete  seinen  Antrag  audi  mit  den  be* 
reits  oben  geschilderten  von  der  Kammer  der  Standesherren 
festgestellten  Tatsachen,  hebt  aber  in  seiner  Begrüdung  noch 
weitere  Momente  hervor,  welche  erkennen  lassen,  welch'  große 
Bedeutung  und  Gefahr  man  dem  damals  herrschenden  Güter* 
Schacher  beimaß,  wenn  er  sagt: 

»Der  Schacherhandel  mit  Gütern,  mag  er  von  Juden  oder 
Christen  betrieben  werden,  ist  für  den  Staat  nachteilig  und 
für  den  Einzelnen  im  allgemeinen  verderblich,  besonders  wenn 
die  Bevölkerung  bei  wenig  dankbarem  Boden  mit  rauhem 
Klima  zu  kämpfen,  also  eine  größere  Grundfläche  für  ihren 
Unterhalt  nötig  hat.  Im  Staatsleben  ist  der  Grundbesitz  der 
Schwerpunkt,  und  es  ist  eine  Versündigung  an  den  wahren 
Interessen  des  Staates,  den  Grundbesitz  zum  Gegenstand  des 
Sdiachergewerbes  zu  machen.«  Er  will  einen  Bauernstand  auf 
geschlossenen  Gütern  von  angemessener  Größe  erhalten  wissen. 
»Wenn  der  Boden  so  zerstückelt  ist,  daß  er  nicht  mehr  mit  dem 
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Pfluge,  sondern  mit  der  Had^e  bearbeitet  werden  kann,  leidet 
Ad^erbau  und  Viehzudit.  Alles  seufzt  unter  dem  Drud^e  einer 
Übervölkerung.  Der  Mittelstand  ist  untergegangen  Es  gibt 
nur  viele  Arme  und  wenig  Reidie.  Das  Ganze  muß  sidi  in 
ein  Fabrikleben  umgestalten  und  da,  wo  einst  ein  kräftiger, 
religiös-sittlidier,  zufriedener  Mensdiensdilag  lebte,  wird  man 
jene  bleidien,  abgemagerten,  sdiwindsüditigen,  demoralisierten 
Fabrikmensdien  finden.«  Diese  Ausführungen  sind  zweifellos 
übertrieben,  aber  sie  werden  im  Kerne  zugetroffen  haben.  Nidit 
jede  Verteilung  des  Grundeigentums  wird  von  ihm  bekämpft. 
Er  kennt  die  Naditeile,  die  ein  zu  ausgedehnter  Grundbesitz 
für  die  Volkswirtsdiaft  im  allgemeinen  und  den  Besitzer  im 
besonderen  hat.  Er  wünsdit,  daß  ein  angemessener  Teil  einer 
jeden'  Markung,  auf  der  bisher  nur  gesdilossene  Güter  be- 
standen haben,  in  frei  walzende  Grundstüd^e  verwandelt  werde, 
damit  jede  fleißige  und  sparsame  Familie  sidi  Grundeigentum 
erwerben  könne.  Auf  die  Erhaltung  eines  guten  Bauernstandes 
wird  großes  Gewidit  gelegt.  Es  soll  deshalb  wenigstens  die 
Hälfte  der  Markung  in  eigenen,  aber  gesdilossenen  Gütern  er- 
halten bleiben,  die  zwar  im  Ganzen  veräußert,  aber  nie  zer- 
trümmert werden  dürfen.  Wenn  in  einer  Gegend  eine  Ver- 
kleinerung des  Grundbesitzes  angemessen  sei,  so  würde  sid\ 
diese  für  sidi  selbst  madien  und  nie  weiter  gehen,  als  den 
obwaltenden  Umständen  und  dem  Bedürfnis  der  Einwohner 
angemessen  wäre.  Die  naditeilige  Wirkung  der  unbesdiränkten 
Zersplitterung  für  den  Staat  und  den  Einzelnen  wurde  an  der 
Hand  einer  großen  Zahl  von  Beispielen  nadizuweisen  versudit. 
Zum  Sdilusse  der  Ausführungen  ist  ausgesprodien,  daß  die 
Zertrümmerung  gesdilossener  Güter  nur  da  von  wohltätigen 
Folgen  sein  wird,  wo  sie  von  soldien  Gutsbesitzern  durdi^ 
geführt  wird,  denen  der  Umfang  ihres  Gutes  zu  groß  ist  und 
die  ihn  deshalb  durdi  Veräußerung  eines  Teils  desselben  auf 
eine  ihren  Betriebskräften  angemessene  Größe  reduzieren.  Die 
abgerissenen  Teile  kommen  nur  in  die  Hände  bereits  ansässiger 
Familien,  die  sie  ohne  die  Täusdiungen  der  Hofsdiläditer  aus 
eigenen  Mitteln  und  als  eine  Beihülfe  zu  ihrer  sdion  begrün- 
deten Existenz  erwerben. 

Die  Kommission,  der  dieser  Antrag  und  das  Ersudien 
der  ersten  Kammer  zum  Beitritt  zu  ihrem  Besdilusse,  zur  Be- 
ratung überwiesen  wurde,  war  der  Ansidit,  daß,  wenn  die 
Güterverteilung  je  Besdiränkungen  unterworfen  sein  solle  oder 
könnte,  was  der  Kommission  zweifelhaft  ersdiien,  soldies  nur  durdi 
ein  Kulturgesetz  gesdiehen  könne.  Ein  soldies  Gesetz  sollte  das 
Minimum  bestimmen,  auf  das  ein  Gut  zurüdigebradit  werden  dürfe. 

Der  Antrag  wurde  aber  abgelehnt,  ebenso  der  Antrag 
der  Kommission,  dem  von  der  ersten  Kammer  gefaßten  Besdiluß 
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wegen  Erlassung  eines  Verbotes  gegen  die  bei  der  Gütern 
Zertrümmerung  zutage  tretenden  Mißbräudie  beizutreten,  da  die 
Regierung  diese  Zustände  audi  auf  niditoffiziellem  Wege  kennen 
lerne. 

Von  einem  Gesetz,  das  der  Güterzertrümmerung  an  sidi 
entgegen  wirken  sollte,  verspradi  sidi  die  Kammer  keinen  Erfolg. 
Die  riditige  Bodenverteilung  sollte,  wie  bereits  gesagt,  nadi  ihrer 
Meinung  durdi  ein  Ad^erbaugesetz  erzielt  werden^  wobei  der 
Versdiiedenheit  der  einzelnen  Landesteile  Redinung  getragen 
werden  müßte. 

Für  ein  zu  sdiaffendes  Ackerbaugesetz  wurde  die  Boden^ 
freiheit  als  Grundbedingung  der  Kulturfreiheit  aufgestellt,  ferner 
die  unbesdiränkte  Kulturfreiheit  im  Ackerbau  selbst.  Dabei 
wurde  nadizuweisen  versudit,  wie  notwendig  es  sei,  daß  die 
Gesetzgebung  auf  dem  betretenen  Wege  der  Ablösung  fort* 
wandle. 

Die  Forderung  der  Kulturfreiheit  war  besonders  eine 
Folge  der  Ausdehnung  des  Zollvereinsgebiets,  Man  befürditete, 
aus  der  daraus  hervorgehenden  Handelsfreiheit  eine  naditeilige 
Einwirkung  auf  die  landwirtsdiaftlidien  Gewerbe,  Dieser  ver* 
muteten  naditeiligen  Einwirkung  wollte  man  mit  einer  Kultur* 
freiheit  entgegentreten. 

Es  wurde  in  der  Folge  audi  von  dieser  Kammer  ein 
Besdiluß  gefaßt,  die  Regierung  zu  bitten,  den  Entwurf  eines 
Agrikulturgesetzes  bearbeiten  und  den  Ständen  vorlegen  zu 
lassen.  Dieses  Gesetz  sollte  über  die  den  Landbau  betreffen* 
den  Verhältnisse  der  Landwirte  zueinander  und  zur  äußeren 
Natur  insoweit  sadigemäße  Vorsdiriften  erteilen,  als  die  Natur 
der  Sadie  es  erfordert  und  gestattet. 

Ein  diesbezüglidies  Gesetz  ist  in  der  Folge  zwar  aus* 
gearbeitet,  den  Ständen  aber  dann  nidit  zur  Beratung  vor* 
gelegt  worden. 

Der  einzige  Erfolg  der  Eingaben  beider  Kammern  an  die 
Regierung  war  der  Erlaß  einer  allerdings  erst  am  22,  Dezember  1841 
herausgekommenen  Ministerialverfügung,  In  dieser  wird  den 
Bezirksgeriditen  die  Auflage  gemadit,  die  Ortsvorsteher  zu  ver* 
anlassen,  die  Gemeindeangehörigen  vor  den  Umtrieben  und 
Kunstgriffen  der  Güterhändler  unter  Bekanntmadiung  der  wegen 
der  reditlidien  Folgen  arglistiger  Hinterführung  und  Beredung 
bestehenden  Vorsdiriften  zu  verwarnen.  Ferner  wird  den 
Polizeibehörden  anempfohlen,  bei  Güterversteigerungen  dem 
Aufstellen  und  Verabreidien  von  Speisen  und  Getränken  an 
die  Kauflustigen  und  dem  Aufspielen  von  Musikanten,  sowie 
der  Vornahme  von  Versteigerungen  zur  Naditzeit  mit  allen 
tunlidien  Mitteln  entgegenzuwirken. 
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Auch  die  Ortsvorsteher  und  Gemeinderäte  werden  er- 
innert, jeder  eigenen  Teilnahme  an  soldien  Mißbräudien,  durdi 
weldie  ihr  amtlidies  Ansehen  gefährdet  würde,  sidi  zu  enthalten. 

Allein  diese  Ministerialverfügung  enthielt  als  bloße  Ver* 
Ordnung  keine  entsdieidenden  Bestimmungen. 

In  der  Kammer  der  Abgeordneten  stand  am  2.  Juli  1845 
die  Frage  der  Einbringung  eines  Fallehen^Allodifikationsgesetzes 
zur  Beratung.  Bei  diesem  Anlaß  kam  der  Antrag  mit  ein,  die 
Regierung  zu  bitten,  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  und  weldie 
Bestimmungen  in  den  Gesetzentwurf  aufzunehmen  wären,  um 
der  großen,  die  Verarmung  des  Bauernstandes  herbeiführenden 
Zerstüd^elung  der  Fallehen  nadi  bewirkter  Allodifikation  Ein* 
halt  zu  tun. 

Im  Sinne  dieses  Antrags  spradien  sidi  audi  eine  Anzahl 
von  zu  gleidier  Zeit  eingekommenen  Petitionen  von  Gemeinden 
Obersdiwabens  aus.  28  Gemeinden  aus  dem  Oberamt  Wib- 
lingen bei  Ulm  bitten  in  dem  Gesudie  um  Allodifikation,  sagen 
aber,  daß  sie  zugleidi  ein  Gesetz  gegen  die  Güterzerstüd^elung 
verlangen  und,  wenn  dieses  Gesetz  nidit  gegeben  werden 
könnte,  sie  auf  die  Allodifikation  der  Lehen  verziditen,  da  sie 
alsdann  den  Lehenverband  für  das  geringere  Übel  hielten.  Nodi 
bestimmter  spredien  sidi  zehn  Gemeinden  des  Oberamts  Leut* 
kirdi  aus.  Sie  sagen,  wenn  nidit  ein  Gesetz  der  Verteilung 
der  allodifizierten  Lehen  entgegenwirke,  so  führe  die  Allo- 
difikation viel  größeres  Unheil  herbei  als  der  Lehenverband  selbst. 
Bittgesudie  weiterer  elf  Gemeinden  Obersdiwabens  sind  ähn- 
lidien  Inhalts. 

In  der  Kammer  der  Abgeordneten  wurde  bezüglidi  dieser 
Bittsdiriften  ausgeführt,  daß  sie  sidi  im  Sinne  von  ganz  Ober* 
sdiwaben  ausspredien.  Ohne  ein  soldies  Gesetz  sei  die  Allo* 
difikation  der  Fallehen  das  unheilvollste  Ereignis,  weldies  diesen 
Landesteil  treffen  könne.  Obersdiwaben  sei  nidit  so  fruditbar 
wie  das  Unterland. 

Trotzdem  diesem  Antrag  nun  eine  Menge  Petitionen  zur 
Seite  standen,  wurde  er  dodi  von  der  Abgeordnetenkammer 
am  2.  Juli  1845  mit  56  gegen  32  Stimmen  abgelehnt.  Aus  den 
einzelnen  bei  der  Abstimmung  abgegebenen  Erklärungen  geht 
hervor,  daß  man  vielleidit  Übelstände,  weldie  die  Zersdilagung 
größerer  Güter  zu  begleiten  pflegen,  beseitigen,  aber  die  Zer* 
stüd^elung  selbst  sdiwerlidi  verhüten  könne  und  ein  entspre* 
diendes  Gesetz  fast  unmöglidi  sei. 

Daß  audi  die  Regierung  auf  ähnlidiem  Standpunkt  stand, 
erhellt  daraus,  daß  der  im  Dezember  1885  in  Biberadi  tagenden 
Jahreskonferenz  obersdiwäbisdier  Landwirte,  die  ebenfalls  um 
Besdiränkung  der  Zerstüd^elung  der  Güter  bat,  der  Besdieid 
wurde,  daß  das  Ministerium,  nadidem  dieser  Gegenstand  sdion 
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einer  allseitigen  Prüfung  unterworfen  worden  sei,  keinerlei  Ver- 
fügung auf  die  vorgelegte  Bitte  zu  treffen  vermöge. 

Jedodi  weder  das  Gesetz  von  1828  und  die  Ministerial- 
verfügung  von  1830,  weldie  den  Juden  den  Handel  mit  Grund- 
stüd^en  verboten,  nodi  besonders  die  Ministerialverfügung  von 
1841  haben  vermodit,  dem  Unfug,  dem  sie  entgegenwirken 
sollten,  zu  steuern. 

Die  Bitten  von  Seiten  der  beteiligten  Kreise  um  Sdiaffung 
von  Abhülfe  wurden  immer  lauter,  besonders  da  inzwisdien 
den  Juden  der  Güterhandel  wieder  gestattet  worden  war.  So 
berichtet  ein  Artikel  im  Staatsanzeiger  für  Württemberg  von 
Anfang  Februar  1852  aus  dem  Oberamt  Gerabronn,  daß  seit 
den  Juden  der  Güterhandel  gesetzlidi  gestattet  sei,  in  einem 
Umkreise  von  wenig  Stunden  im  Durdisdinitt  jede  Wodie  drei 
bis  vier  Bauernhöfe  zertrümmert  würden.  Ein  Artikel  im  selben 
Blatt  beriditet  um  die  gleidie  Zeit  aus  dem  Oberamt  Tutdingen 
Ähnlidies  von  dem  Treiben  der  dort  »eingenisteten  GeselU 
sdiaften  von  Güterhändlern«.  Ein  Abgeordneter  stellte  deshalb 
am  19.  November  1851  erneut  in  der  Absidit,  der  Güter» 
Zertrümmerung  zu  begegnen,  an  die  Abgeordnetenkammer  den 
Antrag,  die  königlidie  Regierung  zu  bitten,  im  Wege  der  Ge-  ^ 
setzgebung  den  Verzidit  auf  die  vierzehntägige  Reuzeit  ^>  bei 
Veräußerung  liegender  Güter  für  ungültig  zu  erklären. 

Dieser  Antrag  wurde  der  Justizgesetzgebungskommission 
überwiesen.  In  der  Abgeordnetenkammer  selbst  wurde  der 
Antrag  in  der  Sitzung  vom  16,  Februar  1852  zur  Beratung 
gebracht,  wobei  wiederholt  auch  die  Frage  der  Güterzer* 
trümmerung  zur  Sprache  kam.  Jetzt  bildete  sich  eine  Mehrheit, 
welche  in  dem  »schändlichen  Treiben«  der  Hofmetzger  eine 
Gefahr  sowohl  für  den  Staat  als  auch  für  den  Einzelnen  er- 
blickte, und  es  wurde  beschlossen,  eine  Adresse  an  die  Regierung 
abgehen  zu  lassen,  in  welcher  letztere  gebeten  wird  zu  erwägen, 
durch  welche  Mittel  den  Mißbräuchen  beim  Güterhandel  wirk* 
sam  begegnet,  namentlich  ob  nicht  und  in  welchem  Umfang  der 
Verzicht  auf  die  vierzehntägige  Reuzeit  bei  Veräußerung  liegen* 
der  Güter  für  unzulässig  erklärt  und  die  Güterversteigerungen 
von  der  Vornahme  auf  den  Rathäusern  durch  die  Ortsvorsteher 
abhängig  gemacht  werden  könne. 

Auch  bei  der  Kammer  der  Standesherren  ist  am  9,  De* 
zember  1851   eine  Eingabe  des  landwirtschaftlichen  Vereins 

^>  Nach  dem  württembergisdhen  Landrecht  war  nämlich  der  Kauf= 
vertrag  über  ein  Grundstück  an  besondere  Formen  nicht  gebunden  und 
konnte  innerhalb  einer  Reuzeit  von  14  Tagen  wieder  einseitig  aufgehoben 
werden.  Nach  zwei  Wochen  erfolgte  erst  gerichtliches  Erkenntnis.  Diese 
Bestimmung  paßte  natürlidi  nicht  in  das  Programm  der  Gütcrhändler,  des- 
halb madhten  sie  auch  immer  von  dem  auf  Gewohnheit  beruhenden  Rechte 
Gebrauch,  auf  die  Reuzeit  verziditen  zu  lassen,  was  gesetzlich  nicht  verboten  war. 
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Münsingen  eingekommen,  in  weldier  diese  Kammer  ersucht 
wird,  der  Sdiädlidikeit  und  Gemeingefährlidikeit  des  unbe- 
sdiränkten  Güterhandels,  weldier  ein  Nationalunglück  genannt 
wird,  entgegenzuwirken.  In  diesem  Gesudie  wird  verlangt, 
daß  die  Hofmetzgerei  absolut  verboten  und  jeder  hofmetzgerisÄe 
Handel  an  und  für  sich  für  ungültig  erklärt  werden  solle.  Ferner 
die  Erriditung  bäuerlidier  Fideikommisse  mit  fürsorglidien  Be* 
Stimmungen  für  die  zum  Hofbesitz  nidit  gelangenden  Kinder 
und  die  Förderung  der  Gründung  von  Einödhöfen  durdi 
Staatsprämien,  um  so  den  sehr  zusammengesdimolzenen  Bauern^ 
stand  wieder  etwas  zu  ergänzen. 

Die  Kammer  der  Standesherrn,  welche  übrigens  schon 
längst  einmütig  gegen  die  planlose  Güterzertrümmerung  auf- 
getreten war,  besdiloß  in  der  Sitzung  vom  23.  Februar  1852 
nach  Beratung  der  erwähnten  Eingabe,  ebenfalls  wiederholt 
eine  Adresse  an  die  Regierung  gelangen  zu  lassen. 

In  der  Adresse  wird  verlangt,  zu  erwägen,  auf  welche 
Art  dem  so  verderblichen  Güterhandel  <Hofmetzgerei>  und  den 
dabei  vorkommenden,  gegen  alle  Ordnung  verstoßenden,  in 
vielfacher  Beziehung  die  öffentlidie  Wohlfahrt  gefährdenden 
Umtrieben  Einhalt  getan,  mindestens  einer  Zerstückelung  der 
noch  bestehenden  größeren  Höfe  vorgebeugt  werden  könne. 
Zu  diesem  Antrag  wurde  die  Kammer,  wie  aus  den  Verband;^ 
lungen  hervorgeht,  noch  besonders  durch  die  Tatsache  veranlaßt, 
daß  seit  dem  Jahre  1848  die  Hofmetzgerei  in  Gegenden,  in 
denen  bis  dahin  das  Lehenssystem  bestand,  sehr  stark  zu* 
genommen  hatte. 

Nunmehr  konnte  sidi  die  Regierung  den  an  sie  geriditeten 
Bitten  nidit  mehr  versdiließen,  umsomehr  als  durdi  die  im 
Jahre  1848  erfolgte  Befreiung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes 
von  dem  Lehen-  und  Grundherrlichkeitsverbande  eine  bedeu* 
tende  Sdiranke,  weldie  der  Güterzertrümmerung  bis  dahin  nodi 
entgegenstand,  hinweggeräumt  worden  war.  Von  der  Regierung 
wurde  nun,  wie  aus  einer  Note  der  königlichen  Ministerien 
der  Justiz  und  des  Innern  vom  23.  Oktober  1852  an  den 
Ständisdien  Aussdiuß  hervorgeht,  die  unleugbare  Tatsache  an* 
erkannt,  daß  in  den  letztverflossenen  zehn  Jahren,  besonders 
aber  seit  Erlassung  der  Ablösungsgesetze  »das  verderblidie 
Treiben  der  Hofmetzger  in  einer  die  Wohlfahrt  Einzelner  und 
selbst  ganzer  Gemeinden  in  hohem  Grade  gefährdenden  Weise 
zugenommen  hat«. 

Bereits  in  einer  Ministerialverfügung  vom  4.  Juni  1852 
werden  die  Teilungsbehörden  erinnert,  den  Mißständen,  die  sich 
durdi  die  zu  große  Verteilung  von  Grundstücken  unter  die 
Erben  bei  Nachlaßteilungen  ergeben,  nadi  Kräften  entgegen* 
zu  wirken.    Am  23,  Oktober  1852  bradite  die  Regierung  den 
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Entwurf  eines  Gesetzes  »betr.  die  Beseitigung  der  bei 
Liegenschaftsveräußerungen  und  insbesondere  bei  der 
Zerstückelung  von  Bauerngütern  vorkommenden  Miß- 
bräuche« zur  Beratung  bei  den  Ständen  ein.  Das  Gesetz 
selbst  kam  am  23.  Juni  1853  zustande. 

Der  wesentlidiste  Inhalt  des  Gesetzes  ist  folgender: 
Art,  1—4  enthalten  Bestimmungen  über  die  Sdirifdidikeit  der 
Kauf^  und  Tausdiverträge,  Abs.  4  insbesondere  nodi  die  Be^ 
Stimmung,  daß  Aufstreidisverhandlungen  nur  unter  Leitung  des 
zuständigen  Notars,  Ortsvorstehers  oder  Ratssdireibers  und 
mit  Beiziehung  eines  Gemeinderatsmitglieds  in  einem  amdidien 
Lokale,  an  Wodientagen  und  nidit  zur  Naditzeit  stattfinden 
dürfen.  Ebenso  daß  die  Verabreidiung  von  Speisen  und  Ge- 
tränken in  dem  Versteigerungslokal  und  anstoßenden  Gelassen 
vor  und  während  der  Versteigerungsverhandlung  verboten  sei. 
Art.  4  verfolgt  also  den  Zwed<:,  den  Käufer  vor  Übereilung 
und  Enttäusdiung  zu  bewahren, 

Art.  5  enthält  die  widitigen  Bestimmungen,  daß  es  un^ 
statthaft  und  unverbindlidi  ist,  daß  der  Verkäufer  für  einen 
bestimmten  Erlös  aus  dem  Kaufgegenstande  Garantie  leiste 
oder  sidi  gefallen  lassen  müsse,  für  seine  Kaufpreisforderung 
sidi  auf  die  beim  Wiederverkauf  zu  bedingenden  Kaufpreiszieler 
verweisen  zu  lassen.  Ferner  daß  er  eines  oder  mehrere  Stüd^e 
von  den  Verkaufsgegenständen  um  einen  bestimmten  Preis 
wieder  an  Zahlungsstatt  zurüd^nehmen  müsse,  falls  diese  Stüd^e 
nidit  verkauft  werden  können. 

Daß  die  Dauer  der  gesetzlidien  Reuezeit  durdi  Verzidit 
nur  auf  drei  Tage  besdiränkt  werden  kann,  bestimmt  der  Art,  8 
des  Gesetzes,  und 

der  Art.  10  setzt  fest,  daß  außer  den  gesetzlidien  Abgaben 
und  Gebühren  weitere  Nebenleistungen,  wie  z.  B,  Trinkgeld, 
Kreuzergeld,  Sdimusgeld,  Provision,  Zehrungsaufwand  und 
dergleidien  nidit  ausbedungen  werden  dürfen. 

Art.  11  lautet:  »Wer  ein  oder  mehrere  Grundstüd^e  im 
Flädiengehalt  von  wenigstens  zehn  Morgen  <3  ha  15  ar  17  qm> 
aus  »einer  Hand«  durdi  einen  Kauf-  oder  Tausdivertrag 
erwirbt,  darf,  ehe  er  diese  Liegensdiaften  nidit  wenigstens  drei 
Jahre  im  Besitz  gehabt  hat,  entweder  dieselbe  nur  im  Ganzen 
oder  nidit  mehr  als  den  vierten  Teil  derselben  verkaufen.« 
<Bei  der  Flädienberedinung  bleiben  Gebäude  außer  Betradit.) 
Ausnahmen  sind  zugelassen,  so  u,  a.,  wie  es  in  Art.  12  Ziff.  5 
des  Gesetzes  heißt,  mit  besonderer  Erlaubnis  der  Kreisregierung, 
weldie  die  Genehmigung  dann  nidit  verweigern  wird,  wenn  der 
stüd^weise  Wiederverkauf  nadi  der  Persönlidikeit  und  den  Ver- 
hältnissen des  Eigentümers  nidit  als  eine  Handelsspekulation 
sidi  darstellt  oder  wenn  er  nadi  den  besonderen  Verhältnissen 
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der  Gemeinde  als  vorteilhaft  ersdieint.  Bei  der  Bestimmung 
des  Flädieninhalts  von  10  Morgen,  weldie  von  dem  Verbote 
einbezogen  sind,  ging  das  Gesetz,  wie  es  in  den  Motiven  heißt, 
von  der  zutreffenden  Erwägung  aus,  daß  erst  von  dieser  Grenze 
an  der  gesetzlidie  Zwed^  der  Erhaltung  selbständiger  landwirt- 
sdiaftlidier  Existenzen  in  Frage  kommt. 

Art.  12  sagt,  daß  verbotene  Stüd^käufe  ungültig  sind  und 
nidit  in  die  öfFentlidien  Büdier  eingetragen  werden  dürfen,  ferner, 
daß  diesem  Verbote  audi  derjenige  unterliegt,  der  ein  soldies 
Gut  bloß  als  Sdieinbevollmäditigter  des  früheren  Eigentümers, 
in  Wirklidikeit  aber  für  eigene  Redinung  stüd^weise  verkauft. 

Art.  13  enthält  Strafbestimmungen  und  bedroht  u.  a.  be- 
sonders denjenigen,  der  die  verbotene  stüd^weise  Veräußerung 
von  Gutskomplexen  gewerbsmäßig  betreibt,  mit  Gefängnis  bis 
zu  3  Monaten  und  Geldstrafe  bis  zu  500  Gulden. 

Die  Kammer  erkannte,  daß,  wie  jedes  Veräußerungsverbot, 
so  audi  ein  Verbot  der  stüd^weisen  Veräußerung  mit  der  Durdi- 
brediung  des  Reditsgrundsatzes  von  der  freien  Verfügung  des 
Eigentümers  über  sein  Eigentum  eine  für  diesen  gelegentlidi 
red^t  empfmdlidie  Ersdiwerung  der  Verkäuflidikeit  und  damit 
unter  Umständen  eine  Preisminderung  seiner  Liegensdiaft  be- 
wirke. Darum  wurde  es  abgelehnt,  aus  dem  volkswirtsdiaft- 
lidien  Wunsdie  einer  Erhaltung  der  Bauerngüter  die  Konsequenz 
eines  absoluten  Verbotes  der  Zerstüd^elung  zu  ziehen.  Das 
Verbot  besdiränkt  sidi  durdiaus  auf  Güter  von  einem  gewissen 
Flädieninhalt  und  verbietet  audi  dem  Eigentümer  nidit,  sein 
Gut  selbst  zu  zerstüdceln.  Nur  die  Zerstüd^elung  durdi  Ver* 
mittelung  der  Zwisdienhändler  wurde  unter  Verbot  gestellt. 

Es  ist  hervorzuheben,  daß  bei  der  ganzen  Verhandlung 
über  das  Gesetz  gegen  die  Güterzertrümmerung  der  Gesidits^ 
punkt  der  wudierisdien  Ausbeutung  der  ländlidien  Bevölkerung 
sehr  in  den  Vordergrund  gerüd^t  wurde,  was  sdion  der  Titel 
des  Gesetzes  ausdrüd^t.  Die  ganze  Gesetzgebung  bis  zum 
heutigen  Tage  bekämpft  nur  die  Güterzertrümmerung  durdi 
Zwisdienhändler,  Es  wird  in  der  Gesetzgebung  streng  unter* 
sdiieden  zwisdien  dem  Vorgang  bei  der  gewerbsmäßigen,  bezw. 
von  Dritten  ausgehenden  Güterzertrümmerung  und  der  alU 
gemeinen  Tendenz  zur  Güterverkleinerung  <der  Betriebsflädien), 
die  an  sidi  nodi  keine  künstÜdie  Madie  zu  sein  braudit,  bei 
der  vielmehr  meist  Zwed^mäßigkeitsfragen  wirtsdiaftlidier  Art 
in  Betradit  kommen. 

Von  Reidiswegen  wurde  dem  Güterwudier  begegnet,  in^ 
sofern  die  Wudiernovelle  vom  19.  Juni  1893  die  Bestrafung  wegen 
Wudiers  audi  auf  den  sog,  »Sadiwudier«  ausdehnt,  Durdi  die  in 
§  367  Str.  G.  B,  eingefügte  Ziffer  16  wird  derjenige  mit  Strafe  be- 
droht, der  den  über  das  Abhalten  von  öffentlichen  Versteigerungen 
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und  über  das  Verabfolgen  geistiger  Getränke  vor  und  bei  öfFentlidien 
Versteigerungen  erlassenen  polizeil.  Vörsdiriften  zuwiderhandelt, 

Namendidi  ermögliditen  audi  die  Einsdialtungen  in  den 
§§  35  und  38  R,  G,  O.  den  Gesdiäftsbetrieb  der  Händler  mit 
ländlidien  Grundstüd^en  einer  gewissen  Kontrolle  zu  unter- 
stellen. Sie  boten  den  nädisten  Anlaß,  landesgesetzlidi  Sdiutz^ 
maßnahmen  gegen  den  Güterwudier  zu  erlassen.  Diese  Mög- 
lidikeit,  gegen  den  Grundstüd^swudier  nidit  nur  strafredididi, 
sondern  audi  auf  polizeilidiem  Wege  vorzugehen,  veranlaßte 
das  Ministerium  des  Innern,  auf  Antrag  des  Gesamtkollegiums 
der  Königlidien  Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft,  am  19  Ok- 
tober 1896  zum  Erlaß  einer  Verfügung,  die  Vorsdiriften  über 
den  gewerbsmäßigen  Betrieb  des  Handels  mit  ländlidien  Grunde 
stüdcen  enthält. 

Der  Inhalt  der  Verfügung  vom  19,  Oktober  1896  und 
der  in  §  6  genannter  Verfügung  erwähnten  Verordnung  vom 
gleidien  Tage,  betreffend  den  Gesdiäftsbetrieb  der  gewerbs- 
mäßigen Vermittlungsagenten  für  Verträge  über  ländlidie  Grund- 
stüd^e  und  ferner  der  fnhalt  des  Ministerialerlasses  vom 
11.  August  1905  <Amtsbl.  S.  247>  zum  Vollzug  der  Vorsdiriften 
der  beiden  Ministerial Verfügungen  vom  19,  Oktober  1896  ist 
im  wesendidien  folgender: 

Gewerbsmäßige  Güterhändler  sind  zur  ordnungsmäßigen 
Budiführung  verpfliditet.  Die  Büdier  sind  zur  Beglaubigung 
der  Gesamtseitenzahl  der  OrtspoMzei  vorzulegen.  Ohne  ober- 
amdidie  Genehmigung  Ist  Verniditung  der  Büdier  verboten. 
Jedes  den  Handel  mit  ländlidien  Grundstüd^en  betreffende  Ge- 
sdiäft  ist  unter  Wahrung  versdiiedener  Vorsdiriften  sofort  zu 
budien.  Die  Akten  und  Büdier,  weldie  von  der  Polizeibehörde 
jederzeit  geprüft  werden  können,  sind  fünf  Jahre  lang  auf- 
zubewahren. Jeder  Güterhändler,  der  ein  von  ihm  aus  freier 
Hand  durdi  Kauf-  oder  Tausdivertrag  erworbenes  Gut  stüd^- 
weise  zu  veräußern  beabsiditigt,  hat  vor  Einleitung  des  Ge- 
sdiäfts  dem  Oberamte,  in  dessen  Bezirk  das  Gut  liegt,  von 
seiner  Absidit  Anzeige  zu  madien.  Diese  Vorsdirift  findet  audi 
Anwendung  bei  der  stüd^weisen  Veräußerung  durdi  einen  be^ 
vollmäditigten  Händler.  Ähnlidie  Bestimmungen  sind  für  die 
gewerbsmäßigen  Vermittlungsagenten  für  Verträge  über  ländlidie 
Grundstüd^e  erlassen.  Die  Oberämter  sind  verpflliditet,  ein  Ver* 
zeidinis  der  in  ihrem  Bezirke  wohnenden  gewerbsmäßigen  Güter* 
händler  und  Vermittlungsagenten  für  Verträge  über  ländlidie 
Grundstüd^e  zu  führen  und  gegen  soldie  Güterhändler  und 
Vermittlungsagenten,  weldie  die  Anzeige  über  die  Eröffnung 
ihres  Gesdiäftsbetriebs  unterlassen,  vorzugehen  und  in  geeig* 
neten  Fällen  den  Betrieb  zu  untersagen. 

"      i>  Reg.-BIatt  S.  345  ff. 
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Hiernadi  ist  die  Frage  offen  gelassen,  ob  audi  der  stille 
Teilhaber  eines  Güterhändlers  diesen  Vorsdiriften  unterhegt. 

Die  Könighdie  Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft,  auf 
deren  Antrag  diese  Bestimmungen  erlassen  wurden,  ließ  sidi 
hierbei  von  dem  Gesiditspunkt  leiten,  daß  Verträge  über  Grunde 
stüd^e  nadi  Art.  275  Allgem.  Deutsdien  H.  G.  B.  nidit  als 
Handelsgesdiäfte  galten  und  demnadi  Handelsbudiführung  nidit 
nötig  war,  was  durdi  obige  Vorsdiriften  ausgeglidien  werden 
sollte. 

Mit  der  Einführung  des  B.  G.  B.  am  1.  Januar  1900 
traten  die  privatreditlidien  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
23,  Juni  1853,  betr.  die  Beseitigung  der  bei  Liegens diafts Ver- 
äußerungen und  insbesondere  bei  der  Zerstüd^elung  von  Bauern^ 
gütern  vorkommenden  Mißbräudie  im  allgemeinen  außer  Kraft. 
Auf  Grund  des  Vorbehalts  in  Art.  119  Nr.  2  Einf.^Ges.  zum 
B.  G.  B,  blieben  jedodi  die  eine  stüd^weise  Wiederveräußerung 
von  Gutskomplexen  im  Flädiengehalt  von  wenigstens  10  Morgen 
<3  ha  15  a  17  qm>  besdiränkten  Vorsdiriften  <AA.  11  und  12 
jenes  Gesetzes)  im  wesentlidien  aufredit  erhalten,  und  es  wurden 
demgemäß  audi  die  an  diese  Artikel  ansdiließenden  Straf* 
bestimmungen  durdi  das  B.  G,  B.  nidit  berührt.  Dadurdi  wurde 
die  Regierung  zunädist  vor  die  Frage  gestellt,  ob  auf  Grund 
des  Vorbehalts  in  Art.  119  Nr.  2  Einf.^Ges.  z.  B.  G.  B.  diese 
Bestimmungen  aufredit  zu  erhalten,  bezw.  ins  Ausf.-Ges.  zum 
B,  G,  B.  einzubeziehen  und  der  neuen  Gesetzgebung  anzupassen 
wären,  oder  aber  ob  hinfort  auf  sie  zu  verziditen  sei,  wozu 
es  ihrer  ausdrüd^lidien  Außerkraftsetzung  bedurft  hätte. 

Sdion  vor  Inkrafttreten  des  B,  G.  B.  wurde,  wie  es  in 
den  Motiven  zum  Ausf.-Ges.  z.  B.  G.  B.  heißt,  in  Landwirt* 
s  diafts  kreisen  die  Frage  aufgeworfen,  ob  das  Verbot  der  stüd^* 
weisen  Wiederveräußerung  größerer  Güter  nidit  überhaupt 
wieder  aufgehoben  werden  solle.  Dodi  wurde  diese  Frage 
wegen  übei*wiegender  Gründe  verneint,  besonders  weil,  wie  das 
Gesamtkollegium  der  Königlidien  Zentralstelle  für  die  Land* 
wirtsdiaft  anerkannte,  das  Verbot  dem  Treiben  der  Güterhändler 
wesentlidie  Hindernisse  bereitet  und  durdi  Einsdiränkung  der 
Gelegenheit  zu  wudierisdier  Ausbeutung  der  Bevölkerung  wohl* 
tätig  gewirkt  hat.  Eine  Aufhebung  des  Verbots  ist  denn  audi 
von  keiner  in  der  Sadie  neuerdings  vernommenen  Bezirks*  und 
Kreisstellen  in  Anregung  gebradit  worden.  Ebenso  hat  sidi 
das  Gesamtkollegium  der  Königlidien  Zentralstelle  für  die  Land* 
wirtsdiaft  »einstimmig«  für  die  Aufrediterhaltung  des  Gesetzes 
ausgesprodien.  Eine  Versdiärfung  der  bestehenden  Vorsdiriften 
wurde  von  einigen  Mitgliedern  des  Kollegiums  nadi  der  Riditung 
gewünsdit,  daß  statt  der  seitherigen  Besitzfrist  von  drei  Jahren 
eine  soldie  von  fünf  Jahren  festgesetzt  werden  sollte.  Ein 
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Antrag,  bei  den  ständischen  Beratungen  den  Flädiengehalt  der 
dem  Verkaufsverbot  unterliegenden  Güter  von  3  ha  auf  4  ha 
hinaufzusetzen,  fand  keine  Annahme.  Durdi  die  mit  Inkraft- 
treten des  B.  G,  B.  eingetretenen  Veränderungen  des  Redits- 
zustandes  empfahl  es  sidi  jedodi,  eine  redaktionelle  Änderung 
des  Gesetzes  von  1853  unter  dessen  Aufhebung  vorzunehmen  und 
die  Bestimmungen  neu  in  das  Ausf.-Ges.z.B.G.B.  aufzunehmen. 

Die  in  den  Artikeln  172—74  Ausf.^Ges.  z,  B,  G.  B,  ent-^ 
haltenen  Bedingungen  decken  sidi  im  wesentÜdien  mit  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  von  1853,  Eine  materielle  Änderung 
gegenüber  den  bisherigen  Vorsdiriften  bedeutet  allerdings  die 
Bestimmung  in  Art.  172  Ausf.^Ges.  z.  B.  G.  B.,  welche  nur  die 
Wiederveräußerung  von  Grundstücken  verbietet,  weldie  bisher 
»zusammen  bewirtschaftet«  worden  sind,  während  das 
Gesetz  von  1853  mit  der  Bestimmung  aus  »einer  Hand« 
nur  den  gleichzeitigen  Erwerbsakt  betont.  Während  dann  noch 
das  in  Betracht  kommende  Flädienmaß  im  Gesetze  von  1853 
10  Morgen  <3  ha  15  ar  17  qm>  ist,  rundet  das  Ausf.^Ges.  zum 
B,  G.  B.  in  Art.  172  die  Fläche  auf  3  ha  ab  (hierunter  fallen 
audi  die  Gebäude,  was  nach  dem  Württembergisdien  Landrecht 
nicht  der  Fall  war). 

Bei  einer  Vergleichung  der  Bestimmungen  im  Gesetze  von 
1853  und  den  Artikeln  172—74  Ausf.^Ges.  z.  B,  G.  B.  erweist 
sidi  eine  erheblidie  praktische  Abschwächung  des  Gesetzes  von 
1853,  Trotz  der  Ungültigkeit  des  obligatorisdien  Vertrags  mit 
darauffolgender  Auflassung  und  Eintragung  geht  das  Eigentum 
der  dem  Zerstüd^elungsverbote  unterliegenden  Grundstücke  auf 
den  Erwerber  über.  Jedenfalls  kann  <wenn  hier  eine  andere 
Auslegung  Platz  greifen  wollte)  nadi  §  892  B.  G.  B.  das  Eigen- 
tum weiter  übertragen  werden,  während  nach  früherem  Würt- 
tembergisdiem  Redit  eine  Eigentumsübertragung  entgegen  dem 
Verbote  nicht  eintrat  und  damit  die  Durchführung  des  Verbots 
garantiert  war.  Während  dann  früher  der  Verkauf  der  Fläcbe 
»aus  einer  Hand«  für  die  Anwendung  des  Gesetzes  genügende 
Voraussetzung  war,  müssen  jetzt  die  veräußerten  und  zurück- 
behaltenen Grundstüd^e  zusammen  bewirtschaftet  worden 
sein.  Damit  ist  aber  der  Umgehung  des  Gesetzes  Tür  und 
Tor  geöffnet,  denn  es  braudit  nur  ein  entsprediender  Teil  der 
Grundstücke  vor  dem  Kaufe  auf  beliebig  kurze  Zeit  verpaditet 
zu  werden,  um  den  Nachweis  führen  zu  können,  daß  Zu- 
sammenbewirtsdiaftung  nidit  vorlag.  Aber  noch  darüber  hinaus  ist 
eine  Absdiwächung  des  Gesetzes  von  besonders  praktisdier 
Bedeutung  zu  erblid^en  in  der  von  der  Kommission  der  Kammer 
der  Abgeordneten  für  das  Ausf,-Ges,  z,  B,  G,  B.  vorgenommenen 
Einsdialtung  des  jetzigen  Abs,  2  des  Art.  174,  wonadi  die 
Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschrift  als  erfolgt  gilt,  erst 
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wenn  der  Vertrag  die  für  die  Veräußerung  von  Grundstüd^en 
erforderlidie  Beurkundung  erhalten  hat  oder  in  Ermangelung 
soldier,  die  Auflassung  und  die  Eintragung  in  das  Grundbuch 
erwirkt  worden  ist  <§  313  B.  G,  B,>.  Zu  dieser  Einsdialtung 
hat,  wie  aus  den  Kammerverhandlungen  hervorgeht,  wohl  An* 
laß  gegeben  die  bisher  bei  der  Beurteilung  soldier  Vergehen 
hervorgetretene  Sdiwierigkeit  der  Feststellung,  wann  das  Delikt 
des  Handelns  gegen  das  Verbot  der  Güterzerstüd^elung  als 
vollendet  anzusehen,  zu  weldiem  Zeitpunkt  die  Strafbarkeit 
eingetreten  ist.  Es  war  in  der  Sadie  begründet  und  hat  daher 
audi  von  Regierungsseite  keine  Einwendung  erfahren,  diesen 
Zeitpunkt,  so  wie  dies  gesdiehen  ist,  gesetzlidi  festzulegen. 
Hierbei  war  nidit  übersehen  geblieben,  daß  es  sein  Bedenken 
habe,  den  beurkundenden  Beamten  dabei  gewissermaßen  zum 
»Werkzeug  der  Parteien«  zu  madien  und  daß  unter  soldien 
Umständen  die  Strafbestimmung  nur  dann  zur  Anwendung 
kommen  könne,  wenn  der  Beamte,  dem  verboten  ist  <Art.  108 
Ausf.-Ges.  z.  B.  G.  B.)  soldie  Verträge  aufzunehmen,  dieselben 
in  Unkenntnis  der  Verhältnisse  beurkundet  <bezw.  den  Grund* 
budiseintrag  auf  Grund  soldier  Auflassung  madit).  Um  soldie 
Fälle  zu  erfassen,  in  weldiem  die  Güterhändler  wohl  darauf 
ausgehen,  das  Verbot  zu  übertreten,  aber  die  Wadisamkeit  des 
Beamten  es  nidit  zur  Vollendung  des  Delikts  kommen  ließ, 
würde  es  notwendig  sein,  audi  den  »Versudi«  unter  Strafe  zu 
stellen.  Die  Kommission  lehnte  es  aber  ausdrüd^lidi  ab,  eine 
Versudisstrafe  einzuführen. 

Lurdi  die  Erstred^ung  des  Verbots  auf  den  Fall  der 
Wiederveräußerung  durdi  Tausdivertrag  wurde  eine  in  der 
Praxis  zutage  getretene  Lücke  ausgefüllt.  Bei  der  Bemessung 
aes  Flädiengehalts  von  3  ha,  von  weldiem  ab  man  die  Eihaltung 
der  selbständigen  Bauernstellen  für  wünsdienswert  eraditete, 
legte  man  zugrunde,  daß  seit  1853  die  Verhältnisse  sidi  wenig 
geändert  hätten,  da  die  durdi  Anwendung  moderner  Hülfsmittel 
etwa  erzielte  Steigerung  der  Erträge  durdi  Preisrüd^gang  ein* 
zelner  Produkte  und  Verteuerung  der  Betriebskosten  aus* 
geglidien  würde. 

Also  au  dl  durdi  die  Bestimmungen  der  Art.  172—74 
Ausf.-Ges,  z,  B.G.B,  wird  nur  eine  Art  der  Güterzertrümmerung 
unter  Gebot  gestellt,  nämlidi  diejenige  durdi  Vermittlung  von 
Zwisdienhändlern.  Und  selbst  für  diesen  Fall  ist  das  Verbot 
nadi  Gegenstand  und  Zeit  kein  unbedingtes,  denn  »ein  Viertel« 
darf  der  Zwisdienhändler  nadi  wie  vor  sofort  weiter  verkaufen 
und  drei  Viertel  erst  drei  Jahre  nadi  erfolgter  Eintragung  im 
Grundbudi.  Wenn  audi  durdi  dieses  Gesetz,  ebenso  wie  das 
Gesetz  von  1853  nidit  nur  der  Handelsmann,  der  das  Gut 
weiter  verkaufen  will,  sondern  audi  der  Landmann  getroffen 
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wurde  und  wird,  der  infolge  der  dem  Händler  verbotenen 
Weiterveräußerung  durdi  Parzellierung  sdiwer  einen  Käufer 
für  sein  Gut  findet,  so  geht  das  Verbot  bei  Abwägung  aller 
volkswirtsdiaftlidien  Momente  dodi  gegen  eine  ganz  besonders 
unerwünsdite  Form  der  Güterzersplitterung,  nämlidi  die  Güter- 
sdiiäditerei  durdi  Hofmetzger. 

In  der  Presse,  ebenso  wie  in  den  Beriditen  der  Land- 
wirtsdiafts-Inspektoren  an  die  Königlidie  Zentralstelle  für  die 
Landwirtsdiaft  ist  ausgesprodien,  daß  in  den  ersten  fünf  Jahren 
nadi  Inkrafttreten  des  Ausf.^Ges  z.  B.  G.  B.  die  Klagen  über 
eine  Zunahme  der  Güterzertrümmerungen  in  Württemberg 
wieder  mehr  hervorgetreten  seien.  Audi  der  deutsdie  Land- 
wirtsdiaftsrat  hat  sicfi  in  seiner  34.  Plenarsitzung  im  Jahre  1906 
mit  der  Frage  der  Gütersdiläditerei  befaßt  und  ist  unter  Her- 
vorhebung des  Gesiditspunkts,  daß  eine  Einsdiränkung  des 
Güterverkehrs  keineswegs  unbedenklidi  ersdieine,  sofern  eine 
Gefährdung  der  Beleihungsfähigkeit  der  landwirtsdiaftlidien 
Grundstüdie  durdi  die  Herabdrüd^ung  des  Güterwerts  dabei 
in  Frage  steht,  zu  dem  Besdiluß  gekommen,  daß  eine  Ab- 
änderung der  bestehenden  Reidisgesetze  zur  Bekämpfung  des 
Güterwudiers  z.  Zt.  nidit  angezeigt  ersdieine,  dagegen  es  dringend 
geboten  sei,  durdi  die  Landesgesetze  den  auf  diesem  Gebiete 
herrsdienden  Mißständen  entgegenzutreten.  Bei  diesen  Ver- 
handlungen ist  wiederholt  auf  die  Württembergisdie  Gesetz- 
gebung gegen  die  Güterzertrümmerung  Bezug  genommen  worden, 
teils  in  der  Riditung,  daß  diese  Gesetzgebung  als  vorbildiidi  be- 
zeidinet,  teils  aber  in  der  Weise,  daß  ihr  der  Erfolg  abgesprodien 
wurde.  Die  Ergebnisse  dieser  Verhandlungen  führten  neben 
sonstigen  Klagen  das  Gesamtkollegium  der  Königlidien  Zentral- 
stelle für  die  Landwirtsdiaft  dazu,  in  seinen  Sitzungen  vom 
28. /29,  November  1906  und  28.  Januar  1907  zur  Frage  der 
gesetzhdien  Maßnahmen  gegen  die  Güterzertrümmerung  Stellung 
zu  nehmen.  Das  Ergebnis  dieser  Beratungen  war  ein  Antrag 
an  die  Regierung  dahingehend,  daß  das  Gesamtkollegium  sich 
für  die  Veranstaltung  fordaufender  statistisdier  Erhebungen  über 
die  Zertrümmerung  ländHdier  Anwesen  erklärte.  Um  ein  wirk* 
sames  Vorgehen  gegen  den  Güterwudier  in  den  einzelnen 
Gemeinden  zu  erreidien,  ersdiien  dem  Gesamtkollegium  die 
reditzeitige  Beiziehung  der  Landwirtsdiafts-Inspektoren  bei  in 
Aussidit  stehenden  Verkäufen  zwed^s  Güterzertrümmerung  er- 
wünsdit  und  eine  entsprediende  Anweisung  an  die  Ortsbehörden 
für  angezeigt.  Dieser  Antrag  hatte  zur  Folge,  daß  über  die 
Verhältnisse  des  Güterhandels  und  über  die  Güterzertrümmerung 
zunädist  für  das  Jahr  1907  Erhebungen  durdi  die  königlidien 
Oberämter  angestellt  wurden.  Dann  wurden  durdi  den  Minis- 
terialerlaß vom  19.  März  1907  <Minist.-Amtsbl.  S.  137)  die 
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Ortsvorsteher  angehalten,  dem  zuständigen  Landwirts diafts* 
Inspektor  von  allen  ihnen  zur  Kenntnis  gelangenden  Fällen,  in 
denen  die  Veräußerung  eines  Gutes  »an  eine  Person  in  Frage 
steht,  die  das  Gut  voraussiditlidi  nur  zum  Zwed^e  der  Zer* 
stüd^elung  erwerben  will«,  reditzeitig  zu  benadiriditigen,  daß 
dieser  in  der  Lage  ist,  durdi  entspred^ende  Belehrung  der  Be* 
völkerung  die  unzwed^mäßige  und  meist  wudierisdie  Zerstüd^elung 
der  Güter  womöglidi  zu  verhindern.  Den  zuständigen  Behörden 
ist  ferner  durdi  Erlaß  des  Königlidien  Ministeriums  des  Innern 
vom  28.  Dezember  1907  eingesdiärft,  streng  darauf  zu  aditen, 
daß  nur  im  Falle  des  Vorliegens  einer  Äußerung  des  betreffenden 
Gemeinderats  und  eines  Gutaditens  der  Königlidien  Zentral* 
stelle  für  die  Landwirtsdiaft,  weldie  die  sofortige  stüd^weise 
Verteilung  nadi  den  besonderen  Verhältnissen  der  Gemeinde 
empfehlen,  die  ausnahmsweise  Genehmigung  zur  Wieder^ 
Veräußerung  vor  dem  Ablauf  der  Sperrfrist  von  drei  Jahren 
zu  erteilen  sei.  Des  weiteren  heißt  es  in  einem  Erlasse  des 
Königlidien  Ministeriums  des  Innern  vom  2.  Oktober  1907  an 
die  Königlidie  Zentralstelle:  »Da  audi  in  Württemberg  wie 
anderwärts  eine  zum  Teil  durdi  das  Treiben  der  gewerbsmäßigen 
Güterhändler  hervorgerufene  unverhältnismäßige  Steigerung  der 
Grundstüd^s-  und  Güterpreise  zu  beobaditen  ist,  so  wird  der 
Königlidien  Zentralstelle  anheimgegeben,  einen  von  ihr  aus- 
zuarbeitenden entspredienden  Aufsatz  im  Württembergisdien 
Wodienblatt  für  die  Landwirtsdiaft  zur  Veröffendidiung  zu 
bringen,  sodann  wird  es  Aufgabe  der  landwirtsdiaftlidien  Sadi* 
verständigen  und  Wanderlehrer  sein,  die  Landwirte  vor  der 
Erwerbung  von  Grundstüd^en  zu  übermäßig  hohen,  den  Er- 
tragswert nidit  berüd^siditigenden  Preisen,  unter  Hinweis  auf 
die  mit  einer  soldien  Überzahlung  der  Grundstüd^e  verbundenen 
Naditeile,  zu  warnen  und  den  Landwirten  zu  empfehlen,  die 
gegenwärtige  Zeit  besserer  Rentabilität  der  einheimisdien  Land- 
wirtsdiaft statt  zur  Vermehrung  in  erster  Linie  zur  Befestigung 
ihres  Grundbesitzes,  namentlidi  durdi  Sdiuldentilgung  zu  be- 
nutzen.« Die  Königlidie  Zentralstelle  hat  daraufhin  den  Land- 
wirtsdiafts^Inspektoren  usw.  entsprediende  Aufträge  erteilt. 

In  ähnlidier  Weise  spridit  sidi  das  Königlidie  Ministerium 
des  Innern  in  einem  Erlaß  vom  19.  Oktober  1908  an  die  König* 
lidien  Kreisregierungen  aus  und  betont  darin  als  widitigste  Auf* 
gäbe  der  Behörden  und  Beamten,  die  Landwirte  bei  jeder 
passenden  Gelegenheit  auf  die  mit  der  Güterzertrümmerung 
verbundenen  Sdiäden  aufmerksam  zu  madien. 

Nadidem  die  statistisdien  Erhebungen  ergeben  haben, 
daß  die  gewerbsmäßige  Güterzertrümmerung  sehr  stark  betrieben 
wird,  erließ  die  Königlidie  Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft 
auf  Anordnung  des  Königlidien  Ministeriums  des  Innern  am 
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29,  November  1910  einen  Runderlaß,  betr.  »die  Bekämpfung 
der  Auswüdise  des  Güterhandels«  an  sämtlidie  landwirtsdiaft^ 
lidien  Gauverbände  und  Bezirksvereine.  In  dem  Erlasse  werden 
die  landwirtsdiafdidien  Gauverbände  und  Bezirksvereine  um 
eine  Äußerung  darüber  ersudit,  ob  in  Württemberg  zur  Be- 
kämpfung der  sdiädlidien  Auswüdise  des  gewerbsmäßigen  Gütern 
Handels  ähnlidie  Vorsdiriften  wie  in  Bayern  erlassen  werden 
sollen.  Ob  nur  die  bestehenden  Vorsdiriften  versdiärft,  oder 
ob  etwa  mit  weiteren  gesetzlidien  Maßnahmen  nodi  so  lange 
zugewartet  werden  soll,  bis  Erfahrungen  über  die  Wirkungen 
des  bayerisdien  Gesetzes  vom  13.  August  1910,  sowie  die  Er- 
gebnisse der  statistisdien  Erhebungen  über  den  Güterhandel 
und  die  Güterzertrümmerung  in  Württemberg  für  weitere  Jahre 
vorliegen.  In  dem  genannten  Runderlasse  ist  nodi  die  Be- 
fürditung  ausgesprodien,  daß  infolge  des  durdi  die  neue  Güter-^ 
Zertrümmerungsgesetzgebung  in  Bayern  ersdiwerten  gewerbs* 
mäßigen  Güterhandels  die  bayerisdien  Güterhändler  sidi  mit  ihrem 
Gesdiäftsbetriebe  ganz  nadi  Württemberg  wenden  würden. 

Da,  wie  es  wohl  den  Ansdiein  hat,  das  bayerisdie  Gesetz 
als  Vorbild  für  ein  für  Württemberg  zu  sdiaffendes  neues  Ge^ 
setz  gegen  die  Güterzertrümmerung  dienen  soll,  ist  es  nötig, 
die  Hauptbestimmungen  dieses  Gesetzes  vom  13,  August  1910 
anzuführen,  weldie  sind: 
Vorkaufsredit : 

Wenn  der  Eigentümer  gesdilossen  bewirtsdiafteter 
landwirtsdiaftlidier  Grundstüd^e  <d.  h,  eines  seit  den 
letzten  drei  Jahren  zusammenbewirtsdiafteten  landwirt^ 
sdiaftlidien  Besitzes  von  mindestens  5  ha  Flädieninhalt) 
die  Grundstüd^e  ganz  oder  teilweise  an  einen 
»gewerbsmäßigen«  Güterhändler  verkauft,  so  sind  die 
Gemeinde,  der  örtlidie  gemeinnützige  landwirtsdiafdidie 
Darlehnskassenverein  und  die  bayerisdie  Zentraldarlehns- 
kasse  <bezw.  etwaige  sonst  vom  Staatsministerium  des 
Innern  bezeidineten  juristisdien  Personen)  vorkaufs^ 
bereditigt,  d.  h.  diese  Körpersdiaften  sind  kraft  Gesetzes 
ermäditigt,  ein  Vorkaufsredit  auszuüben  und  in  den 
zwisdien  dem  Händler  und  dem  Eigentümer  bereits 
notariell  abgesdilossenen  Vertrag  einzutreten.  Das 
Vorkaufsredit  muß  binnen  drei  Wodien  nadi  dem 
Vertragsabsdiluß  ausgeübt  werden.  Von  dem  Vertrags* 
absdiluß  hat  der  Güterhändler  binnen  drei  Tagen  dem 
Bezirksamt  Anzeige  zu  erstatten,  weldies  von  der  Anzeige 
dem  Vorkaufsbereditigten  Kenntnis  gibt. 
Rüd^trittsredit: 

Sowohl  derjenige,  weldier  gesdilossen  bewirtsdiaf* 
tete  landwirtsdiafdidie  Grundstüdie  in  dem  oben  an* 
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gegebenen  Sinne  an  einen  gewerbsmäßigen  Güter- 
Händler  verkauft,  als  audi  derjenige,  weläer  bei  der 
stüd^weisen  Veräußerung  soldier  Grundstüd^e  durdi 
einen  Güterhändler  eines  der  Grundstüd^e  erwirbt,  ist 
bereditigt,  vom  Vertrage  zurüdzutreten.  Das  Rüd^tritts- 
redit  ist  im  ersteren  Falle  binnen  einer  Wodie,  im 
letzteren  Falle  binnen  fünf  Tagen  auszuüben.  Ein 
Verzidit  auf  das  Rüd^trittsredit  ist  niditig.  Anderer^ 
seits  kann  der  Güterhändler  für  sidi  kein  Rüd^tritts* 
redit  ausbedingen. 
Zu  beaditen  ist,  daß  die  aufgeführten  Vorsdiriften  nur  beim 
Verkauf  der  in  Rede  stehenden  Grundstüd^e  an  einen  »gewerbs-* 
mäßigen«  Güterhändler  bezw.  bei  Zertrümmerung  soldier  Grund* 
stüd^e  durdi  einen  soldien  Güterhändler  in  Anwendung  kommen. 
Wenn  ein  Landwirt  sein  Anwesen  an  eine  Person  verkauft,  die 
den  Güterhandel  nidit  gewerbsmäßig  betreibt,  dann  treten  die 
Bestimmungen  nidit  in  Kraft. 

Auf  Grund  des  erwähnten  Runderlasses  vom  29.  No* 
vember  1910  haben  sidi  43  Bezirksvereine  für  Einführung  des 
bayerisdien  Gesetzes  ausgesprodien  und  2  nehmen  eine  ab- 
wartende Stellung  ein.  Nur  11  Vereine  haben  erklärt,  daß 
sie  keine  Äußerung  abzugeben  hätten,  da  in  ihrem  Bezirke  der 
gewerbsmäßige  Güterhandel  nidit  getrieben  werde.  Von  den 
12  Gauverbänden,  von  weldien  11  Äußerungen  vorliegen, 
spredien  sidi  9  bestimmt  für  die  Einführung  des  bayerisdien 
Gesetzes  aus.  Der  adite  Gauverband  <Rauhe  Alb)  will  die 
Erfahrungen,  die  mit  dem  bayerisdien  Gesetze  gemadit  werden, 
nodi  abwarten.  Nur  der  neunte  Verband  (Balingen,  Horb, 
Oberndorf,  Rottweil,  Spaidiingen,  Sulz  und  Tutdingen)  konnte 
beriditen,  daß  in  seinem  Bezirk  die  gewerbsmäßige  Güter- 
sdiläditerei  nidit  betrieben  wird.  Somit  haben  sidi  nahezu  alle 
Bezirke  und  Verbände,  in  denen  gewerbsmäßiger  Güterhandel 
betrieben  wird,  für  die  Einführung  ähnlidier  Gesetzesvorsdiriften 
wie  in  Bayern  ausgesprodien. 

Da  in  allerjüngster  Zeit  die  Klagen  über  ein  vermehrtes 
Auftreten  bayerisdier  Güterhändler  in  Württemberg  sehr  stark 
hervortreten,  so  wurde  die  Frage  nadi  Sdiaffung  eines  die 
Güterzertrümmerung  ersdiwerenden  Gesetzes  vom  Gesamt- 
kollegium der  königlidien  Zentralstelle  für  die  Landwirtsd)aft 
in  der  Sitzung  vom  30.  Dezember  1912  beraten.  Dabei  hatte 
diese  Behörde  wiederholt  Gelegenheit  festzustellen,  daß  in 
Württemberg  auf  dem  Gebiete  des  Güterhandels  tatsädilidi 
Mißstände  bestehen,  und  daß  der  in  mandien  Gegenden  sdion 
zu  weit  vorgesdirittenen  Mobilisierung  des  Grundbesitzes  Ein- 
halt getan  werden  müsse.  Vom  Gesamtkollegium  wurde  deshalb 
»einstimmig«  besdilossen,  an  das  Königlidie  Ministerium  des 
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Innern  die  Bitte  zu  riditen,  daß  in  Württemberg  zur  Bekämpfung 
der  Auswüdise  im  Güterhandel  in  Bälde  ähnlidie  gesetzlidie 
Vorsdiriften  erlassen  werden  möditen,  wie  in  Bayern  mit  dem 
sog.  Güterzertrümmerungsgesetz  vom  13.  August  1910.  Da  die 
Regierung  auf  demgleidien  Standpunkte  wie  das  Gesamtkollegium 
zu  stehen  sdieint,  dürfte  in  absehbarer  Zeit  ein  Gesetzentwurf 
zu  dieser  Frage  den  Ständen  vorgelegt  werden. 

Audi  im  Landtage  wurde  vor  nidit  allzu  langer  Zeit  von 
Seiten  des  Bauernbundes  die  Frage  der  Bekämpfung  der  Güter- 
zertrümmerung wieder  angeregt  und  ein  entsprediender  Antrag 
eingebradit. 

Die  gegenwärtige  Lage  unserer  Landwirtsdiaft  und  die 
Notwendigkeit  der  Erhaltung  eines  gesunden  produktionsfähigen 
Bauernstandes  verlangt  audi  dringend  die  Regelung  dieser  Frage. 
Unsere  Landwirtsdiaft  hat  mit  mißlidien  Umständen  aller  Art 
zu  kämpfen,  und  es  ist  daher  Pflidit  der  Regierung,  einen 
Erwerbszweig  im  Staate,  für  dessen  Produkte  wir  einen  Markt 
nidit  erst  sudien  müssen,  vor  Ausbeutung  zu  sdiützen  und  ihn 
vor  Sdiädigungen  zu  bewahren,  die  eine  wudierisdie  Boden* 
Verteilung  zur  Folge  hat,  ausgeführt  von  Leuten,  die  zur  Lösung 
der  Frage  der  zwed^mäßigen  Bodenverteilung  weder  Redit  nodi 
Pflidit  haben,  sondern  nur  gewinnsüditige  Absiditen  verfolgen. 
Würde  durdi  entsprediende  Maßregeln  die  Zahl  der  betreffenden 
Gesdiäftsleufe  vermindert,  und  die  betreffenden  Gesdiäfte  selbst 
eingesdiränkt,  so  wäre  dies  ohne  alles  Bedenken,  ja  sogar  von 
Vorteil,  denn  für  den  Zwisdienhandel  im  Verkehr  mit  länd* 
lidien  Grundstüd^en  liegt  kein  Interesse  vor.  Volkswirtsdiaftlidi 
betraditet  ist  daher  jeder  Gewinn,  weldier  beim  Handel  mit 
Grundstüden  für  den  Zwisdienhandel  abfällt,  unnötig  und 
daher  verwerflidi. 

Vollständig  dürfte  sidi  die  Frage  der  Bekämpfung  der 
Güterzertrümmerung  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  wohl 
kaum  lösen  lassen,  ohne  zugleidi  den  Liegensdiaftsverkehr  zum 
Naditeile  der  Landwirtsdiaft  ganz  zu  unterbinden.  Die  Güter* 
zerteilung  ist  eine  Naturnotwendigkeit,  die  audi  bei  geordneten 
Verhältnissen  nadi  Ablauf  einer  gewissen  Zeitperiode  immer 
wieder  eintritt.  Da  aber  fast  bei  jedem  Besitzwedisel  der 
Kredit  irgend  einer  Person  in  Ansprudi  genommen  werden  muß, 
so  war  es  sdion  lange  das  Bestreben  der  maßgebenden  Stellen, 
diesen  landwirtsdiaftlidien  Kredit  auf  eine  gesunde  Basis  zu 
stellen  und  die  Privatkreditgewährung  nadi  Möglidikeit  aus* 
zusdialten.  Hierbei  faßte  die  Königlidie  Zentralstelle  für  die 
Landwirtsdiaft  besonders  die  Frage  der  planmäßigen  Sdiuld* 
entlastung  und  Sdiulderleiditerung  des  ländlidien  Grundbesitzes 
ins  Auge. 
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In  Württemberg  sind  es  besonders  zwei  Institute,  weldie 
unkündbaren  Realkredit  gewähren:  Der  Württembergische 
Kreditverein  und  die  Württembergische  Hypotheken- 
bank in  Stuttgart.  Während  aber  der  Württembergisdie  Kredit^ 
verein  gemein wirtsdiaftlidi,  d.  h.  ohne  Erwerbsabsidit  verwaltet 
wird,  ist  die  Württembergisdie  Hypothekenbank  eine  Aktien* 
gesellsdiaft,  weldie  das  Hypothekarkreditgesdiäft  in  gewerbs* 
mäßiger  Absidit  betreibt. 

Der  Württembergisdie  Kreditverein  in  Stuttgart  wurde  im 
Jahre  1825  gegründet.  Er  ist  ein  Verein  von  Grundeigen* 
tümern,  der  den  Zwed^  hat,  an  seine  Mitglieder  Rentendarlehen 
zu  geben  und  die  Mittel  hierzu  durdi  Kapitalaufnahme  zu  be- 
sdiaffen. 

Auf  Veranlassung  der  Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft 
ersudite  das  Königlidie  Ministerium  des  Innern  im  Jahre  1895 
den  Württembergisdien  Kreditverein  durdi  entsprechende  Ab^ 
änderung  seiner  Statuten  seine  Darlehnsbestimmungen  günstiger 
zu  gestalten  und  sidi  zu  bemühen,  der  Amortisationshypothek 
mit  Unterstützung  der  Württembergisdien  Regierung  tunlidist 
Eingang  zu  versdiaffen.  Diesem  Ersudien  kam  die  General- 
versammlung des  Württembergisdien  Kreditvereins  nadi,  und 
es  wurden  am  1.  Mai  1896  erstmals  entsprediende  Änderungen 
besdilossen.  Seither  sind  versdiiedene  Erleiditerungen  für  die 
Darlehnsnehmer  gesdiaffen  worden.  Die  neueste  von  der 
Königlidi  Württembergisdien  Regierung  genehmigte  Satzung  von 
1911  bestimmt  folgendes:  Der  Mindestbetrag  eines  Darlehens 
beträgt  300  M.  Die  Form  des  Darlehns  ist  das  Renten-  (oder 
Annuitäten>-Darlehen  auf  einen  Zeitraum  von  10—50  Jahren. 
Durdi  Entriditung  der  sidi  gleidibleibenden  Jahresrente,  weldie 
Zins,  Kapitaltilgung  und  den  Beitrag  zum  Reservefonds  ent^ 
hält,  wird  in  der  bestimmten  Reihe  von  Jahren  das  Kapital 
getilgt.  Die  Rentendarlehen  sind  von  Seiten  des  Vereins  un- 
kündbar. Der  bei  der  Darlehensaufnahme  bestimmte  Zinsfuß 
kann  nidit  erhöht  werden. 

Auf  Anregung  des  Gesamtkollegiums  der  Königlidien 
Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft  wurden  dann  in  den  ein-^ 
zelnen  Oberamtsbezirken  Vertrauensmänner  aufgestellt,  weldie 
die  bäuerlidie  Bevölkerung  über  die  Bedeutung  der  Amortisa* 
tionsdarlehen  belehren  und  so  den  letzteren  mehr  Eingang  auf 
dem  Lande  versdiaffen  sollen.  Jedodi  hat  sidi  das  Renten- 
darlehen bis  heute  nidit  in  dem  Maße  eingebürgert,  wie  es 
eigendidi  seiner  Bedeutung  zukommen  würde,  denn  die  Zahl 
der  Rentensdiuldner  ist  trotz  der  Einführung  des  Dreihundert- 
markdarlehens vom  Jahre  1902  bis  1911  nur  von  3424  auf 
3952  gestiegen.  Als  Hauptgrund  wird  dafür  die  Abneigung 
gegen  jenen  Kapitalabtragungszwang  und  die  Befürditung  einer 
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Überlastung  zu  ungünstigen  Zeiten  anzuführen  sein.  Dann 
auch  sind  die  Beleihungsbedingungen  des  Württembergisd).en 
Kreditvereins  sehr  streng  und  umständlidi  und  deshalb  äußerst 
unbeliebt.  Die  Bauern  bedienen  sidi  zur  Kreditbefriedigung 
lieber  des  kündbaren  Kredits  der  Oberamtssparkassen,  da  die^ 
selben  fast  durdiweg  Kapitalabzahlungen  von  den  kleinsten  bis 
zu  höheren  Beträgen  in  das  Belieben  der  Sdiuldner  stellen  und 
Spareinlagen  zur  Absdireibung  an  der  Sdiuld  verwenden  lassen. 

Bezüglidi  der  Erriditung  eines  staatlidien  Hypothekar- 
kreditinstituts in  Württemberg  ist  es  bis  heute  lediglich  bei  dem 
Wunsdie  nadi  Einführung  eines  soldien  geblieben. 

Ein  weiteres  Mittel  im  Kampfe  gegen  die  Güterzertrüm-- 
merung  ist  neuerdings  das  Auftreten  der  ländlidien  Genossen^ 
sdiaften,  die  durdi  weitgehendste  Kreditgewährung  an  ihre  Mit* 
glieder  und  Übernahme  der  aus  den  Güterverkäufen  herrühren* 
den  Güterzieler  <Kaufpreisrestforderung>  gegen  mäßige  Provision 
<meist  1— 3^/o>  es  Gemeinden  oder  Gemeindeangehörigen  er* 
möglidien,  die  Aufteilung  von  Gütern  ohne  Händler  vor* 
zunehmen.  Vielfadi  ist  jedodi  ein  soldies  Eingreifen  dadurdi 
unmöglidi,  daß,  wie  die  praktisdien  Erfahrungen  ausweisen,  die 
Gutsverkäufe  so  geheim  gehalten  werden,  daß  meist  erst  die 
fertige  Tatsadie  an  die  Öffendidikeit  gelangt  und  es  dann  für 
ein  anderweites  Einsdireiten  zu  spät  ist.  Diese  Geheimnistuerei 
der  Händler  wird,  d.  h.  muß  von  den  Bauern  oft  begünstigt 
werden,  die  vielfadi  lieber  den  Kredit  des  Händlers  in  Ansprudi 
nehmen,  als  denjenigen  der  Genossensdiaften.  Der  Händler 
ist  versdi wiegen,  er  sagt  u.  U,  nidit  einmal  der  Frau  des 
Sdiuldners  etwas  von  der  Sdiuldigkeit  des  Mannes.  Er  ver* 
langt  für  seine  Forderungen  keine  Hypothek,  was  dem  Bauern 
angenehm  ist,  da  so  seine  Versdiuldung  nidit  öfFentlidi  bekannt 
wird.  Einen  Verlust  befürditet  der  Händler  nidit,  weil  er 
immer  den  Bauern  in  der  Hand  hat  und  ihm  sdiließlidi  audi 
sein  Gut  absdiwatzt,  was  mandimal  gar  unter  Drohungen  ge* 
sdiieht.  Ein  Bundesgenosse  des  Händlers  war  audi  die  Be* 
Stimmung  im  Württembergisdien  Landredit,  wonadi  bei  der  als 
gesetzlidiem  Güterredit  bestehenden  landredididien  Errungen* 
sdiaftsgesellsdiaft  der  Mann  über  die  zum  Gesamtgut  gehörenden 
Grundstüd^e  ohne  Zustimmung  der  Frau  allein  verfügen  kann. 
DieseBestimmungen  gelten  nod\  bezügl.  der  vor  dem  1 .  Januar  1900 
gesdilossenen  Ehen,  soweit  das  Güterredit  durdi  Ehevertrag 
nidit  anders  geregelt  ist. 

In  der  Sitzung  des  Gesamtkollegiums  der  Königlidien 
Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft  am  28.  Januar  1907  wird 
empfohlen,  die  Darlehenskassen  aufzumuntern,  in  Fällen,  in 
denen  gewerbsmäßige  Güterhändler  als  Kaufliebhaber  auf* 
treten,  diese  zu  verdrängen.   In  soldien  Fällen  soll  der  Staat, 
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wenn  der  Darlehenskassenverein  beim  Wiederverkauf  einen 
Verlust  erleidet,  durdi  Gewährung  von  Beiträgen  diesen  wieder 
teilweise  ded^en.  Die  Königlidie  Zentralstelle  für  die  Land* 
wirtsdiaft  sieht  überhaupt  das  wirksamste  Mittel  im  Kampfe 
gegen  die  Güterzertrümmerung  in  der  Vervollkommnung  des 
ländlidien  Genossensdiaftswesens,  Die  Landwirte  müßten  sidi 
ganz  vom  Kredit  der  Händler,  besonders  der  Viehhändler  be- 
freien und  den  uneigennützigeren  Kredit  der  Darlehnskassen 
mehr  in  Ansprudi  nehmen. 

Neuerdings  wird  die  Einriditung  von  gemeindlidien  Vieh* 
Verstellanstalten  mit  Erfolg  angestrebt.  Diese  Anstalten  ver- 
leihen Vieh  gegen  mäßige  Renten  an  Bürger,  in  deren  Eigentum 
das  Vieh  dann  übergeht,  wenn  der  jeweils  abgesdilossene  Miet* 
vertrag  seitens  des  Mieters  erfüllt,  also  insbesondere  der  Kauf* 
preis  samt  Zinsen  durdi  die  gezahlten  Beiträge  geded^t  ist. 
Dies  mit  Redit,  denn  hört  der  Viehwudier  auf,  dann  wird  audi 
der  Grundstüd^swudier  zurüd^gehen.  Beide  hängen  ganz  eng 
zusammen,  denn  der  letztere  ist  vielfadi  die  Folge  des  ersteren, 

Audi  eine  Viehverwertungsgenossensdiaft  mit  dem  Sitz  in 
Stuttgart  besteht  seit  dem  1.  Januar  1912.  Bis  jetzt  hat  die* 
selbe  jedodi  nodi  keine  große  Bedeutung  erlangt.  Ob  sie  eine 
soldie  jemals  erlangen  wird,  ist  sehr  fraglidi. 

Um  der  immer  mehr  zunehmenden  Landfludit  zu  be* 
gegnen,  weldie,  wie  statistisdi  nadigewiesen,  als  eine  der  Ur* 
sadien  für  die  zunehmende  Güterzersplitterung  anzusehen  ist, 
widmet  sidi  die  Königlidie  Zentralstelle  für  die  Landwirts diaft 
in  allerjüngster  Zeit  mit  großem  Eifer  der  landwirtsdiaftlidien 
Stellenvermittlung  im  Ansdiluß  an  das  städtisdie  Arbeitsamt  in 
Stuttgart,  Bei  der  Redaktion  des  Landwirts diafdidien  Wodien* 
blattes  in  Stuttgart  wurde  audi  ein  Stellennadiweis  für  Reser* 
visten  eingeriditet. 

Auf  die  große  Bedeutung  der  Lebensversidierung  für  die 
Landwirtsdiaft,  insbesondere  für  die  Sdiuldentilgung  wurde 
sdion  wiederholt  seitens  der  Königlidien  Zentralstelle  für  die 
Landwirtsdiaft  im  Landwirtsdiafdidien  Wodienblatte  hingewiesen. 
Und  um  der  Lebensversidierung  mehr  und  mehr  Eingang  bei 
der  ländlidien  Bevölkerung  zu  versdiaffen,  wurden  die  landwirt* 
sdiaftlidien  Wanderlehrer  veranlaßt,  bei  jeder  geeigneten  Ge* 
legenheit  auf  die  Verbreitung  der  Lebensversidierung  unter  der 
bäuerlidien  Bevölkerung  hinzuwirken.  Die  Königlidie  Zentral* 
stelle  für  die  Landwirtsdiaft  sieht  in  der  Verbreitung  der  Lebens* 
versidierung  auf  dem  Lande  ein  gutes  Mittel,  der  Güter* 
Zertrümmerung  entgegenzuwirken,  besonders  da  vielfadi  die 
Ausgleidiung  zwisdien  Gesdiwistern  im  Erbfalle  die  Ursadie 
zu  großer  Versdiuldung  für  das  den  Hof  übernehmende  Kind 
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ist,  weldie  VersdiuMung  in  häufigen  Fällen  den  Grund  zum 
Verkauf  eines  Hofguts  bildet. 

Audi  die  für  Württemberg  besonders  in  Betradit  kommen^ 
den  Versidierungsunternehmen,  nämlidi: 

1.  der  Allgemeine  deutsdie  Versidierungs verein  a,  G.  in 
Stuttgart, 

2.  die  Stuttgarter  Lebensversidierungsbank  a.  G.  <Alte 
Stuttgarter),  und 

3.  die  Allgemeine  Rentenanstalt  in  Stuttgart,  Lebens*  und 
Rentenversidierungsverein  a.  G,, 

bemühen  sidi,  wenn  audi  sdiließlidi  nur  im  eigenen  Interesse 
der  Lebensversidierung  auf  dem  Lande  mehr  Eingang  zu  ver* 
sdiaffen.  Sie  madien  besonders  lebhaft  Propaganda  für  die 
Amortisation  von  Hypotheken  mit  Hilfe  der  Lebensversidierung. 
Sämtlidie  drei  Anstalten  haben  mit  der  Versidierungsanstalt 
Württemberg^)  ein  Abkommen  getroffen  über  die  Verbindung 
der  Darlehnstilgung  mit  Hilfe  der  Lebensversidierung.  Die 
Versidierungsanstalt  Württemberg  beteiligt  sidi  nämlidi  beson* 
ders  an  der  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  der  ar* 
beitenden  Klassen  in  Stadt  und  Land  durdi  Förderung  des 
Kleinwohnungswesens.  Zu  diesem  Zwed^e  gibt  sie  ihren  Ver- 
sidierten  zur  Erbauung  oder  käuflidien  Erwerbung  von  billigen 
und  gesunden  Wohnhäusern  gegen  erste  hypothekarisdie  Sidier- 
heit  Darlehen  bis  zu  50  ^'o  des  amdidien  Sdiätzungswertes  zum 
Zinsfuß  von  3,5  ^/q.  Diese  Einriditung  kommt  nun  nidit  gerade 
der  ßauernsdiaft  ohne  weiteres  zugute,  allein  ihrer  Bedeutung 
wegen  soll  sie  hier  Erwähnung  finden. 

Die  Bemühungen  dieser  Anstalten,  insbesondere  bezügl. 
der  Einführung  der  sogenannten  Tilgungsversidierung  sdieinen 
jedodi  nadi  ihren  Äußerungen  leider  bis  jetzt  nidit  den  ge- 
wünsditen  Erfolg  gehabt  zu  haben. 

Dann  gibt  audi  der  Deutsdie  Landwirtsdiaftsrat  in  seiner 
34.  Sitzung  im  Jahre  1906  nodi  versdiiedene  zu  ergreifende 
Maßnahmen  an,  die  direkt  oder  indirekt  dem  Grundstüd^swudier 
entgegenwirken  sollen.    Er  sdilägt  vor: 

A,  in  direkter  Hinsidit: 

L  Besdiränkung  der  Wiederveräußerung  der  durdi  Kauf 
oder  Tausdi  erworbenen  Grundstüd^e  <Württ,  Ausf.- 
Ges.  z.  B.  G.  B.), 

2.  Einführung  einer  allgemeinen  behördlidien  Genehmigung 
der  Gutszertrümmerungen  unter  Berüd^siditigung  der 
dieselben  begleitenden  Umstände, 

3.  Polizeilidie  Beaufsiaitigung  der  Gesdiäftsgebarung  der 
Güterhändler, 

i>  Eine  den  Zweien  der  Arbeiterversicherung  im  Sinne  der  Reidis- 
versidierungsgesetze  dienende  Landesanstalt, 
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4.  Vorsdiriften,  betr.  Wiederaufforstung  abgetriebener 
Waldungen. 

B,  In  indirekter  Hinsidit: 

5.  Einriditungen  behufs  planmäßiger  Sdiuldentlastung  und 
Sdiulderleiditerung  des  ländlidien  Grundbesitzes, 

6.  Einführung  eines  auf  dem  Prinzip  des  Anerbenredits 
beruhenden  Intestaterbredits, 

7.  Innere  Kolonisation  auf  dem  Wege  der  Rentenguts* 
bildung/  Erriditung  öffentlidier  Behörden  behufs  Regelung 
des  Güterhandels  (Generalkommissionen,  Landgüter- 
ämter), 

8.  ÖfPentlidie  Anstalten  für  Verkoppelungswesen  bezw. 
Flurbereinigung, 

9.  Gesetzlidie  Vorsdirifcen  über  ein  unteilbares  Parzellen^ 
minimum, 

10.  Anregung   und   Begünstigung   der  Darlehenskassen- 
vereine zur  Intervention  bei  drohenden  Fällen  der 
Gutszertrümmerung  sowohl  durdi  direkte  Zuwendung 
öffentlidier  Mittel,  als  indirekt  durdi  Ermäßigung  der 
Besitzveränderungsgebühren. 
Sämdidie  in  direkter  Hinsidit  vorgesdilagene  Maßnahmen 
sind  in  Württemberg  bereits  Gegenstand  von  Gesetzen  geworden, 
die  jedod»  vielleidit  einer  Versdiärfung  bezw.  Verbesserung  be- 
dürfen, was  hier  aber  nidit  zu  erörtern  ist.    Audi  die  in  in^ 
direkter  Hinsidit  vorgesdilagenen  Maßnahmen  hat  die  Königlidie 
Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft  zur  Bekämpfung  der  Güter- 
zertrümmerung   ergriffen.     Rentengutsbildungen    kommen  in 
Württemberg,  nadi  Ansidit  der  Königlidien  Zentralstelle,  nidit  in 
Frage,    Das  Feldbereinigungswesen  findet  weitgehendste  För^ 
derung.    Ein  Parzellenminimum  einzuführen,   dazu   sind  die 
Verhältnisse  des  Landes  wohl  nidit  angetan. 

Besondere  Aufmerksamkeit  hat  die  Königlidi  Württember- 
gisdie  Regierung  sdion  früher  und  audi  besonders  auf  Grund 
dieser  Anregung  dem  Punkt  6:  »Einführung  eines  auf  dem 
Prinzip  des  Anerbenredits  beruhenden  Intestaterbredits  ge- 
widmet.« 


C.  Zur  Frage  der  Einführung  eines  auf  dem 
Prinzip  des  Anerbenredits  beruhenden 
Intestaterbrechts. 

Die  Mobilisierung  des  Grundbesitzes  wirkt  umso  gefähr- 
lidier,  je  mehr  in  rein  agrarisdien  Gegenden  ergänzende  Arbeits^ 
gelegenheit  fehlt.  Betriebsorganisationen  werden  fortwährend 
zerstört  und  neu  gebildet.  Ein  größeres  Gebäudekapital  fördert 
die  Versdiuldung.  Die  stark  gemengte  Lage  bringt  Verluste 
an  Boden  mit  sidi,  die  Fortsdiritte  der  Tedinik  können  nidit 
ausgenutzt  werden.  Somit  ist  es  vom  volkswirtsdiaftlidi^sozialen 
und  landwirtsdiaftlidi-tedinisdien  Standpunkt  aus  wünsdienswert, 
eine  Teilung  in  den  Gebieten  des  gesdilossenen  Hofübergangs 
möglidist  zu  besdiränken, 

Sdion  im  Jahre  1857  wurde  vom  Königlidien  Justizminis- 
terium eine  allgemeine  statistisdie  Erhebung  über  die  Verteilung 
des  landwirtsdiaftlidi  benutzten  Grundeigentums  in  Württemberg 
behufs  Verwendung  bei  der  Bearbeitung  eines  Gesetzentwurfs 
über  die  Erriditung  landwirtsdiaftlidier  Erbgüter  veranlaßt.  Zur 
Erlassung  eines  Gesetzes  ist  es  aber  nidit  gekommen.  Audi  in 
den  Jahren  1886/87  wurde  dieser  Frage  in  amdidien  Kreisen 
näher  getreten.  Der  Deutsdie  Landwirtsdiaftsrat  hatte  nämlidi 
am  8.  Januar  1886  besdilossen: 

Es  möge  in  das  Bürgerlidie  Gesetzbudi  für  den  gesamten 
land-  und  forstwirtsdiaftlidi  benutzten,  mit  einem  Wohn- 
haus versehenen  Grundbesitz  ein  auf  dem  Prinzip  des 
Anerbenredits  beruhendes  Intestaterbenredit  Aufnahme 
finden  dergestalt,  daß: 

1.  a>  jedes  Landgut,  d.  i.  alle  eine  selbständige  Wirtsdiaft 
bildenden,  der  land-  oder  forstwirtsdiaftlidien  Be- 
nutzung dienenden  und  mit  einem  Wohnhaus  ver- 
sehenen Grundstüd^e  nebst  Zubehör  nur  auf  einen 
Erben,  den  sogen.  Anerben  übertragen  werde, 
b>  aber  im  übrigen  die  Grundsätze  "des  Bürgerlidien 
Gesetzbudis  über  die  Berufung  zur  Erbfolge  nidit 
geändert  werden^  so  daß  die  sämtlidien  Erben  ein^ 
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sdhließlidi  des  Anerben,  gleidie  Anteile  am  Werte 
des  Grundbesitzes  erhalten, 

c>  jedodi  bei  Ermittlung  der  Erbsdiaftsmasse  der  Er- 
tragswert der  dem  Anerbenredit  unterworfenen  Land* 
güter  zugrunde  gelegt  werde. 

2.  in  dem  B,  G,  B.  das  Prinzip  des  Anerbenredits  audi 
nadi  dem  System  der  Höferolle  <Hofgüter>  formuliert 
und  der  Landesgesetzgebung  vorbehalten  werden  soll, 
dieses  letztere  statt  des  Intestaterbenredits  <Ziffer  1> 
inbetrefF  der  obenbezeidineten  Güter  für  ihr  ganzes 
Gebiet  oder  für  einzelne  Teile  desselben  in  Kraft  treten 
zu  lassen. 

Bei  dem  Antrag,  für  den  landwirtsdiaftlidien  Grundbesitz 
ein  besonderes,  auf  dem  Prinzip  des  Anerbenredits  beruhendes 
Intestaterbredit  zu  sdiafFen,  ging  der  Deutsdie  Landwirtsdiafts- 
rat  von  der  Erwägung  aus,  daß,  nadidem  in  der  Gesetzgebung 
der  meisten  Staaten  das  Prinzip  der  freien  Teilbarkeit,  Versdiuld- 
barkeit  und  Qbertragbarkeit  des  Grundbesitzes  mehr  und  mehr 
zur  Geltung  gekommen  war,  der  Bestand  einer  gesunden 
Grundeigentumsverteilung  und  eines  wirtsdiaftlidi  starken  Grund- 
besitzerstandes in  erheblidiem  Maße  gefährdet  würde.  Die  auf 
römisdireditlidien  Grundsätzen  beruhende  Gesetzgebung  in 
Verbindung  mit  der  mehr  und  mehr  zur  Geltung  kommenden 
Geldwirtsdiaft  müsse  insbesondere  der  Erhaltung  eines  starken 
Bauernstandes  entgegenstehen.  Die  hohe  Versdiuldung  des 
Grundbesitzes,  weldie  zu  einem  wesentlidien  Teile  an  der  un- 
günstigen Lage  sdiuld  sei,  habe  im  häufigen  Besitzwedisel  der 
Güter,  im  Ankauf  oder  in  der  Übernahme  derselben  zu  hohen 
Preisen,  bezw.  Erbteilungsanschlägen  und  in  den  unzureidienden 
Mitteln,  mit  denen  die  Güter  in  vielen  Fällen  übernommen 
werden,  ihre  wesendidisten  Anlässe.  Es  sei  daher  die  Ein^ 
führung  eines  allgemeinen  Intestatanerbenredits  für  den  länd^ 
lidien  Grundbesitz  notwendig,  weldies  durdi  das  Prinzip  der 
Vererbung  an  einen  Erben  die  ungeteilte  Erhaltung  der  ein^ 
zelnen  Güter  in  der  Familie  und  durdi  die  Vornahme  der  Er- 
mittelung des  Preises  derselben  nadi  dem  Ertragswerte  die 
wirtsdiaftlidie  Selbständigkeit  und  Stärke  des  Grundbesitzes 
sidiern  würde. 

Der  Deutsdie  Landwirtsdiaftsrat  hat  die  Anträge  audi 
der  Königlidi  Württembergisdien  Staatsregierung  ebenso  wie  den 
Regierungen  der  anderen  Bundesstaaten  unterbreitet.  Er  wies 
darauf  hin,  daß,  wenn  audi  das  B,  G.  B.  diese  Frage  regeln, 
dodi  bis  dahin  nodi  eine  Reihe  von  Jahren  verfließen  würde. 
Deshalb  stellte  er  die  Bitte,  es  möcbte  von  der  Königlidien 
Regierung,  falls  im  Lande  das  Bedürfnis  vorhanden  sein  sollte. 
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diese  Reform  selbst  mit  möglidister  Besdileunigung  in  Angriff 
genommen  werden, 

Die  Landwirtsdiaftlidien  Gauverbände  wurden  daraufhin 
in  einem  Erlaß  der  Königlidien  Zentralstelle  für  die  Landwirt- 
sdiaft  vom  5.  Dezember  1887  aufgefordert,  sidi  darüber  zu 
äußern,  ob  nadi  den  im  Gebiete  des  Gauverbandes  bestehenden 
landwirtsdiaftlidien  Verhältnissen  ein  Bedürfnis  vorhanden  sei, 
das  bäuerlidie  Erbredit  im  Sinne  des  Besdilusses  des  Deutsdien 
Landwirtsdiaftsrats  zu  regeln.  Ferner  ob  das  Bedürfnis  so 
hervortrete,  daß  eine  Regelung  nodi  vor  Ersdieinen  des  B,  G,  B, 
landesgesetzlidi  dringend  nötig  sei. 

Aus  der  Zusammenfassung  der  Äußerungen  der  Land^ 
wirtsdiaftlidien  Gauverbände  auf  den  erwähnten  Erlaß  geht 
unzweideutig  hervor,  daß  die  von  dem  Deutsdien  Landwirt- 
sdiaftsrat  ausgegangene  Anregung  in  Württemberg  keinen  son^ 
derlidien  Anklang  gefunden  hat.  Audi  aus  den  Kreisen  der 
württembergisdien  Landwirte  heraus  ist  bis  zu  diesem  Zeitpunkt 
das  Verlangen  nadi  einer  Reform  des  bäuerlidien  Erbredites 
kaum  zutage  getreten.  Das  Gesamtkollegium  der  Königlidien 
Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft  faßte  daraufhin  in  seiner 
Sitzung  vom  11,  April  1888  seine  Ansidit  in  folgende  Sätze 
zusammen: 

1,  Eine  Abänderung  des  Erbreditssystems  in  den  Landes- 
teilen, in  weldiem  seit  lange  das  landreditlidie  Erb- 
redit  tatsädilidi  in  Anwendung  ist,  also  im  Unterland, 
Gäu  usw.,  ist  weder  wirtsdiafdidi  geboten  nodi  audi 
ohne  Zwang  gegen  das  vorhandene  Reditsbewußtsein 
ausführbar, 

2,  Dagegen  ist  es  wünsdienswert,  für  die  Landesteile, 
wo  die  Guts  Übergabe  Verträge  im  allgemeinen  die  regeU 
mäßige  Form  der  Vererbung  bäuerlidien  Besitzes  sind, 
wo  die  Erbfolge  nadi  dem  Anerbensystem  sdion  längst 
kraft  Herkommen  und  Sitte  in  Anwendung  ist,  also 
für  Obersdiwaben,  die  Alb,  das  Hohenlohen'sdie  usw. 
die  Erhaltung,  Kräftigung  und  zeitgemäße  Ausbildung 
dieser  Sitte  durdi  eine  entsprediende  Gesetzgebung 
anzustreben. 

Es  sollte  aber  nadi  damaliger  Ansidit  des  Gesamtkollegiums 
die  Einführung  eines  besonderen  Anerbenredits  —  sei  es  in 
dieser  oder  jener  Gestaltung  der  Landesgesetzgebung  vor- 
behalten bleiben,  jedodi  der  Erlassung  des  B,  G.  B,  nidit  vor- 
gegriffen und  für  eine  weitere  Behandlung  der  Frage  das  Er- 
sdieinen  desselben  abgewartet  werden. 

In  seiner  32.  Plenarsitzung  im  Jahre  1904  hat  sidi  der 
Deutsdie  Landwirtsdiaftsrat  mit  den  Verhältnissen  der  früheren 
Gebiete  des  französisdien  Redits  befaßt.    Dabei  wurde  aus^ 
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geführt,  daß  die  im  B,  G.  B.  bezügl.  der  Vererbung  von  Land* 
gütern  enthaltenen  Vorsdiriften  dauernd  nidit  ausreidiend  er- 
sdieinen,  um  den  Grundbesitz  in  der  wünsdienswerten  Weise 
gesdilossen  und  in  einer  Hand  weiter  zu  vererben.  Deshalb 
erklärte  er  sidi  dahin,  daß  im  Wege  der  Landesgesetzgebung 
für  den  land^  und  forstwirtsdiafdidi  benutzten  und  mit  einem 
Wohnhaus  versehenen  Grundbesitz  ein  auf  dem  Prinzip  des 
Anerbenredits  beruhendes  Intestaterbredit  eingeführt  werde, 
weldies  jedodi  dem  Eigentümer  die  freie  Verfügung  über  die 
Giundstüd^e  durdi  Verträge  unter  Lebenden  und  letztwillige 
Verfügungen  erhält. 

Die  Königlidie  Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft  hielt 
nunmehr  dafür,  der  Frage  einer  Reform  des  bäuerlidien  Erb* 
redits  näher  zu  treten.  Da  zwar  bekannt  war,  daß  innerhalb 
gewisser  Landesteile  Württembergs  eine  den  Grundsätzen  des 
Anerbenredits  entsprediende  tatsädilidie  Übung  besteht,  jedodi 
eine  genaue  Abgrenzung  dieser  Gebiete  und  der  Umfang  dieser 
Reditssitte  nidit  genau  feststand,  so  beantragte  die  Königlidie 
Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft  genaue  Erhebungen  über 
die  bestehenden  tatsädilidien  bäuerlidien  Vererbungssitten  in 
Württemberg  anstellen  zu  lassen. 

Diese  Erhebungen  wurden  auf  Veranlassung  des  König* 
lidien  Ministeriums  des  Innern  vom  Königlidien  Justizministe* 
rium  im  Jahre  1905  durdi  die  Amtsgeridite  und  Bezirksnotariate 
gemadit.  Hierbei  sollten  zwei  Hauptfragen  beantwortet  werden : 
a>  Bildet  die  Vererbung  von  Bauerngütern  nadi  den  all* 

gemeinen  erbredididien  Grundsätzen  die  Regel, 
b>  oder  ist,  etwa  kraft  besonderer  Festsetzung  der  Be* 
teiligten,  der  Übergang  auf  einen  Erben  in  Übung? 
Zu  letzterer  Frage  war  nodi  zu  beriditen: 

L  Werden  nadi  der  im  Bezirk  oder  in  einzelnen  <näher 
zu  bezeidinenden)  Teilen  desselben  herrsdienden  Sitte 
die  dem  land*  oder  forstwirtsdiaftlidien  Betrieb  dienenden, 
mit  einem  W ohnhaus  versehenen  Güter  mit  oder  ohne 
deren  Zubehör  von  einem  Erben  übernommen? 

2.  Wird  diese  Übernahme  des  Guts  durdi  einen  Erben 
in  Übergabeverträgen  und  in  letztwilligen  Verfügungen 
angeordnet  oder  pflegt  sie  da,  wo  sold:ie  Verträge  und 
Verfügungen  nidit  üblidi  sind  oder  im  Einzelnen  nidit 
vorliegen,  bei  der  Auseinandersetzung  des  Nadilasses 
unter  den  Miterben  vereinbart  zu  werden? 

3.  Ist  es  Sitte,  den  Wert  des  übernommenen  Gutes  nidit 
nadi  dem  Verkaufswert,  sondern  niedriger,  etwa  nadi 
dem  Ertragswert,  in  Ansdilag  zu  bringen  und  außer* 
dem  dem  das  Gut  übernehmenden  Erben  einen  Voraus 
zu  gewähren? 
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4.  Pflegt  insbesondere  da,  wo  der  Erblasser  Anordnungen 
über  die  Bereditigung  eines  der  Miterben  zur  Über^ 
nähme  eines  zum  Nadilaß  gehörigen  Landgutes  trifft, 
nadi  dem  sonstigen  Inhalt  der  bezügl.  Verfügung  des 
Erblassers  die  Bestimmung  des  §  2049  B,  G.  B.  (vgl. 
audi  §§  2312,  1515  Abs,  2  und  3>  über  den  Ansatz 
des  Gutes  zum  Ertrags  wert  zur  Anwendung  zu  kommen 
oder  sind  etwa  von  dieser  Bestimmung  abweisende 
Verfügungen  des  Erblassers  namentlidi  nadi  der  Ridi^ 
tung,  daß  das  Gut  zum  Verkaufswerte  in  Ansatz  zu 
bringen  sei,  übhdi? 

5.  Sind  die  Bestimmungen  in  §§  2049,2312,  1515  Abs.  2 
und  3  B.  G,  B,  audi  auf  die  Bemessung  des  Über^ 
nahmepreises  in  Gutsübergabeverträgen  und  bei  der 
gelegenthdi  einer  Nadilaßauseinandersetzung  zwisdien 
den  Miterben  erfolgenden  Vereinbarung  der  Gutsüber- 
nahme durdi  einen  Erben  mittelbar  von  Einfluß,  so 
daß  dieser  Übernahmepreis  nadi  dem  Ertragswert  des 
Gutes  zum  Ansatz  kommt? 

6,  Ist  die  Übernahme  des  Gutes  durdi  einen  Erben  nur 
bei  Vorhandensein  von  Abkömmlingen  des  Erblassers 
oder  audi  im  Falle  seiner  Beerbung  durdi  Gesdiwister 
oder  entferntere  Verwandte  üblidi? 

7.  Herrsdit  bezügl,  der  Auswahl  des  Gutsübernehmers 
unter  den  Miterben  eine  gewisse  Übung?  Wird  nament- 
lidi das  Gut  in  der  Regel  dem  ältesten  Sohn  über^ 
geben? 

8,  Weldier  Art  pflegen  die  vom  Übernehmer  den  übrigen 
Erben  zu  leistenden  Abfindungen  zu  sein  {Kapitalien, 

.  Renten,  sonstige  Leistungen)? 

9,  Ist  die  Sitte  der  Übergabe  der  Güter  an  einen  Erben 
in  Abnahme  begriffen  oder  nidit? 

Aus  den  Beriditen  der  Amtsgeridite  und  Notariate  ist 
zu  entnehmen,  daß  die  Anerbenreditssitte  herrsdit  im  Neckar;:^ 
kreis:  auf  der  Alb,  im  Bezirk  Bad^nang  und  Marbadi,  einem 
Umkreis  irn  Ned^arsulmer  und  Weinsberger  Bezirk,  im  Jagst^ 
kreis  besonders  in  der  Hohenlohener  Ebene,  Ausgenommen 
sind  im  Jagstkreis  der  Bezirk  Sdiorndorf,  gewisse  Umkreise  im 
Bezirk  Heidenheim,  der  westlidie  Teil  des  Bezirks  Welzheim 
und  die  Weinorte  im  Bezirk  Künzelsau,  Vom  Donaukreis 
sdieiden  aus  die  Bezirke  Kirdiheim,  teilweise  Göppingen,  Geis^ 
lingen,  Münsingen  und  die  altwürttembergisdien  Gemeinden  des 
Ehinger  Bezirks.  Innerhalb  des  Sdiv/arzwaidkreises  herrsdit 
die  Anerbensitte  nur  in  den  Waldgemeinden  der  Bezirke  Calw 
und  Neuenbürg  sowie  im  Bezirk  Freudenstadt  und  Rottweil. 
Hierzu  ist  aber  zu  bemerken,  daß  nadi  den  Veröffentlidiungen 
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des  Königlidien  Statistischen  Landesamtes  in  Stuttgart  über  die 
Liegensdiaftsveräußerungen  im  Wege  des  Kindeskaufs  <Württ, 
Jahrbüdier  für  Statistik  und  Landeskunde  1905)  die  Zahl  der  Fälle, 
in  weldien  ganze  Hof-  und  Bauernanwesen  im  Wege  des  Kinds= 
kaufs  veräußert  werden,  audi  in  den  Bezirken  Nagold  und 
Sulz,  namentlidi  aber  im  Bezirk  Oberndorf  eine  sehr  erheblidie 
ist.  Sonadi  besteht  ein  zusammenhängendes  Gebiet  der  An^ 
erbenreditssitte,  weldies  sidi  im  wesentlidien  über  den  Jagst^ 
und  Donaukreis  erstred^t  und  wobei  die  Abgrenzung  durdi  die 
Bezirke  Neckarsulm,  Weinsberg  und  Marbadi  bis  in  den  Welz^ 
heimer  Bezirk  und  sodann  durdi  die  Bezirke  Göppingen  und 
Geislingen  bis  zur  Albkante  führt,  die  übrigens  eine  einheididie 
Grenze  nidit  bildet,  da  der  Bezirk  Münsingen,  wie  sdion  be- 
merkt wurde,  die  Anerbenreditssitte  nur  teilweise  erhalten  hat. 
Den  Absdiluß  bildet  die  Landesgrenze  Hohenzollern  zu. 

Wir  entnehmen  den  Akten  der  Königlidien  Zentralstelle 
für  die  Landwirtsdiaft,  daß  die  Anerbenreditssitte  nadi  den  Be- 
riditen  im  Einzelnen  herrsdit  im: 

Neckarkreis. 

Im  Bezirk  Ncckarsulm  sind  es  zunädist  nur  die  dem 
Notariatsbezirk  Möd^mühl  zugehörigen  Gemeinden  Bittelbronn, 
Lampoldshausen  und  Siglingen,  in  weldien  kraft  besonderer 
Festsetzung  —  durdi  Gesamtkauf  ^  der  Übergang  der  Bauern- 
güter auf  einen  Erben  vorkommt.  Seltener  ist  der  Übergang 
auf  einen  Erben  durdi  letztwillige  Verfügung  oder  durdi  Ver- 
einbarung der  Miterben  bei  der  Nadilaßauseinandersetzung. 
Die  Sitte  ist  im  Abnehmen  begriffen.  Außerdem  wurde  in 
dem  zum  Notariatsbezirk  Neuenstadt  gehörigen  Weiler  Bram^ 
badier  Hof,  Gemeindebezirk  Kodiertürn,  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  von  den  Miterben  das  von  den  Eltern  besessene  Gut 
einem  Erben  überlassen  und  ist  das  nadi  der  Wahrnehmung 
des  Notariats  aussdiließlidi  bei  Nadilaßteilungen  gesdiehen. 

Bezirk  Weinsberg.  Hier  besteht  die  Anerbenreditssitte 
nidit  im  Notariatsbezirk  Weinsberg  und  Esdienau,  während  im 
Notariatsbezirk  Löwenstein  (Mainhardter  Wald)  in  der  Regel 
nodi  zu  Lebzeiten  der  Eltern  oder  nadi  dem  Tode  eines 
Elternteils  während  des  Teilungsaussdilusses  die  vorhandenen 
Güter  im  Wege  des  Kaufes  auf  eines  der  Kinder  übertragen 
werden,  Ähnlidi  werden  im  Weiler  Vorhof  der  Gemeinde 
Unter-Heinriet  die  Gutshöfe  im  Wege  des  Gesamtkaufs  an 
eines  der  Kinder  abgegeben.  Äußerst  selten  erfolgen  die  Guts- 
übergaben aus  Anlaß  einer  Nadilaßregulierung  oder  auf  Grund 
letztwilliger  Verfügung, 

Bezirk  Marbadi.  Im  Notariatsbezirk  Beilstein  kommt 
es  nidit  selten  vor,  daß  die  Eltern  und  der  überlebende  Ehe- 
gatte zu  Lebzeiten  einem  oder  zweien  ihrer  Kinder  das  elter- 
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lidie  Landgut  nebst  Zubehör  durdi  Kaufvertrag  übergeben. 
Dem  entgegen  bildet  in  den  Gemeinden  Gronau,  Hof  und 
Lembadi  sowie  Oberstenfeld  die  Verteilung  des  Nadilasses 
bezw.  öffentlidie  Versteigerung  der  zum  Nadilasse  gehörigen 
Grundstücke  die  Regel,  während  wiederum  in  der  Teilgemeinde 
Prevorst  (Gronau)  und  in  Allmersbadi  hin  und  wieder,  nament^ 
lidi  aber  in  der  Gemeinde  Aspadi  der  Übergang  der  bäuer^ 
liehen  Güter  bei  Lebzeiten  der  Eltern  im  Wege  des  Verkaufs 
an  ein  Kind  sidi  zu  vollziehen  pflegt.  Die  etwa  vorbehaltenen 
Grundstüd^e  fallen  ihm  später  um  einen  bei  der  Gutsübergabe 
festgesetzten  Preis  zu.  Vom  Notariatsbezirk  Marbadi  sind  es 
nur  einzelne  Höfe  und  Teilgemeinden,  weldie  für  diese  Sitte 
in  Betradit  kommen,  nämlidi  Weiler  Siegelhausen  Gemeinde 
Marbadi,  Weiler  Steinbädile  und  Wolfsölden  Gemeinde  Affalter- 
badi,  Weiler  Neuhof,  Frühmeßhof,  Wüstenbadihof  Zwingel- 
hausen Gemeinde  Kirdiberg  a,  d,  M.,  Weiler  Gollenhof  und 
Heidenhof  des  Gemeindebezirks  Weiler  zum  Stein,  Endlidi 
besteht  im  Ned^arkreis  nodi  für  den  Husarenhof  des  Gemeinde- 
bezirks Besigheim  wenigstens  die  Vermutung  einer  in  der  Sitte 
begründeten  Sondernadifolge  in  den  bäuerlidien  Grundbesitz, 
Im 

Jagstkrcis 

herrsdit  die  Sitte  der  Gutsabtretung  an  einen  Erben  fast  über^ 
all.    Ausgenommen  sind  die  Bezirke 

Sdiorndorf,  in  weldiem  keine  dem  Anerbenredit  ent^ 
sprediende  Übung  besteht  und 

Hcidcnhcim.  Das  Bezirksnotariat  Heidenheim  beriditet, 
daß  in  seinem  Bezirk  der  Übergang  der  Bauerngüter  auf  einen 
<Präsumtiv->Erben  die  Regel  bilde,  und  zwar  der  Übergang 
durdi  Kauf,  zuweilen  audi  durdi  Anordnung  im  Testament, 
Dasselbe  trifft  für  den  Notariatsbezirk  Giengen  a.  Br„  ins^ 
besondere  für  die  Orte  Hermaringen,  Sontheim  a,  Br,,  Hohen* 
memmingen  und  Sadisenhausen,  in  wenigen  Fällen  für  Hürben 
und  Brenz  zu.  Dagegen  vollzieht  sidi  nadi  Beridit  des  Bezirks^ 
notariats  Gerstetten  <an  der  Oberamtsgrenze  Ulm^Geislingen) 
in  der  Muttergemeinde  Gerstetten  der  Übergang  des  landwirt- 
sdiaftlidien  Besitzes  regelmäßig  unter  Teilung  der  einzelnen 
Grundstüd^e  zwisdien  den  mehreren  Kindern.  Die  Teilgemeinden 
von  Gerstetten,  sowie  die  sonstigen  Bezirksorte  des  Notariats: 
Gussenstadt,  Dettingen,  Hausen  o.  L.,  Heldenfmgen,  Heudi^ 
lingen,  Söhnstetten  und  Steinheim  wiederum  haben  die  Sitte 
des  Verkaufs  an  ein  Kind. 

Vom  Bezirk  Welzheim  sdieidet  aus  der  nidit  auf  dem 
Welzheimer  Wald  gelegene  Teil  des  Notariatsbezirks  Welzheim, 
also  der  Gesamtort  Rudersberg  <Bad^nang-Waiblingen  zu), 
während  in  den  Gemeinden  des  Welzheimer  Waldes  sowohl 
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als  in  den  Talorten  des  Notariatsbezirks  Lordi  die  Übergabe 
an  ein  Kind  besteht.  Wird  das  Gut  nidit  bei  Lebzeiten  über* 
geben  oder  sind  keine  Kinder  vorhanden,  so  bildet  die  Ver- 
erbung nadi  den  allgemeinen  erbredididien  Grundsätzen  die 
Regel. 

Bezirk  Künzcisau.  Keine  Änerbenreditssitte  besteht  in 
den  Weinbau  treibenden  Orten  des  unteren  Kodier*  und  Jagst* 
tales,  Griesbadi,  Ingelfingen,  Niedernhall,  Berlidiingen,  SindeU 
dorf,  Westernhausen,  Im  übrigen  herrsdit  inbezug  auf  den 
Übergang  der  landwirtsdiaftlidien  Güter  die  Sitte  der  Übergabe 
an  einen  Erben,  und  zwar  nadi  Beridit  des  Notariats  Künzelsau 
als  Übergabe  zu  Lebzeiten  an  ein  Kind.  Nadi  Beridit  des 
Notariatsbezirks  Dörzbadi  wird  die  Übergabe  in  den  Bezirks* 
gemeinden  in  letztwilligen  Verfügungen  angeordnet.  Durdi 
Vereinbarung  von  Miterben  pflegt  in  dieser  Gegend  ein  Anerbe 
nidit  eingesetzt  zu  werden. 

Donaukreis. 

Im  Bezirk  Ktrdihcim  kommt  keinerlei  Anerbensitte  vor. 

Göppingen.  Die  Auffassung  des  Amtsgeridits  geht 
dahin,  daß  im  Bezirke  die  Vererbung  der  Bauerngüter  nadi  den 
allgemeinen  erbreditlidien  Grundsätzen  die  Regel  bildet.  Aus 
den  Beriditen  der  Notariate  geht  aber  hervor,  daß  Bauerngüter 
vielfadi  an  ein  Kind  abgegeben  werden.  So  beriditet  das 
Notariat  Kleineislingen,  daß  nur  die  kleineren  Bauerngüter  zur 
Verteilung  gelangen,  die  größeren  dagegen  meist  von  dem 
Eigentümer  zu  Lebzeiten  verkauft  werden,  Ähnlidi  das  Bezirks* 
notariat  Ebersbadi*Faurndau.  In  den  Gemeinden,  weldie  gegen 
den  Bezirk  Kirdiheim  hin  liegen,  sdieint  die  Sitte  weniger  fest* 
gehalten  zu  werden.  Das  Notariat  Boll  beriditet,  daß  in  ein* 
zelnen  begüterten  Gemeinden  vereinzelt  Fälle  der  Übergabe 
des  Gutes  an  ein  Kind  um  einen  sogen,  Kindskaufpreis  vor* 
kommen.  Bei  Nadilaßauseinandersetzungen  komme  der  Fall 
nidit  vor, 

Geislingen.  Das  Amtsgeridit  beriditet,  daß  bei  Bauern* 
gütern  die  Gutsübernahme  durdi  einen  Erben,  namentlidi  in 
den  Alborten  Sitte  ist.  Damit  übereinstimmend  ergeben  die 
Beridite  der  Notariate,  daß  eine  nidit  regelmäßig  festgehaltene 
Sitte  der  Gutsübergabe  besteht  einerseits  in  den  Orten  des 
Notariatsbezirks  Wiesensteig,  andererseits  in  den  Gemeinden 
Böhmenkirdi,  Großsüßen  und  Weißenstein,  während  in.  den 
übrigen  Gemeinden  des  Donzdorfer  Notariats,  in  Donzdorf, 
Kleinsüßen,  Nenningen,  Treffelhausen  und  in  den  Albgemeinden 
Amstetten,  Aufhausen,  Oppingen,  Türkheim,  Stubersheim, 
Bräunisheim,  Hofstelt,  Emerbudi,  Sdialkstetten,  Weiler  Stötten, 
Steinenkirdi,  Waldhausen  eine  Anerbensitte  herrsdit,  weldie 
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nicht  allein  in  den  zunächst  getätigten  Gutsübergaben  besteht, 
sondern  auch  auf  letztwillige  Anordnung  und  Vereinbarung  unter 
Miterben  sidi  ausdehnt,  Audi  in  den  Industrieorten  Geislingen, 
Altenstadt,  Kuchen  und  Giengen  wird  von  der  an  Zahl  zurück* 
gehenden  bäuerlidien  Bevölkerung  die  Gutsübergabe  an  ein 
Kind  teilweise  noch  aufredit  erhalten. 

Münsingen.  Die  Übung,  land-  und  forstwirtsdiaftlidie 
Betriebe  zu  Lebzeiten  an  ein  Kind  abzugeben,  besteht  in  den 
Gemeinden  des  Notariatsbezirk  Hayingen,  außerdem  in  den 
Gemeinden  Apfelstetten,  Bremelau,  Eglingen,  Gundershofen 
und  Hütten.  Letztwiilige  Verfügungen  soldien  Inhalts  sind 
selten.  Nur  in  Ausnahmefällen  kommt  es  durdi  Vereinbarung 
unter  Miterben  zur  Gutsübernahme.  Der  übrige  Teil  des 
Bezirks  (Notariatsbezirk  Münsingen)  hat  keine  Anerbenrechts- 
sitte, wenigstens  kann  die  Gutsübergabe  an  ein  Kind  dort  nicht 
als  Regel  gelten. 

Ehingen.  Nach  Bericht  des  Bezirksnotariats  Munder- 
kingen  ist  die  Sitte  des  Kindskaufs  dort  auf  die  nidit  alt* 
württembergisdien  Gemeinden  besdiränkt,  im  übrigen  die  Sitte 
aber  eine  so  eingefleischte,  daß  von  einer  Abnahme  keine  Rede 
sein  kann.  Soweit  im  Ehinger  Bezirk  die  Sitte  herrsdit,  also 
sehr  überwiegend,  ist  sie  nicht  auf  den  die  Regel  bildenden 
Kindskauf  beschränkt,  sondern  wird  sie  audi  gegebenenfalls  in 
letztwilligen  Verfügungen  und  durch  Vereinbarung  unter  Mit* 
erben  aufredit  erhalten. 

Vom 

Sdiwarzwaldkreis 

kommen,  wie  oben  bemerkt,  als  Bezirke,  in  welchen  sidi  eine 
Anerbenreditssitte  nodi  nadiweisen  läßt,  in  Betracht  Neuenburg, 
Calw,  Freudenstadt,  Rottweil,  weniger  Oberndorf,  Horb  und 
Sulz,  wogegen  der  ösdiche  Teil  mit  Nagold,  Herrenberg, 
Rottenburg,  Tübingen,  Reudingen,  Nürtingen,  sowie  ebenso 
der  südliche  mit  Balingen,  Spaidiingen,  Tuttlingen  aussdieidet. 
In  diesen  letzteren  Bezirken  pflegen  die  Grundstücke  unter  den 
Kindern  vielfadi  sdion  zu  Lebzeiten  der  Eltern  zur  Austeilung 
zu  kommen  und  bildet  weiterhin  die  Regel  die  Vererbung  nadi 
den  allgemeinen  erbreditlidien  Grundsätzen. 

Zunädist  Neuenbürg.  Geschlossene  Bauerngüter  kommen 
nur  in  den  adit  Gemeinden:  Beinberg,  Bieselsberg,  Igels* 
lodi,  Maisenbadi,  Oberlengenhardt,  Schönberg,  Sdiwarzen* 
berg  und  Unterlengenhardt  <den  sogen.  Waldorten)  vor,  der 
ösdiche  Teil  des  Bezirks  zwisdien  Enz*  und  Nagoldtal.  Da* 
selbst  wird  das  Gut  nebst  landwirtschaftlichem  Zubehör  zu 
Lebzeiten  an  ein  Kind  abgetreten.  Die  geschilderte  Übung 
wird,  soweit  tunlich,  audi  für  den  Todesfall  angewendet.  An* 
sdiließend  an  das  eben  besdiriebene  zusammenhängende  Gebiet 
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des  Neuenbürger  Bezirks  herrsdit  die  Anerbenreditssitte  in  den 
Waldgemeinden  des  Bezirks  Calw.  Zu  den  Waldgemeinden 
sind  aber  audi  die  redits  der  Nagold  gelegenen  Gemeinden 
Ottenbronn  und  Unterhaugstett  zu  zählen.  Hier,  wo  fast 
durdiaus  größerer  zusammenhängender  Waldbesitz  vorhanden 
ist,  ist  es  Sitte,  das  Gut  an  eines  der  Kinder  zu  verkaufen. 
Kommt  einmal  ein  Bauerngut  zur  Vererbung,  so  wird  es  nadi 
Üereinkunft  der  Erben  irgendeinem  der  Miterben  gegen  einen 
festzusetzenden  Kaufpreis  überlassen.  Die  Sitte  der  Gutsüber- 
gabe an  ein  Kind,  aber  keine  weitergehende  Anerbenreditssitte, 
besteht  audi  in  den  Gemeinden  Monakam,  Möttlingen,  Otten^ 
bronn,  Simmozhofen,  östlidi  der  Nagold,  In  den  Gäugemeinden 
<dem  Strohgäu  zu  gelegenen  Orten)  gehen  die  Güter  regel- 
mäßig nidit  auf  einen  Erben  über.  Durdigängig  sdieint  die 
Sitte  der  Übergabe  des  Gutes  an  ein  Kind  in  den  Gemeinden 
des  Bezirks  Freudenstadt  erhalten.  Das  Bezirksnotariat 
Dornstetten-Pfalzgrafenweiler  stellt  fest,  daß  die  Übergabe  an 
einen  Erben  audi  in  letztwilligen  Verfügungen  bestimmt  und 
sdiließlidi,  wenn  eine  soldie  nidit  getroffen  wurde,  bei  der  Aus- 
einandersetzung des  Nadilasses  unter  den  Miterben  vereinbart 
wird.  Weitaus  überwiegt  offenbar  die  Übergabe  zu  Lebzeiten 
durdi  Kindskauf. 

Der  größere  Teil  des  Bezirks  Rottweil  hat  zweifellos 
die  Anerbenreditssitte,  Nidit  dazu  gehören  die  Gemeinden  der 
Notariatsbezirke  Sdiönberg  und  Sdiwenningen,  sowie  vom 
Notariatsbezirk  Rottweil  die  Gemeinden  Böhringen,  Fedien- 
hausen,  Neukirdi,  Wellendingen  und  Zimmern  v,  R, 

Audi  in  den  Bezirken  Nagold  und  Sulz,  namendidi 
aber  im  Bezirk  Oberndorf  kommt  der  Übergang  ganzer  Hof- 
und  Bauernanwesen  auf  dem  Wege  des  Kindskaufs  häufig  vor. 
Daß  die  Sitte  des  Verkaufs  an  ein  Kind  im  Notariatsbezirk 
Sulz  besteht,  bestätigt  der  Beridit  des  Notariats,  Dasselbe 
gilt  vom  Notariatsbezirk  Sdiramberg  des  Bezirks  Oberndorf. 
Die  Bauerngüter  werden  meistens  nodi  bei  Lebzeiten  der  Eltern 
an  die  sidi  hierzu  eignenden  Kinder  veräußert.  Das  Bezirks- 
notariat Horb  beriditet  dagegen,  daß  daselbst  der  Übergang 
des  ganzen  Gutes  auf  einen  Erben  ein  Fall  der  seltensten 
Art  ist.  Es  ist  allgemein  Sitte,  die  mehreren  Kinder  mit 
Grundstüdien  auszustatten  und  es  werden  Grundstüd^e  bei 
Nadilaßauseinandersetzungen  selbst  an  Kinder  verteilt,  von 
denen  nidit  einmal  anzunehmen  ist,  daß  sie  im  Heimatorte 
bleiben. 

Wie  aus  den  eben  gesdiilderten  Zuständen  hervorgeht, 
besteht  in  fast  durdiaus  allen  für  die  Sitte  in  Betradit  kommenden 
Gegenden  die  Regel,  die  Übergabe  des  Gutes  zu  Lebzeiten 
des  Besitzers  und  Erblassers  vorzunehmen.    In  den  weitaus 
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meisten  Fällen  gesdiieht  dies  in  der  Form  der  käuflidien  Ab^ 
tretung  als  sogen,  »Kindskauf«.  Die  Zahl  der  jährlidi  ab= 
gesdblossenen  Kindskäufe  bleibt  sidi  seit  Einführung  des  B,  G.  B. 
fast  immer  gleidi.  Sie  betrug  im  Jahre  1910  6775  Fälle  bei 
einem  Wert  von  32595712  M. 

Vermögens  Alhergaheverträge  sind  kaum  genannt,  jeden* 
falls  sind  sie  die  seltnere  Ausnahme, 

Um  das  Gut  beim  Tode  eines  Ehegatten  zusammen- 
zuhalten, wird  dieses  in  der  Regel  zunädist  auf  den  über- 
lebenden Ehegatten  übertragen,  weldier  das  Gut  dann  an  das 
zur  Übernahme  bereditigte  Kind  abtritt.  Dies  gesdiieht  audi 
in  der  Form  des  Vertrags  unter  Lebenden  und  nur  in  Aus* 
nahmefällen  durdi  letztwillige  Verfügung  oder  Übereinkunft 
unter  den  Miterben, 

Die  Übung,  das  Gut  dem  ältesten  Sohn  zu  ühets 
geben,  ist  eine  bald  mehr,  bald  weniger  strenge.  Eine  Regel, 
die  den  jüngsten  Sohn  oder  ein  anderes  Kind  begünstigen 
würde,  gibt  es  nirgends.  Die  Sitte  der  Begünstigung  des 
den  Hof  übernehmenden  Kindes  ist  eine  völlig  freie  und 
ganz  den  Verhältnissen  angepaßt.  Hierbei  steht  günstige  Heirats* 
gelegenheit  für  ein  Kind  im  Vordergrund,  Eine  gewisse  Ord* 
nung  der  Erbfolge  wird  aus  dem  Notariat  Langenau  beriditet, 
wo  nädist  dem  ältesten  Sohne  die  Söhne  den  Töditern,  voran 
die  älteste  Toditer,  vorgehen.  Nur  vereinzelt  (Mengen)  und 
dabei  aus  Bezirken,  die  an  der  Grenze  des  Bereidis  der  An* 
erbensitte  liegen  (Ned^arsulm,  Hall)  ist  nadigewiesen,  daß  ein 
übergangener  Anerbe  für  den  Verzidit  bezw,  Entzug  entsdiädigt 
wurde.  Handelt  es  sidi  zunädist  um  die  Voransteüung  des 
ältesten  Sohnes  bei  Übergabe  des  Gutes,  so  steint  im 
Donaukreis,  vorwiegend  in  den  Bezirken  Ravensburg,  Tettnang, 
Waldsee,  Wangen,  audi  Riedlingen  der  älteste  Sohn  als  An* 
erbe  betraditet  zu  werden,  sodann  audi  nodi  in  den  Bezirken 
Leutkirdi,  Laupheim,  während  hier  dodi  sdion  <z,  B.  Notariat 
Riedlingen)  eine  Absdiwädiung  der  Sitte  vorliegen  dürfte,  die 
in  den  Bezirken  Saulgau,  Blaubeuren  und  Ehingen  nodi  mehr 
hervortritt.  In  den  Bezirken  Ulm  und  Geislingen  (Ausnahme 
Wiesensteig)  und  audi  im  Anerbengebiet  des  Münsinger  Bezirks 
ist  namentlidi  die  Voranstellung  des  ältesten  Sohnes  fest  be* 
gründet.  Vom.  Jagstkreis  lauten  die  Beridite  fast  durdiweg 
etwas  unbestimmter.  Ausgeprägte  Voranstellung  des  ältesten 
Sohnes  sdieint  festgehalten  zu  sein  in  den  Bezirken  Ellwangen 
sowie  Crailsheim,  Welzheim,  Gaildorf,  Hall  und  Mergentheim, 
Dagegen  ist  in  den  Bezirken  Heidenheim,  Gmünd,  teilweise 
Künzelsau,  Gerabronn  und  Öhringen  eine  Voranstellung  des 
ältesten  Sohnes  nidit  oder  dodi  seltener  wahrzunehmen. 
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Über  die  Abkömmlinge  binaus  geht  im  Jagstkreis 

die  Übung  in  den  Bezirken  Crailsheim,  Ellwangen,  Langen^ 
bürg.  Namentlidi  in  den  Bezirken  Ellwangen  und  Crailsheim 
geht  das  Gut,  wenn  keine  Kinder  vorhanden  sind,  an  Ge- 
sdiwister  und  eventuell  entferntere  Verwandte  über,  während 
in  den  Bezirken  Hall,  Neresheim  wenigstens  die  Einsetzung 
eines  etwa  aufgenommenen  verwandten  Kindes  in  Übung  ist. 
Im  Donaukreis  haben  über  die  Abkömmlinge  hinausgehende 
Sitte  namentlidi  die  Bezirke  Geislingen,  Ulm  sowie  Biberadi, 
Tettnang,  in  weldien  nadi  den  Beriditen  audi  Übernahme  durdi 
entferntere  Verwandte  als  Gesdiwister  Übung  ist,  sodann 
Laupheim,  Waldsee,  Wangen,  Dagegen  ersdieint  in  den  Be- 
zirken Göppingen,  Blaubeuren,  Ehingen,  Münsingen,  Riedlingen 
und  audi  Leutkirdi,  Saulgau,  Ravensburg  die  Sitte  als  eine 
nadi  dieser  Riditung  umgrenztere.  Bezügl.  des  Sdiwarzwald^ 
kreises  sagen  die  Beridite,  daß  die  Sitte  an  einen  entfernteren 
Verwandten  zu  übergeben,  innerhalb  der  Anerbensittegegend, 
besonders  in  den  Waldorten  des  Neuenbürger  und  Calwer 
Bezirks  eine  ausgeprägtere  sei.  Sonst  ist  die  Anerbenreditssitte 
auf  die  Abkömmlinge  besdiränkt,  insbesondere  in  den  in  Frage 
stehenden  Bezirken  des  Neckarkreises. 

Wenn  audi  nadi  dem  oben  Ausgeführten  die  Übergabe 
des  Gutes  zu  Lebzeiten  des  Erblassers  fast  durdiweg  die  Regel 
ist,  so  ergab  die  Beantwortung  zu  Ziffer  2  der  Fragen  aber 
weiter,  daß  die  Sitte  andererseits  sidi  dodi  regelmäßig  nidit  auf 
den  Kindskauf  besdiränkt,  sondern  daß  in  den  Ausnahmefällen 
durdi  letztwillige  Verfügung  und  sdiließlidi  audi  durdi  Verein- 
barung der  Miterben  der  Übergang  des  Gutes  an  einen  Erben 
bestimmt  und  so  die  Erhaltung  des  Besitzes  gesidiert  zu  werden 
pflegt.  Davon  sind  nur  die  Anerbenreditsgebiete  der  Bezirke 
Marbadi,  Weinsberg,  Künzelsau,  Welzheim,  Göppingen  und 
teilweise  Calw  auszunehmen,  die  Bezirke  Aalen,  Heidenheim, 
Mergentheim  und  Münsingen  wenigstens  insoweit,  als  dort 
2war  nodi  eventuell  eine  letztwillige  Verfügung  den  Anerben 
<aber  immer  nur  einen  Abkömmling)  einsetzt,  während  eine 
Vereinbarung  durdi  die  Miterben  auf  Einsetzung  eines  Erben 
in  das  Gut  daselbst  nidit  mehr  zur  Übung  gehört  und  vielmehr 
bei  Mangel  einer  Regelung  durdi  Testament  der  Verkauf  des 
Anwesens  stattzufinden  pflegt. 

Soweit  letztwillige  Anordnungen  nadi  dem  Ausgeführten 
in  Betradit  kommen,  wird  regelmäßig  der  Qbernahmepreis 
vom  Verfügenden  bestimmt  oder  auf  den  behördlidien  Ansdilag 
verwiesen.  Die  überwiegende  Ansidit  ist,  daß  dabei  und  zwar 
weder  seitens  der  Verfügenden,  nodi  seitens  der  Behörde  vom 
Ertragswert  in  dem  Sinne  einer  Anwendung  des  §  2049  des 
B.  G.  B,  ausgegangen  wird,  sondern  daß  die  Ortsgewohnheit 
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den  Preis  bestimmt,  wobei  den  Verhältnissen  der  Familie,  wohl 
audi  von  Seiten  der  Nadilaßbehörden,  Einfluß  auf  die  Preis- 
festsetzung beigelegt  zu  werden  pflegt.  Audi  bei  Bemessung 
des  Übernahmepreises  in  Gutsübergabeverträgen  und  bei  der 
gelegentlidi  einer  Nadilaßauseinandersetzung  unter  Umständen 
eintretenden  Vereinbarung  der  Miterben  dürfte  sidi  die  Be- 
stimmung des  §  2049  <2312,  1515)  des  B.  G.  B.  bisher  nidit 
wirksam  erwiesen  haben.  Den  Aussdilag  dabei  geben  wohl 
durdiaus  die  Verhältnisse,  unter  weldien  das  Gut  zu  über^ 
nehmen  ist,  und  es  kann  wenigstens  als  wahrsdieinlidi  bezeidinet 
werden,  daß  es  durdiaus  für  die  Frage,  ob  der  Anerbe  in  den 
einzelnen  Gebieten  den  weidienden  Erben  gegenüber  bevorzugt 
zu  werden  pflegt,  entsdieidend  ist,  ob  die  Verhältnisse  in  der 
einen  oder  andern  Gegend  dies  gestatten  oder  verbieten.  Wo 
ersteres  zutrifft,  da  wird  allerdings  eine  Zurüd^setzung  der 
Miterben  (Verringerung  ihres  Erbes)  die  Folge  sein,  wo  letzteres 
zutriflFt,  da  wird,  wenn  sidi  audi  in  Zahlen  die  Benaditeiligung 
der  Miterben  nidit  ergibt,  der  Anerbe  dodi  insofern  als  nidit 
bevorzugt  ersdieinen,  als  er  die  Last  der  Übernahme  des 
versdiuldeten  Besitzes  einsdiließlidi  Gewährung  von  Leibgedingen 
der  Übergebenden,  des  Wohnredits  im  ledigen  Stande  an  Ge- 
sdjwister  und  namendidi  der  Abfindung  derselben  mit  Kapital- 
beträgen auf  sidi  zu  nehmen  hat.  Der  Übernahmepreis  ist  im 
übrigen  nadi  den  Beriditen  entweder  durdiaus  oder  dodi,  soweit 
die  Verhältnisse  es  erlauben,  ein  niedrigerer  als  der  Verkaufs- 
wert. Mindestens  soll  der  Anerbe  sein  Auskommen  haben  und 
nidit  von  den  Sdiulden  erdrüd^t  werden,  Vielfadi  bestimmt 
audi  der  Umfang  der  Nebenleistungen  den  Kaufpreis. 

Nadi  den  Beriditen  der  Notariate  und  Geridite  würde 
im  Donaukreis  in  den  Bezirken  Geislingen,  Laupheim,  Leut^ 
kirdi,  Ravensburg,  Wangen,  Saulgau,  Tettnang,  audi  im  Nota^ 
riatsbezirk  Hayingen,  Bezirk.  Münsingen,  der  Anerbe  durdi- 
gängig  der  weitaus  bevorzugte  sein  {bevorzugt  durdi  die  Preis- 
festsetzung und  eventuell  reidiere  Ausstattung,  da  ein  Voraus 
kaum  wo  geleistet  werden  dürfte,  eine  Entsdiädigung  für 
geleistete  Dienste  wird  wohl  audi  angeredinet). 

In  anderen  Bezirken  des  Donaukreises  pflegt  die  Übernahme 
wohl  nidit  unter  ebenso  günstigen  Bedingungen  für  den  Über- 
nehmer vor  sidi  zu  gehen,  während  im  Jagstkreis  die  Absidit, 
einen  gerediten  Ausgleidi  zwisdien  den  Erben  herbeizuführen, 
vielleidit  überwiegt. 

Da  die  Übernahme  des  Gutes  fast  nur  aus  Anlaß  der 
Heirat  des  Übernehmenden  stattzufinden  pflegt,  und  das  Gut 
regelmäßig  von  beiden  Ehegatten  übernommen  wirdi;  so  ist 
vielfadi  aussdilaggebend  für  den  Übernahmepreis  das  einge- 
bradite  Vermögen  des  andern  Teils.    Die  Ansdiläge  bleiben 
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mit  geringer  Ausnahme  wohl  überall,  auch  im  Jagstkreis,  unter 
dem  Verkehrswert,  Nicht  anders  scheint  dies  in  den  Schwarz- 
waldbezirken der  Anerbenrechtssitte  gehalten  zu  werden.  Ab- 
findungen in  Renten  sind  nirgends  üblidi.  Im  allgemeinen  wird 
der  Kaufpreis  den  Eltern  gesdiuldet  und  werden  aus  demselben 
die  Gesdiwister  bei  Verheiratung  mit  Geld  abgefunden.  Soweit 
der  Preis  nidit  bar  zu  bezahlen  ist,  bleibt  er  gegen  Hypothek 
oder  audi  ohne  soldie  Sicherung  stehen.  Über  alsbaldige 
Kapitalabfmdungen  dagegen  wird  aus  den  Bezirken  Saulgau 
und  Rottweil  beriditet.  Das  Notariat  Rottweil  bemerkte  dazu : 
»Hat  der  Qbernehmer  kein  Geld,  so  muß  er  solches  aufnehmen.« 
Neben  diesen  Abfindungen  in  Geld  tritt  noch  das  den  Ge^ 
schwistern  für  ihre  ledige  Zeit  gewährte  Wohnrecht  (unter  Be- 
schränkung auf  einen  bestimmten  Raum)  im  Hause  des  Über^ 
nehmers.  Kleine  Leibgedinge  daneben  für  soldie  Personen 
scheinen  nur  in  Ausnahmefällen  vorzukommen. 

Die  Anerbenrechtssitte  in  der  beschriebenen  Ausgestaltung 
ist  durch  gewohnheitsmäßige  Übung  nur  in  gewissen  Schwarz- 
waldgegenden: Neuenbürg,  Calw  an  »einzelne  <die  größeren) 
Höfe«  gebunden,  sonst  aber  mit  Ausnahme  von  Gebieten  des 
Neckarkreises,  des  Marbacher  und  Neckarsulmer  Bezirks,  e:ine 
allgemeine  für  allen  bäuerliciien  Besitz.  Auch  inbezug  auf 
kleinste  Gehöfte  besteht  der  Erhaltungsbetrieb  und,  wie  das 
Notariat  Aalen  berichtet,  geht  er  selbst  dadurdi  nicht  verloren, 
daß  der  Gutsinhaber  veranlaßt  ist,  nebenher  Fabrikarbeit  zu 
verrichten.  Die  Sitte  geht  zurück  wohl  da,  wo  die  Bewohnerschaft 
ihren  bäuerlichen  Charakter  durch  die  Ansiedlung  einer  zahl- 
reichen Arbeiterbevölkerung  verliert  (Heidenheim,  Geislingen 
und  Göppingen),  Sonst  und  im  ganzen  ist  die  Sitte  aber 
keineswegs  in  Abnahme  begriffen,  sondern  es  wird,  wie  die 
Berichte  durchgängig  feststellen,  mit  aller  Zähigkeit  an  ihr  fest^ 
gehalten. 

In  seinem  Bericht  sdireibt  nur  das  Notariat  Leutkirch, 
daß  es  eine  gesetzlidie  Regelung  der  auf  Gewohnheit  beruhenden 
bäuerlichen  Vererbungsverhältnisse  begrüßen  würde.  Aufgabe 
der  Gesetzgebung  sei  es,  Härten  zu  Gunsten  des  weiciienden 
Erben  zu  mildern,  aber  auch  die  Existenz  des  Übernehmers 
zu  sichern.  Andere  Notariate  glauben  sidi  gegen  ein  gesetzt 
liches  Anerbenrecht  aussprechen  zu  müssen,  wie  Neresheim, 
Saulgau,  Möckmühl,  Langenburg,  Hall,  Creglingen,  wobei 
Mangel  des  Bedürfnisses,  Vielgestaltigkeit  der  Verhältnisse  und 
der  Widerwille  gegen  gesetzliche  Eingriffe  in  die  Verfügungs- 
gewalt des  Einzelnen  zur  Begründung  dienen. 

Nachdem  nun  diese  Erhebungen  vorlagen,  wurden  die 
landwirtsdiaftlichenGauverbändedurchErlaß  vom  10.  August  1910 
aufgefordert,  zu  der  Frage  der  Einführung  eines  Anerbenredits 
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Stellung  zu  nehmen.    Wenn,  wie  bereits  erwähnt,  auf  die 
Umfrage  bei  den  landwirtsdiaftlidien  Gauverbänden  im  Jahre 
1888  festzustellen  war,  daß  aus  den  Kreisen  der  württem^ 
bergisdien  Landwirte  heraus  das  Verlangen  einer  Reform  des 
bäuerhdien  Erbredits  im  Sinne  des  Anerbenredits  kaum  zutage 
getreten  ist,  so  wird  man  dies  für  den  heutigen  Zeitpunkt 
geradeso  feststellen  können,    Nadi  den  Beriditen  der  land^ 
wirtsdiaftlidien  Gauverbände  auf  den  Erlaß  vom  Jahre  1910, 
weldie  dodi  die  Ansid^it  der  Bevölkerung  wiedergeben,  steht  die 
landwirsdiaftlidie  Bevölkerung  der  Frage  nidit  nur  dort  teiU 
nahmslos  gegenüber,  wo  freie  Teilbarkeit  der  Güter  besteht, 
vielmehr  ist  audi  aus  den  Gegenden  der  Anerbenreditssitte 
bisher  eine  Anregung  zu  gesetzlidien  Maßnahmen  auf  dem  in 
Rede  stehenden  Gebiete  nidit  erfolgt.    Nur  zwei  an  der  An- 
erbensitte beteiligte  Gauverbände  <I,  Crailsheim,  Gaildorf,  Gera^ 
bronn.  Hall,  Künzelsau,  Mergentheim  und  Öhringen  —  III.  Blau* 
beuren,  Ehingen,  Geislingen,  Heidenheim  und  Ulm)  haben  sidi 
für  ein  unmittelbares  Anerbenredit  ausgesprodien.    Zwei  nidit 
weniger  stark  beteiligte  Gauverbände  <II.  Aalen,  Ellwangen, 
Gmünd,  Neresheim  und  Welzheim  —  VI,  Ravensburg,  Ried* 
lingen,  Saulgau  und  Tettnang),-  sowie  ein  Verband,  in  dem  die 
Sitte  in  nidit  unerheblidiem  Maße  herrsdit  <X.  Calw,  Freuden* 
Stadt,  Nagold  und  Neuenbürg)  haben  jede  gesetzlidie  Regelung 
verworfen.    Eine  gesetzlidie  Regelung  in  einzelnen  Punkten 
befürworten  ein   ebenfalls  sehr  stark  und  zwei  in  geringem 
Maße  beteiligte  Gauverbände  <XII.  Biberadi,  Laupheim,  Leut* 
kirdi,  Waldsee  und  Wangen  ^  IV,  Besigheim,  Brad^enheim, 
Heilbronn,  Ned^arsulm  und  Weinsberg  —  V.  Bad^nang,  Lud* 
wigsburg,  Marbadi,  Maulbronn,  Vaihingen).    Für  ein  mittel* 
bares  Anerbenredit  hat  sidi  allein  der  VII.  Gauverband  <Eß* 
lingen,   Göppingen,  Kirdiheim   und  Nürtingen),  weldier  die 
Anerbenreditssitte   nur   in   einem  Teil   des  Oberamtsbezirks 
Göppingen  hat,  ausgesprodien.    Die  übrigen  Gauverbände,  in 
deren  Bezirk  Anerbensitte  nidit  herrsdit,  haben  sidi  der  Äußerung 
enthalten. 

In  der  Sitzung  des  Gesamtkollegiums  der  Königlidien 
Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft  vom  14.  Oktober  1912  stand 
die  Frage  der  Einführung  eines  gesetzlidien  Anerbenredits  in 
Württemberg  zur  Beratung.  Hierbei  wurde  insbesondere  der 
Gesiditspunkt  vertreten,  daß,  wer  gegen  eine  Zerstüdelung  der 
Güter  sei,  audi  für  eine  gesetzlidie  Regelung  der  Anerbensitte 
eintreten  müsse.  Da,  wo  die  Anerbensitte  bestehe,  und  eine 
letztwillige  Verfügung  des  Eigentümers  fehle,  läge  eben  dodi 
die  Gefahr  nahe,  daß  die  größeren  Güter  zerrissen  werden, 
und  statt  der  nodi  bestehenden  sdiönen  Hofgüter,  die  zur 
Rentabilität  audi  erforderlidi  seien,  gäbe  es  dann  kleine  parzellierte 
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und  für  den  Eigentümer  unrentable  Güter.  Man  war,  be- 
sonders von  Regierungsseite  aus,  der  Ansidit,  daß  die  Erhaltung 
der  Anerbensitte  in  denjenigen  Landesteilen,  wo  sie  seit  langem 
bestehe,  nur  gewünsdit  werden  könne.  Wegen  der  versdiieden- 
artigen  Verhältnisse  in  den  beteiligten  Gegenden  wurde  eine 
gesetzlidie  Regelung  indessen  für  redit  sdiwierig  eraditet.  Man 
stellte  insbesondere  in  Frage,  ob  bei  diesen  versdiiedenartigen 
Verhältnissen,  wie  sie  nun  einmal  innerhalb  der  Anerbenredits- 
gegenden  bestehen,  eine  allgemein  gültige  Regelung  einzelner 
Punkte  angezeigt  ersdieint.  Das  Gesamtkollegium  spridit  sidi 
im  Grundsatz  für  die  Erhaltung  der  Sitte  des  Anerbenredits 
aus,  bringt  aber  zugleidi  zum  Ausdrud^,  daß  zur  Zeit  von 
einer  gesetzlidien  Regelung  Abstand  genommen,  jedodi  die 
Frage  audi  fernerhin  im  Auge  behalten  werden  solle,  um  bei 
einer  etwa  bemerkbaren  Abnahme  der  Anerbenreditssitte  das 
Nötige  vorzukehren. 

Es  wäre  nun  aber  jedenfalls  nidit  riditig,  aus  dem  Um- 
stand, daß  von  den  beteiligten  Kreisen  der  Frage  der  Reform 
des  bäuerlidien  Erbredits  kein  Interesse  entgegengebradit  wird, 
zu  sdiließen,  daß  der  bestehende  Zustand  nadi  allen  Riditungen 
ein  befriedigender  sei.  Vielmehr  könnte  sdion  daraus,  daß  die 
wudierisdie  Güteraufteilung  gerade  im  Hohenlohen'sdien  und 
im  Oberland  am  meisten  zu  Hause  ist,  eher  auf  das  Gegen- 
teil gesdilossen  werden.  Allerdings  kann  es  sidi  nidit  darum 
handeln,  in  den  Teilen  des  Landes,  in  weldien  seit  Jahrhunderten 
die  gleidie  Naturalteilung  unter  sämdidie  Erben  Sitte  ist,  unter 
Aufhebung  des  Intestaterbredits  das  Intestatanerbenredit  ein^ 
zuführen.  Hier,  wo  das  Klima  verhältnismäßig  günstig  und 
der  Boden  ziemlidi  fruditbar  ist,  wo  viel  Handelsgewädise, 
Gemüse,  Wein  und  dergl,  gebaut  werden,  ist  eine  zunehmende 
Parzellierung  des  Grundbesitzes,  gegen  weldie  mittelst  des  An= 
erbenredits  ein  Damm  erriditet  werden  will,  nidit  so  bedenklidi, 
weil  in  der  Steigerung  der  Intensität  des  landwirtsdiaftlidien 
Betriebs  ein  mäditiges  Gegengewidit  gegeben  ist.  Eine  Änderung 
der  Gesetzgebung  inbezug  auf  bäuerlidie  Erbfolge  in  diesen 
Landesteilen  intensiverer  Kultur  eintreten  zu  lassen,  sdieint 
weder  geboten,  nodi  audi  bei  den  herrsdienden  Ansdiauungen 
der  bäuerlidien  Bevölkerung  ausführbar.  Da,  wo  der  Grund- 
besitz etwas  von  der  Natur  des  beweglidien  Kapitals  ange- 
nommen hat,  geht  das  Reditsbewußtsein  nidit  dahin,  die  Güter 
zu  erhalten,  sondern  sie  gleidi  unter  die  Erben  zu  verteilen. 
Man  würde  also  hier  durdi  die  Einführung  des  Intestatanerben- 
redits  einen  Zwang  auf  das  vorhandene  Reditsbewußtsein  aus^ 
üben.  Von  einem  soldien  Eingriff  in  die  gesdiilderten  Ver^ 
hältnisse  würden  wohl  mehr  Nadbteile  als  günstige  Wirkungen 
zu  erwarten  sein.    Zumal  in  Hinsidit  auf  die  stehende  Klage 
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über  eine  Entvölkerung  des  platten  Landes,  die  nidit  gehemmt, 
sondern  gefördert  wird,  wenn  für  die  Mehrzahl  der  Abkömmt 
linge  die  Möglidikeit,  sidi  ein  eigenes  Anwesen  zu  erwerben, 
ausgesdilossen  ist,  Linter  heutigen  Verhältnissen  werden  die- 
selben eben  dazu  bestimmt,  eine  andere  Besdiäftigung  als  die 
in  der  Landwirtsdiaft  aufzunehmen.  Durdi  das  Anerbenredit 
aber  soll  in  erster  Linie  der  mittlere  Grundbesitz  erhalten  werden. 
Aber  müßte  es  sidi  nun  darum  handeln,  eine  Ausmittelung  des 
unter  das  Anerbenredit  zu  stellenden  Grundbesitzes  eintreten 
zu  lassen,  so  ersdieint  dies  als  kaum  durdiführbar,  da  die 
Verhältnisse  zu  versdiieden  sind,  um  hier  einfadi  die  Größe, 
Flädie,  Katasterreinertrag  oder  sonstige  Merkmale,  Arron* 
dierung  usw.  entsdieiden  zu  lassen.  Insbesondere  audi  des* 
wegen,  da  der  BegrifiF  des  gesdilossenen  Gutes,  das  sidi  als 
soldies  von  anderem  landwirtsdiaftlidien  Grundbesitz  unter* 
sdieidet,  fast  nur  im  Sdiwarzwald  und  audi  dort  nur  innerhalb 
gewisser  Örtlidikeiten  zuhause  ist.  Arrondierte  Besitze,  Ein* 
ödhöfe,  sind  freilidi  audi  innerhalb  des  Jagst*  und  Donau* 
kreises  vielfadi  vorhanden,  ohne  daß  aber  für  sie  eine  beson* 
dere  Sitte  bestehen  würde,  ^>  Gering  ist  die  Zahl  der  Einzel* 
höfe  gegenüber  den  Ortsdiaften  auf  der  Alb,  und  dodi  hat  hier 
gerade  die  Anerbenreditssitte  besonders  feste  Gestalt  an* 
genommen  <Geislinger'-'lJlmer  Alb)  und  bis  auf  die  Gegenwart 
bewahrt, 

Stellen  sidi  der  Einführung  eines  Anerbenredits  sdion 
nadi  dieser  Riditung  wohl  nidit  zu  überwindende  Sdiwierig* 
keiten  entgegen,  so  nidit  weniger,  wenn  es  sidi  darum  handelt, 
weldier  Inhalt  demselben  gegeben  werden  soll.  Jedenfalls  müßte 
das  Redit  ein  soldies  sein,  das  sidi  dem  Herkommen  im  weitesten 
Umfange  anpassen  würde,  und  es  müßte  ein  Mittelweg  gefunden 
werden,  der  eine  weitgehende  Benaditeiligung  der  Miterben 
vermeiden,  dodi  aber  den  Hauptzwed^  sidiern  würde,  den  An* 
erben  in  dem  Besitze  des  Familiengutes  audi  wirklidi  zu  erhalten. 
Aber  hier  steht  im  Wege,  daß  die  Anerbenreditssitte  zwar 
innerhalb  der  in  Betradit  stehenden  Gegenden  Württembergs 
im  allgemeinen  ziemlidi  übereinstimmend  gestaltet,  daß  sie  aber 
audi  da,  wo  sie  am  weitesten  geht,  keine  strenge  Reditssitte 
ist,  sondern  ebenso  inbezug  auf  die  Auswahl  des  Anerben  als 
in  Hinsidit  des  Maßes  der  Bevorzugung,  der  Abfindung  der 
Miterben  dem  freien  Ermessen  des  Übergebenden  bezw.  Erb* 
lassers  weitester  Spielraum  gelassen  ist,  so  daß  sdiließlidi  in 
jedem  hierfür  geeigneten  Falle  an  Stelle  dessen,  was  im  all* 

^)  Im  Jahre  1907  wurden  laut  Beilage  Nr.  7  zum  Staatsanzeiger  für 
Württemberg  von  1908  4017  Einzelhöfe  gezählt.    Hiervon  entfallen  auf: 

Jagstkreis   1084  =  27  7o       Nedarkreis  ,  .  \  ^^^^  io^^_7Ao/ 

Donaukreis   1878  =  47  7o       Sdiwarzwaldkreis/       ^^^^  ~ 
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gemeinen  als  Braudi  behandelt  wird,  die  Ausnahme  tritt  und 
der  Hauptfall  dabei  der  ist,  daß  ein  anderes  Kind  als  der  im 
allgemeinen  als  Anerbe  in  Betradit  kommende  älteste  Sohn 
eine  besonders  günstige  Heirat  madien  kann.  Sidier  würden 
Vorsdiriften,  weldie  eine  Einengung  im  Sinne  einer  strengen 
Ordnung  der  Nadifolge  in  das  Gut  und  zumal  die  Statuierung 
der  Unteilbarkeit  der  Güter  vorsdirieben,  audi  in  denjenigen 
Landesteilen  bezw.  Bezirken,  in  weldien  die  Erbfolge  des  ältesten 
Sohnes  eingehalten  und  die  Regel  nur  in  besonderen  Ausnahme^ 
fällen  durdibrodien  zu  werden  pflegt,  dem  sdiärfsten  Wider- 
stande begegnen.  Wollte  an  die  Lösung  der  Anerbenredits- 
frage  durdi  die  Einführung  eines  fakultativen  Anerbenredits, 
nach  dem  System  der  Höferolle  herangetreten  werden,  so  würden 
von  den  der  Durdiführung  des  Intestatanerbenredits  entgegen^ 
stehenden  Bedenken  wohl  mandie  wegfallen.  An  einen  mittel^ 
baren  oder  unmittelbaren  Zwang  zur  Eintragung  in  eine  söldie 
Höferolle  könnte  jedodi  sogleidi  nidit  gedadit  werden.  Ein 
soldier  Zwang  dürfte  auf  den  größten  Widerstand  stoßen,  da 
die  Landbevölkerung  sidi  in  ihrem  Reditsbewußtsein  verletzt 
fühlen  würde.  Von  der  Ermöglidiung  freiwilliger  Eintragung 
würde  jedodi,  wenigstens  vorerst,-  bis  die  Bedenken  gegen  diese 
Neuerung  überwunden  wären,  in  den  denkbar  wenigsten  Fällen 
Gebraudi  gemadit  werden,  zumal  bei  der  audi  in  Gegenden 
der  Anerbenreditssitte  herrsdienden  Neigung,  sidi  die  Vertrags- 
freiheit zu  wahren.  Bei  einer  gesetzlidien  Regelung  wäre  audi 
die  Abfmdungsfrage  der  übrigen  Erben  sdiwierig  zu  lösen. 
Besonders  sdiwierig  aber  wird  es  sein,  eine  zu  große  Begünstigung 
des  Gutserben  und  eine  ungeredite  Sdiädigung  der  übrigen 
Kinder  zu  vermeiden. 

Wie  die  Erhebungen  ergeben  haben,  ist  die  Sitte  des 
Anerbenredits  eine  allgemeine,  die  sidi  auf  größere,  mittlere 
und  kleinere  Besitzungen  erstred^t  und  nidit  bloß  bestimmte 
Güter  in  gewissen  Gegenden  umfaßt.  Die  Sitte  ist  nirgends 
eine  fast  starre,  die  freie  Verfügungsgewalt  ganz  unterbindende, 
und  sie  ersdiöpft  sidi  größtenteils  in  Gutsübergaben  unter 
Lebenden,  dem  sogen.  Kindskauf,  der  regelmäßigen  Form 
der  Nadifolge  in  das  Familiengut.  Diese  Verhältnisse  madien 
die  Erlassung  eines  für  die  Anerbengegenden  allgemeingültigen 
bäuerlidien  direkten  Anerbengesetzes,  mit  dem  Inhalt,  daß  da^ 
durdi  Landgüter  gewisser  Art  auf  Grund  zwangsweisen  oder 
freiwilligen  Eintrags  in  eine  Höferolle  unteilbar  gemadit  und 
unter  Anerbenredit  gestellt  werden,  äußerst  sdiwierig.  Be- 
stimmungen, weldie  die  Unteilbarkeit  eines  Gutes  und  dessen 
Vererbung  zum  Inhalt  hätten,  würden  den  Sitten  und  Redits- 
ansdiauungen  der  bäuerlidien  Bevölkerung  zuwiderlaufen.  Die 
Beridite  sagen  zwar,  daß  die  Anerbensitte  sehr  stark  eingewurzelt 
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und  von  einer  Abnahme  nichts  zu  spüren  sei.  Diese  Tatsache 
würde  für  sich  genügen,  von  gesetzlidien  Maßnahmen  abzusehen. 
Allein  die  Änderung  der  Reditsverhältnisse,  welche  mit  der 
Einführung  des  B.  G.  B.  eingetreten  ist,  wird  sidi  in  Württem^ 
berg  auch  über  kurz  oder  lang  bemerkbar  machen.  In  Württem^ 
berg  umsomehr,  als  die  Bevölkerung  hier  gewöhnt  war,  daß  die, 
die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  betreffenden  Reditsverhältnisse  in 
der  Hauptsadie  von  Amtswegen  geregelt  wurden,  was  nadi 
den  neueren  Gesetzen  nidit  mehr  in  dem  Maße  der  Fall  ist. 
Während  vor  dem  Jahre  1900  die  als  gesetzlidies  Güterrecht 
geltende  Errungenschaftsgesellschaft  und  in  katholischen  Gegen- 
den die  durdiweg  durdi  Vertrag  eingeführte  Gütergemeinschaft 
die  lebenslängliche  Nutznießung  und  Verwaltung  des  ererbten 
Vermögens  der  Kinder  durch  den  überlebenden  Elternteil  fest- 
setzten, hört  nadi  dem  B.  G.  B.  die  Nutznießung  am  Kindes- 
vermögen mit  Vollendung  des  21.  Lebensjahres  auf.  Nun  ist 
es  eine  bekannte  Klage  in  Württemberg,  daß  die  Neuverheirateten 
durch  Ehevertrag  einen  dem  alten  Württembergischen  Landrecht 
ähnlichen  Güterrechtszustand  nicht  in  dem  Maße  sdiafFen,  als 
es  nötig  wäre.  Man  läßt  nun  bei  einem  Gutskauf  wohl  die 
Ehefrau  als  Miteigentümerin  im  Grundbuch  eintragen,  bedenkt 
aber  nicht,  daß  sie  im  gesetzlidien  Güterstand  bei  Auflösung 
der  Ehe  lediglidi  das  zurückerhält,  was  sie  beibradite,  und  die 
während  der  Ehe  etwa  aus  erarbeitetem  Vermögen  bezahlten 
Hofsdiulden  dem  Manne  zur  Hälfte  ersetzen  muß,  da  diesem 
die  Errungensdiaft  allein  zusteht.  Auf  diese  Weise  erhöht  sidi 
z.  B.,  wenn  ein  Vater  stirbt,  das  Vatergut  der  Kinder  ganz 
beträchtlidi.  Haben  nun  die  Kinder,  was  in  neuerer  Zeit  viel- 
fach beobaditet  werden  kann,  einen  Beruf  außerhalb  der  Land^ 
Wirtschaft  ergriffen,  so  verlieren  sie  oft  den  Familiensinn,  d,  h, 
sie  dringen  auf  Verkauf  des  Gutes,  da  sie  andere  Interessen 
erlangt  haben  und  der  Ansicht  geworden  sind,  daß  alle  Kinder 
gleidigestellt  sein  müßten.  Wenn,  was  allerdings  noch  einige 
Jahre  ansteht,  die  aus  Ehen  nadi  dem  Jahre  1900  geborenen 
Kinder  volljährig  werden,  so  werden  audi  sie  in  mandien 
Fällen  ihr  Vermögen  verlangen  und  es  dem  überlebenden 
Elternteil,  besonders  aber  der  Mutter,  die  bei  bestandenem 
gesetzlidien  Güterredit  ein  mehr  oder  minder  großes  Vatergut 
herauszubezahlen  haben  wird,  unmöglich  madien,  den  Hof  zu 
erhalten,  so  daß  er  zum  Verkauf  kommen  muß,  abgesehen  davon, 
daß  ihn  dann  keines  der  Kinder  erhält. 

Man  bemüht  sidi  zwar,  die  Eheleute  zum  Absdiluß  von 
Eheverträgen  zu  bewegen,  und  man  hat  insbesondere  den 
Notaren,  welche  mit  der  ländlidien  Bevölkerung  viel  in  Berührung 
kommen,  aufgetragen,  auf  den  Absdiluß  von  Eheverträgen  hin- 
zuwirken und  ihnen  einen  Teil  der  sonst  in  die  Staatskasse 
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fließenden  Vertragsgebühren  zugebilligt.  Der  Erfolg  ist  jedodi 
weit  hinter  allen  Erwartungen  zurückgeblieben. 

Wirken  nun  so  die  bestehenden  gesetzlidien  Güterredits- 
vorschriften  keineswegs  darauf  hin,  die  Güter  zu  erhalten,  so 
wäre  es  umsomehr  am  Platze,  eine  Regelung  des  bäuerlidien 
Erbrechtes  auf  der  Grundlage  des  Anerbenreditsprinzips  und 
in  Abweidiung  von  den  allgemeinen  erbreditlidien  Grundsätzen 
wenigstens  in  einigen  Punkten  eintreten  zu  lassen.  Dies  um- 
somehr, als  nadi  den  Artikeln  64  und  137  Einf.-Ges,  z,  B.G.B, 
die  Möglidikeit  gegeben  ist,  das  Anerbenredit  und  die  Vor- 
sdiriften  über  die  Sdiätzung  des  Ertragswertes  eines  Landgutes 
landesgesetzlidi  zu  regeln. 

In  dieser  Riditung  sollten  Vorsdiriften  erlassen  werden,  welcbe : 

1.  eine  Überlastung  des  ein  Landgut  aus  dem  Nadilaß 
übernehmenden  Abkömmlings  wenigstens  für  den  Fall 
aussdi ließen,  daß  er  durdi  letztwillige  Verfügung  zum 
Anerben  eingesetzt,  ein  Übernahmepreis  letztwillig  nidit 
bestimmt  und  dabei  über  die  Erbteile  der  Gesdiwister 
keine  Bestimmung  getroffen  ist. 

2.  für  den  Fall,  daß  ein  Landgut  sidi  in  einem  Nadilaß 
befindet  und  letztwillige  Bestimmungen  fehlen,  die  einen 
Erben  bereditigen,  das  Gut  unter  entspredienden  Be- 
dingungen zu  übernehmen, 

3.  in  Hinsidht  der  Ermittelung  des  Ertragswertes  von 
Hof*  und  Bauernanwesen  für  die  Fälle,  in  weldien 
eine  behördlidie  Sdiätzung  Platz  greift,  bezw,  auf  eine 
soldie  verwiesen  ist. 

Die  Erlassung  von  Vorsdiriften  im  ebenerwähnten  Sinne 
wäre  sehr  zu  wünsdien,  besonders  audi  deshalb,  da,  wenn  der 
Erblasser  nidits  Gegenteiliges  verfügt,  jeder  Miterbe  bereditigt 
ist,  den  Verkauf  des  Flofes  zu  beantragen.  Die  Aufredit* 
erhaltung  einer  mit  der  allgemeinen  Naturbesdiaffenheit  des 
Landes  übereinstimmenden  Grundbesitzverteilung  ist  für  den 
Staat  nidit  weniger  widitig,  als  der  Bestand  einer  davon  ab* 
hängigen  größeren  Zahl  von  Familien,  die  in  ihrer  Existenz  auf 
den  Ertrag  ihrer  Landwirtsdiaft  angewiesen,  an  der  Erhaltung 
eines  geordneten  Staatswesens  besonders  interessiert  sind  und 
vorzugsweise  das  konservative  Element  desselben  bilden, 

Ist  ein  Gut  sdion  in  der  Hand  des  Erblassers  stark  ver* 
sdiuldet,  treten  zu  diesen  alten  Sdiulden  nodi  neue,  durdi  die 
Erbteile  zahlreidier  Gesdiwister  hinzu,  gelingt  es  dem  Guts* 
übernehmer  nidit,  durdi  Heirat^)  das  nötige  Kapital  zur  Ab* 

^>  Was  die  Heiratsgelegenheit  anlangt,  so  hahen  (wie  allgemein  die 
Klagen)  nur  Mäddien,  welche  einen  Hof  besitzen,  große  Aussidit,  einen  »Bei= 
stand«  zu  bekommen,  während  Bauernsöhne  im  umgekehrten  Falle  sdiwieriger 
zu  einer  Frau  gelangen,  da  nadi  den  Wahrnehmungen  Bauernmäddhen  mit 
Vermögen  neuerdings  lieber  kleine  Beamte  heiraten  als  Bauernsöhne, 
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wälzung  oder  erheblidien  Verminderung  der  Sdiulden  zu  te^ 
kommen,  treten  ungünstige  Konjunkturen  hinzu,  so  ist  das 
Fortkommen  sdion  von  Anfang  an  in  Frage  gestellt.  Der 
Qbernehmer  treibt  rasdi  dem  Konkurs  zu,  d,  h,  das  Gut  wird 
meist  von  dem  in  der  Not  als  Helfer  ersdieinenden  Händler 
zersdilagen  und  die  Familie  als  selbständige  Bauernfamilie  zu- 
grunde geriditet. 

Daß  die  ziemlidi  hohe  Versdiuldung  namendidi  audi  vieler 
größerer  Bauerngüter  in  jenen  Gegenden  mit  den  gesdiilderten 
Verhältnissen  in  Zusammenhang  steht,  ist  nadi  dem  Ergebnis 
der  im  Jahre  1887  veranstalteten  landwirtsdiaftlidien  Enquete 
in  mehreren  Gemeinden  des  Landes  nidit  zu  bestreiten. 


D.  Die  Erfolge. 

Die  ganze  Württembergisdhe  Gesetzgebung  im  Kampfe  gegen 
die  Güterzertrümmerung  hat  sidi  bis  heute  in  der  Hauptsadie 
auf  repressive  Maßnahmen  besdiränkt.  Denn,  wie  in  der  Folge 
ausgeführt  werden  wird,  haben  es  die  Händler  trotz  aller  Ge* 
setze  verstanden,  durdi  Umgehung  derselben  den  Handel  mit 
Gütern  sdiwunghaft  zu  erhalten,  ja,  wie  die  neueste  Statistik 
zeigt,  sogar  sehr  zu  steigern, 

Sdion  das  Gesetz  von  1853,  das  in  einer  Zeit  entstand, 
in  weldier  viele  Landwirte  unter  der  Bedrängung  hödist  un- 
günstiger Ertragsjahre  dem  Ruin  nahe  kamen  und  zum  Verkauf 
gezwungen  wurden,  vermodite  nidit,  den  für  den  Landwirt  so 
unheilvollen  Gütersdiadier  ganz  hintan  zu  halten.  Dieses  Gesetz 
modite  wohl  unter  dem  Einfluß  der  Neuheit  seiner  Bestimmungen 
und  der  anfänglidi  energisdien  Handhabung  derselben  durdi  die 
Behörden  sidi  redit  wirksam  erwiesen  haben  und  in  den  1860er 
Jahren  bei  den  günstiger  gewordenen  landwirtsdiaftlidien  Ver- 
hältnissen überhaupt  weniger  zur  Anwendung  gekommen  sein. 
Erst  der  wirtsdiaftlidie  Umsdiwung  seit  Beginn  der  1870er 
Jahre,  der  unter  dem  Einfluß  stets  steigender  Produktionskosten 
und  niederer  Preise  leider  einen  Aufsdiwung  für  die  Landwirt- 
sdiaft  nidit  herbeiführte,  veranlaßte  wieder  eine  erheblidie 
Steigerung  des  Besitzwedisels  in  Landgütern,  womit  die  Klagen 
über  wudierisdie  Ausbeutung  der  bäuerlidien  Bevölkerung  durdi 
Güterhändler  Hand  in  Hand  gingen.  Ein  Grund  für  den 
wieder  mehr  hervortretenden  Gütersdiadier  mag  wohl  audi 
darin  zu  sudien  sein,  daß  einerseits  die  Händler  es  mehr  und 
mehr  verstanden  haben,  ihre  Transaktionen  in  eine  durdi  die 
Bestimmung  des  Gesetzes  nidit  angreifbare  Form  zu  kleiden, 
andererseits  die  mit  der  Handhabung  des  Gesetzes  betrauten 
Behörden  in  der  Regel  die  Voraussetzung,  daß  der  Wieder- 
verkauf im  Interesse  der  Gemeinde  liege,  als  zutreffend  an^ 
nahmen,  wenn  eine  dies  bestätigende  Äußerung  der  betreffenden 
Gemeindebehörde  vorgelegt  werden  konnte.  Man  übersah 
hierbei,  daß  viele  Gemeindebehörden  nidit  die  nötige  Einsidit 
zur  riditigen  Beurteilung  der  wirtsdiaftlidien  Bedeutung  und 
Tragweite  derartiger  Verkäufe  besitzen,  zumal  ein  sadigemäßes 
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Urteil  in  den  betr.  Fragen  meist  eingehendere  Untersudiungen 
erfordert,  als  viele  Gemeindebehörden  leisten  können  oder 
wollen. 

So  konnte  es  gestehen,  daß  in  den  zehn  Jahren  vom 
Jahre  1887  rückwärts  von  1767  bei  den  zuständigen  Behörden 
eingegangenen  Gesudien  um  Erlaubnis  zur  stüd^weisen  Wieder- 
veräußerung von  aus  einer  Hand  erworbenen  Grundstücken  im 
Flächengehalt  von  10  oder  mehr  Morgen  nur  72,  d,  h,  ca.  4  ^/o 
abgewiesen-  und  alle  übrigen  genehmigt  wurden.  Bei  einem 
soldien  Verfahren  konnte  allerdings  die  Absicht  des  betr.  Ge^ 
setzes  nur  höchst  unvollkommen  erreicht  werden.  Von  einem 
Zurückdrängen  und  Eindämmen  des  verwerflidien  Güterhandels 
konnte  unter  diesen  Umständen  kaum  die  Rede  sein.  Daß  audi 
Ortsvorsteher  in  einigen  Gemeinden  Obersdiwabens  verdäditig 
waren,  in  eigennütziger  Weise  und  zum  Nachteil  der  Gemeinde- 
angehörigen der  Güterschläditerei  mittelbaren  oder  unmittelbaren 
Vorsdiub  zu  leisten,  ist  in  einem  Erlaß  des  Königlidien  Minis^ 
teriums  des  Innern  vom  28,  März  1888  auf  Grund  sicheren 
Vernehmens  festgestellt. 

Diese  Verhältnisse  haben  sidi  jedoch  seit  dem  Erlaß  der 
Instruktion  vom  28.  März  1888,  weldie  eine  strengere  Hand^ 
habung  des  Gesetzes  von  1853  vorschrieb,,  wesentlidi  gebessert, 
Nadi  den  übereinstimmenden  Äußerungen  der  Kreisregierungen 
sowie  den  eigenen  Wahrnehmungen  der  Königlichen  ZentraU 
stelle  für  die  Landwirtsdiaft  ist  die  Zahl  der  Dispensations* 
gesudie  ganz  erhebliA  zurüd\gegangen.  Während  z.  B.  in  den 
zehn  Jahren  1878^1887  durdisdinittlich  jährlidi  bei  der  Regierung 
des  Jagstkreises  94,  des  Donaukreises  63,  des  Neckarkreises  15 
und  des  Sdiwarzwaldkreises  4  Dispensationsgesudie  angefallen 
sind,  betrug  die  Zahl  derselben  im  Jahre  1890  im  Jagstkreis 
nur  12,  Donaukreis  8,  Neckarkreis  0  und  im  Sdiwarzwald^ 
kreis  2.  Die  Zahl  der  genehmigten  Dispensationsgesudie  hat 
sich  bis  heute  in  mäßigen  Grenzen  gehalten. 

Dispensationsgesuche, 
Angefallen  sind:  Genehmigt  wurden: 


1893 

17 

16 

1894 

16 

15 

1895 

17 

15 

1896 

25 

22 

1897 

16 

15 

1898 

27 

23 

1907 

1 

1908 

3 

1909 

15 

1910 

1 
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Aus  dem  Zurückgehen  der  Zahl  der  Dispensationsgesudie 
nadi  dem  Jahre  1888  darf  mit  Sidierheit  auch  auf  einen  ent^ 
spredienden  Rückgang  der  Gütersdiläditerei  in  jener  Zeit 
gesdilossen  werden,  weldier  seine  Ursadie  in  der  strengeren 
Handhabung  des  Gesetzes  gehabt  haben  mag.  Die  Abnahme 
der  Dispensationsgesuche  wurde  besonders  in  den  Beriditen  der 
Kreisregierungen  als  ein  Zeichen  für  das  Zurüd^gehen  der 
Güterzertrümmerung  angesehen. 

Eine  Versdiärfung  der  Vorsdiriften  ist  durdi  die  Artikel 
172— 174  Ausf.^Ges.  z,  B,  G,  B,  nidit  eingetreten.  So  wurde 
insbesondere  entsprediend  der  Minimalgrenze  bezügL  ganz  großer 
Güter,  an  deren  Erhaltung  weder  die  Gemeinde  nodi  die  Land* 
wirtsdiaft  selbst  ein  so  hervorragendes  Interesse  haben,  daß 
der  Teilverkauf  unter  Strafe  gestellt  und  nichtig  sein  sollte,  keine 
Maximalgrenze  gesetzt.  Der  Minister  des  Innern  betonte  jedodi 
in  der  Abgeordnetenkammer  bei  Beratung  der  Artikel  172—174 
Ausf,-Ges.  z.  B,  G.  B,,  daß  bei  volkswirtsdiaftlich  wünsdiens- 
werter  Verteilung  zu  großer  Güter  dodi  von  der  Dispensierung 
Gebraudi  gemadit  werden  könnte.  Dies  ist  insofern  sehr  riditig, 
als  die  Regierung  die  Befreiung  von  dem  Verkaufsverbote  dann 
nidit  erteilen  wird,  wenn  die  Zerstückelung  durdi  Händler  auf 
wudierisdier  Spekulation  beruht  und  eine  unwirtsdiaftliche  Ver- 
teilung durdi  Sdiaffung  zu  kleiner  Bauernstellen  befürditet 
werden  müßte. 

Der  Bekämpfung  der  Güterzersplitterung  wird  in  neuester 
Zeit  von  den  beteiligten  Kreisen  das  größte  Interesse  entgegen- 
gebradit.  Kein  Mittel  wird  unversudit  gelassen,  der  Güter- 
zertrümmerung und  dem  damit  Hand  in  Hand  gehenden  Güter- 
wucher energisdi  entgegenzutreten  und  eine  Versdiärfung  der 
bestehenden  Gesetze  herbeizuführen,  denn  man  erkennt  mehr 
denn  je  den  Naditeil,  den  eine  Ausbreitung  des  zu  kleinen 
Bauernstandes  hat  in  Gegenden,  wo  die  Bedingungen  für  seine 
gedeihlidie  Entwicklung  fehlen,  worauf  die  Güterhändler  natür- 
lidi  keine  Rücksicht  nehmen. 

Bei  den  jetzt  geltenden  gesetzlidien  Bestimmungen  kann 
aber  diesem  Unfug  direkt  nicht  begegnet  werden.  Wie  bereits 
erwähnt,  ist  sdion  das  Gesetz  von  1853  vielfadi  umgangen 
worden.  Durdi  das  neue  bürgerliche  Recht  haben  die  ins 
Württemb. Ausf.^Ges.  z.  B.G.B,  übernommenen  Bestimmungen 
noch  an  Bedeutung  verloren,  da  der  eingefügte  Art.  174  Abs.  2, 
wonadi  die  Zuwiderhandlung  gegen  das  Gesetz  erst  als  erfolgt 
gilt,  wenn  der  Veräußerungs vertrag  beurkundet  wird  <§  313 
B.  G.  B.>,  bezw.  statt  dessen  Auflassung  und  Eintragung  ins 
Grundbudi  erfolgt  ist,  vollends  eine  wirksame  Handhabung  des 
Gesetzes  verhindert.  Was  die  Umgehung  des  Güterzertrüm- 
merungsgesetzes anlangt,  so  wird  in  häufigen  Fällen  die  Vor=^ 
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aussetzung  der  Zusammenbewirtsdiaftung  dadurch  beseitigt,  daß 
sidi  die  Güterhändler  das  Gut  vom  Eigentümer  in  Padit  geben 
lassen  und  dasselbe  hierauf  partienweise  auf  kurze  Zeit  in 
Afterpadit  geben,  oder  aber,  daß  sie  als  Beauftragte  des  Eigen- 
tümers das  Gut  unmittelbar  partienweise  verpaditen.  Wird 
nun  hier  dem  Grundbudiamte  der  Paditvertrag  in  öfFentlidi  be- 
glaubigter Form  vorgelegt,  so  ist  damit  der  Nadiweis  erbradit, 
daß  die  Voraussetzung  der  Zusammenbewirtsdiaftung  nidit  vor»- 
gelegen  hat  und  es  kann  das  ganze  Gut  auf  einmal  zerlegt 
werden,  Vielfadi  treten  die  Handelsleute  audi  in  Vollmadits- 
namen  des  Eigentümers  als  Verkäufer  auf,  obgleidi  sie  das 
Gut  durdi  Privatvertrag  bereits  erkauft  haben.  Die  Person  des 
V^erkäufers  wird  also  hier  den  Behörden  gegenüber  fingiert. 
Der  häufigste  Fall  ist  aber  der,  daß  die  Handelsleute  bezügl. 
der  gesperrten  drei  Viertel  der  Grundstüd:e  zum  Sdieine  des 
Redits  und  zur  Täusdiung  der  Behörden  mit  den  Käufern  einen 
sogen.  Vorverkaufs  vertrag  absdiließen.  In  diesen  Verträgen 
werden  die  Grundstüd^e  fast  regelmäßig  auf  die  Dauer  von 
drei  Jahren  <der  Sperrfrist)  an  den  Käufer  um  ein  dem  Kauf- 
preis bei  4—5  prozentiger  Verzinsung  entsprediendes  Paditgeld 
verpaditet.  Dem  Käufer  wird  für  seine  Person  ein  (persönlidies) 
Vorkaufsredit  an  dem  gepaditeten  Grundstüd^  eingeräumt,  wo^* 
gegen  er  sidi  aber  in  der  Regel  verpfliditen  muß,  das  Grund- 
stüd^  nadi  Ablauf  der  Paditzeit  um  einen  vorher  bestimmten 
Kaufpreis  zu  übernehmen.  Nadi  Ablauf  der  Sperrfrist  werden 
dann  die  Verträge  zur  geriditlidien  Beurkundung  gebradit.  Die 
Padit-  bezw.  Kaufverträge  werden  nur  in  je  einem  Exemplar 
abgesdilossen,  weldies  sidi  der  Händler  vorbehält.  Eine  Vor^ 
merkung  des  AnspruAs  auf  Auflassung  im  Sinne  des  §  883 
B.  G.  B.  erfolgt  natürlidi  deshalb  nie,  weil  der  Käufer  sidi  in 
Reditsunkenntnis  befindet  und  der  Händler  diese  Unkenntnis 
ja  auszunützen  bestrebt  ist.  Wird  nun  der  Kaufpreis  innerhalb 
der  Karenzzeit  von  den  Käufern  an  die  Handelsleute  gezahlt, 
was  öfter  vorkommt,  so  stellen  die  Handelsleute  dem  Käufer 
einen  Sdiuldsdiein  aus,  da  sie  ja  nodi  als  Eigentümer  im  Grunde 
budie  eingetragen  sind.  Stirbt  dann  der  Käufer  (Päditer),  so 
ersdieint  bei  einer  Erbauseinandersetzung  diese  Forderung  an  den 
Handelsmann  und  nidit  das  Grundstüdc  als  Nadilaßbestandteil. 
Daß  den  Käufern  (Päditern)  hieraus  große  wirtsdiaftlidie  Sdiäden 
entstehen  können,  liegt  auf  der  Hand,  Man  denke  sidi  den 
Fall,  daß  der  Handelsmann  in  Konkurs  gerät.  Hier  fällt  das 
Grundstüdi  in  die  Konkursmasse  und  der  Käufer  <Päditer> 
ist  mit  seiner  »bezahlten«  Kaufpreisforderung  unbevorrediteter 
Konkursgläubiger, 

In  den  Beriditen  von  vier  Landwirtsdiafts^Inspektoren  des 
Jagst*  und  Donaukreises  ist,  wohl  nidit  ohne  Grund  angeführt. 
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daß  der  Händler  geradezu  das  Gesetz  zu  seinem  Vorteil  aus- 
nützt, indem  er  häufig  den  Kauf  eines  Gutes  zunädist  nur 
bedingungsweise  vereinbart  und  die  ihm  zur  Einholung  der 
Dispensation  zugestandene  Frist  dazu  anwendet,  die  Grund- 
stüdke  im  Einzelnen  anzubringen.  Ergibt  sidi  ein  Mißerfolg 
hierin,  so  wird  auf  die  Verweigerung  der  Dispensation  hin 
das  Gesdiäft  rüd^gängig  gemadit,  wofern  der  Verkäufer  sidi 
nidit  zu  einer  entsprediend  hohen  Minderung  des  Kaufpreises 
bereit  findet.  So  wird  durdi  das  Gesetz  dem  Händler  bei 
seiner  Handelsspekulation  nodi  eine  Ded^ung  gewährt.  Die 
Umgehungen  des  Gesetzes  spielen  nadi  den  Beriditen  der  Land- 
wirtsdiafts-Inspektoren  z.  Zt.  eine  große  Rolle.  Besonders  her- 
vorgehoben ist  in  den  Beriditen  aus  dem  Hohenlohen'sdien, 
daß  dort,  infolge  der  ganz  unbegründeten  Vertrauensseligkeit  der 
Leute,  die  Händler  denLiegensdiaftsumsatz  ganz  in  Händen  haben. 

Treten  die  Güterhändler  als  Vermittlungsagenten  auf,  so 
verlangen  sie  eine  Provision,  die  nadi  den  Wahrnehmungen  der 
Königlidien  Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft  sdion  bis  zu 
6  %  ging  und  die  selten  weniger  als  2  ^/o  des  Kaufpreises  beträgt. 

Die  Landwirtsdiafts-Inspektoren,  die  bei  jeder  zu  ihrer 
Kenntnis  gelangenden  Absidit  der  Zersdilagung  eines  Hofguts 
die  beteiligten  Kreise  aufzuklären  haben,  beriditen  mit  wenig 
Ausnahmen,  daß  leider  von  der  bäuerlidien  Bevölkerung  die 
volkswirtsdiaftlidien  Naditeile  dieser  Güterverkäufe  immer  nodi 
nidit  genügend  erkannt  würden.  Die  Verkäufer  hätten  meist 
keine  Liebhaber  gefunden  und  sidi  deshalb  an  die  Händler 
gewandt.  Besonders  seien  »ganze  Höfe«  ohne  Vermitdung 
der  Händler  kaum  verkäuflidi,  was  audi  darauf  beruhe,  daß 
die  Verkäufer  meist  Barzahlung  verlangen,  was  den  Käufern 
vielfadi  unmöglidi  sei.  Die  Händler  verlangen  kleineres  Angeld, 
dann  aber  entsprediend  höhere  Preise.  Nur  einige  wenige  Be- 
ridite  sagen,  daß  die  Belehrung  der  ländlidien  Bevölkerung  bei 
einem  in  Aussidit  stehenden  Verkauf  zum  Zwed^e  der  Zer- 
sdilagung den  Erfolg  gehabt  hätte,  daß  ein  Verkauf  an  die  Händler 
unterblieb.  Im  übrigen  sagen  die  Landwirtsdiafts-Inspektoren,  daß 
sie  wohl  allgemeine  Belehrungen  den  Landwirten  zuteil  werden 
lassen,  in  speziellen  Fällen  aber  oft  nidit  eingreifen  können,  da 
die  Verkaufsverhandlungen  vielfadi  so  geheim  geführt  würden, 
daß  erst  die  fertige  Tatsadie  an  die  Öffentlidikeit  gelange. 

Wie  sehr  die  Bauern  in  mandien  Gegenden  des  Landes 
unter  dem  Banne  der  Händler  stehen,  darüber  beriditet  z.  B. 
das  Königlidie  Oberamt  Bad^nang  im  Jahre  1908  an  die  Könige 
lidie  Zentralstelle:  »Es  ist  eine  bedauernswerte  Tatsadie,  daß 
vielfadi  alle  Bemühungen  der  maßgebenden  Behörden,  der  Zer- 
stüd^elung  größerer  Bauerngüter  durdi  gewerbsmäßige  Gütern 
händler  vorzubeugen,  teils  wegen  der  wirtsdiaftlidien  Kurz* 


-15  - 


sichtigkeit,  teils  wegen  der  mangelnden  finanziellen  Leistungs* 
Fähigkeit  der  Landwirte  fruditlos  sind  und  der  spekulative  Sinn 
sdilauer  Händler  den  Gewinn  davonträgt.«  Ein  Orcsvorsteher 
aus  demselben  Oberamtsbezirk  berietet  um  dieselbe  Zeit  über 
einen  in  seiner  Gemeinde  vorgekommenen  Fall:  »Wie  sdion 
in  früheren  Fällen  beobaditet,  wurde  audi  hier  der  bisherige 
Eigentümer  dem  Güterhändler  gewissermaßen  gewaltsam  in 
die  Arme  getrieben.  Private  und  öffentlidie  Verkaufs versudie 
führten  zu  keinem  Resultat,  teils  weil  kein  Kaufliebhaber  er* 
sdiien,  teils  weil  die  ersdiienenen  Kaufliebhaber  so  unter  aller 
Kritik  niedere  Angebote  maditen,  daß  der  Verkäufer,  wenn  er 
hätte  den  Zusdilag  erteilen  müssen,  ruiniert  gewesen  wäre. 
Erst  nadidem  der  Güterhändler  die  Sadie  in  die  Hand  nahm, 
ging  der  Verkauf  wider  alles  Erwarten  flott  von  statten,  kein 
Preis  war  zu  hodi.  An  einem  einzigen  Nadimittag  war  alles 
verkauft.«  Ähniidie  Verhältnisse  sdiildert  in  jüngster  Zeit  ein 
»Pfarrer«  aus  dem  Oberamt  Künzelsau,  in  einem  Sdireiben  an 
die  Königlidie  Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft.  Er  sagt, 
daß  mandier  Bauer  lieber  dem  Händler  und  Sdimuser  abkauft, 
als  einem  andern,  den  er  überhaupt  nidit  anhört  und  fragt. 
Audi  von  privater  Seite  wird,  wie  aus  den  Akten  der  König* 
lidien  Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft  hervorgeht,  auf  diese 
Zustände  hingewiesen.  Es  wird  z.  B.  von  einem  Landwirt 
gesagt:  »Das  Traurigste  ist,  daß  mandie  Bauern  sidi  gegen 
die  Händler  nidit  einmal  helfen  lassen  wollen.« 

Wie  die  Königlidie  Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft 
in  einem  Beridite  vom  L  Februar  1907  an  das  Königlidie 
Ministerium  des  Innern  sagt,  waren  die  gemein  derädidien 
Äußerungen,  daß  die  Erlaubnis  zur  stüdiweisen  Wiederver* 
äußerung  nadi  den  besonderen  Verhältnissen  der  Gemeinde 
sidi  als  vorteilhaft  erweist,  häufig  nidit  sehr  genau.  Weil  nun 
die  Äußerung  der  Gemeindebehörden  für  die  Zentralstelle  eine 
genügende  Grundlage  bei  der  Beurteilung  der  Frage  der  Ge* 
nehmigung  der  Dispensationsgesudie  nidit  abgaben,  hat  sie  in 
letzter  Zeit  in  der  überwiegenden  Zahl  der  Fälle  durdi  die 
zuständigen  landwirtsdiaftlidien  Sadiverständigen  eingehende 
Erhebungen  in  den  betr.  Gemeinden  anstellen  lassen.  Hierbei 
haben  die  Erhebungen  das  Ergebnis  gezeitigt,  daß  sehr  oft  die 
Äußerungen  der  Gemeindeverwaltungen  in  keiner  Weise  zu* 
verlässig  sind.  Die  Königlidie  Zentralstelle  stellt  des  Weiteren 
in  einem  ßeridit  vom  24.  Oktober  1909  an  das  Königlidie 
Ministerium  des  Innern  fest,  daß  die  Kontrolle  der  Gesdiäfts* 
büdier  der  Güterhändler  durdi  die  Königlidien  Oberämter  nidit 
so  erfolge,  wie  es  wünsdienswert  sei.  Mandie  Oberämter 
nehmen  eine  Prüfung  erst  nadi  mehrjähriger  Pause,  andere  eine 
soldie  überhaupt  nidit  vor. 
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Die  Königlidie  Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft  spridit 
sidi  neuerdings  dahin  aus,  daß  durdi  die  bestehenden  Gesetze, 
insbesondere  bei  der  Handhabung  derselben,  der  Gütersdilädi* 
terei  nidit  Einhalt  getan  werden  könne,  wenn  die  Umgehung 
der  gesetzlidien  Bestimmungen  die  Regel  bildet,  Audi  die  durch 
die  Wudiernovelle  gesdiaffenen  Gesetze  gegen  die  Güterzer^ 
trümmerung  haben  sidi  —  wie  übereinstimmend  versidiert 
wird  —  vollkommen  ohnmäditig  gezeigt  gegenüber  dem  Wudier 
auf  dem  Lande  mit  seinen  vielgestaltigen  Praktiken  und  Manipu- 
lationen, Der  Hauptfehler  dieser  Gesetze  liegt  eben  darin, 
daß  ihre  Wirksamkeit  erst  dort  anfängt,  wo  der  Wudier  bereits 
vollendet  ist,  daß  sie,  anstatt  dem  wudierisdien  Treiben  vor^ 
zubeugen  und  ihm  von  vornherein  auf  gesetzlidiem  Wege  die 
Wurzeln  abzusdineiden,  das  Unkraut  erst  ruhig  heranwadisen 
lassen  und  dann  plötzlidi  mit  einer  sehr  strengen  Bestrafung 
dem  Bewudierten  zu  Hilfe  kommen. 

Um  festzustellen,  ob  und  inwieweit  die  Güterzertrüm- 
merung in  Württemberg  einen  Einfluß  auf  die  allgemeine 
Steigerung  der  Preise  landwirtsdiaftlidier  Grundstüd^e  ausübt, 
veranstaltete  die  Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft  im  De* 
zember  1908  eine  Umfrage  bei  den  Landwirtsdiafts-Inspektoren. 
Aus  den  Beriditen  geht  hervor,  daß  vielfadi  eine  kleine  Steigerung 
der  Grundstüd^spreise  eingetreten  sei,  eine  größere  Steigerung 
nur  in  der  Nähe  der  Städte  und  in  industriereidien  Gegenden, 
Die  Steigerung  der  Grundstüd^spreise  wird  jedodi  nidit  allein 
auf  die  Güterzertrümmerung  zurüd^geführt,  vielmehr  wird  als 
Grund  audi  angegeben,  daß  in  Orten,  wo  viele  kleine  Gewerbe* 
treibende  und  Fabrikarbeiter  sind,  eine  Güterzertrümmerung 
immer  eine  willkommene  Gelegenheit  sei.  Die  kleinen  Leute 
kauften  deshalb  so  teuer,  weil  sie  ihre  Arbeit  nidit  zu  redinen 
brauditen.  Audi  die  Steigerung  der  Preise  für  die  landwirt- 
sdiaftlidien  Produkte  wird  als  Ursadie  für  eine  Steigerung  der 
Grundstüdispreise  angegeben. 

Was  die  Güterzertrümmerung  selbst  anlangt,  so  haben  die 
angestellten  Erhebungen  nadi  den  Akten  der  Königlidien  Zentral* 
stelle  für  die  Landwirtsdiaft  zu  folgenden  Ergebnissen  geführt: 


L  Zahl  der  in  Württemberg  wohnenden  Güterhändler. 


Kreis 

Güterhändler 

Vermittlungs  agenten 

1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

18 

15 

16 

13 

15 

203 

216 

212 

234 

243 

7 

5 

2 

2 

2 

11 

12 

10 

10 

14 

105 

112 

III 

112 

113 

55 

67 

70 

73 

74 

80 

78 

79 

79 

90 

118 

124 

123 

126 

115 

210 

210 

208 

206 

220 

387 

419 

416 

443 

446 
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Außerdem  maditen  außerhalb  Württembergs  wohnende 
Güterhändler  und  Vermittlungsagenten  Gesdiäfte.  Besonders 
sind  diese  Klagen  seit  Erlassung  des  bayerisdien  Güterzer^ 
trümmerungsgesetzes  namendidi  in  Grenzgegenden  sehr  hervor^ 
tretend.  Audi  die  württembergisdien  Güterhändler  besdiränken 
ihre  Tätigkeit  nidit  auf  den  Ort  ihres  Wohnsitzes  und  dessen 
nähere  Umgebung,  sondern  gehen  ebenfalls  außer  Landes. 

Güterhändler  und  Vermittlungsagenten  sind  meist  ein  und 
dieselbe  Person,  In  neuerer  Zeit  sdieinen  jedodi  mandie  Gütern 
händler  der  Vermittlung  von  Grundstüd^sveräußerungen  gegen 
hohe  Provision  den  Vorzug  vor  dem  Ankauf  eines  Gutes  und 
der  Zerstüd^elung  auf  eigene  Redinung  zu  geben.  Bedeutendere 
Gesdiäfte  werden  in  der  Regel  nidit  allein,  sondern  von  einem 
Konsortium  von  Händlern  vollzogen.  Dabei  ist  aber  zu  be^ 
merken^  daß  die  Zahl  der  stillen  Teilhaber  und  die  Personen 
derselben  bei  jedem  Gesdiäft  versdiieden  sind. 

II.  Güterzertrümmerungen. 

Wie  einem  Aufsatze  in  den  Sdiriften  des  Vereins  für  Sozial^ 
politik  ^>  entnommen  ist,  wurden  in  der  Zeit  von  1872  bis  1881  in 
ganz  Württemberg  574  Güter  mit  einem  Flädiengehalt  von  ca. 
63000  ha  zersdilagen  und  an  ca.  1 1000  Käufer  abgegeben,  wobei 
ein  Gewinn  von  ungefähr  2000000  Mark  erzielt  worden  sein  soll. 
Ergebnisse  der  Statistik  seit  1907. 

Für  die  Erhebung  kommen  nur  soldie  Fälle  in  Betradit, 
bei  weldien  ein  bisher  wirtsdiaftÜdi  zusammengehöriges 
landwirtsdiafdidies  Besitztum  auf  dem  Wege  der  Veräußerung 
in  zwei  oder  mehrere  Teile  mit  der  Wirkung  zersdilagen  wurde, 
daß  das  Anwesen  als  soldies  nidit  mehr  fortbesteht  oder  aber 
so  wesendidi  verkleinert  worden  ist,  daß  sidi  hieraus  naditeilige 
Folgen  für  den  Fortbestand  und  die  gedeihlidie  Fortführung 
der  betreffenden  Wirtsdiaft  ergeben  haben. 


Kreis 
und  Jahr 

Zahl 

der  zertrümmerten 
Anwesen 

Flädie 

der  zertrümmerten 
Anwesen 

Durdhsdinittsgröße 

eines  zertrümmerten 
Anwesens 

ÖS 

ri 

Ü 

Ii 

c 
S  c 
Ü 

Ge- 
werbs= 
mäßig 

ha 

Nidit 
ge-- 
werbs- 
mäßig 

ha 

Im 

Ganzen 

ha 

Ge- 
werbs- 
mäßig 

ha 

Nicht 

werbs- 
mäßig 

ha 

Im 

Ganzen 

ha 

1907 
Nedkar  .... 
Sdiwarzwald  , 

Jagst  

Donau  .... 
Württemberg . 

10 
5 
57 
41 

12 
23 
55 
31 

22 
28 
112 
72 

Verteilt 

75,47 
7,13 
511,66 
335,60 

auf  1 

38,50 
83,33 
398,60 
286,96 

55  Gern 

113,97 
90,50 
910,26 
626,56 

einden 

7,55 
1,43 
8,98 
8,18 

3,20 

3,62 
7,25 
9,26 

5,18 

3,23 
8,13 
8,65 

113 

121 

234 

929,90 

807,39 

1741,29| 

8,23 

6,67 

7,42 

i>  Band  XXXV,  S.  56. 
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Kreis 
und  Jahr 

Zahl 

der  zertrümmerten 
Anwesen 

Fläche 

der  zertrümmerten 
Anwesen 

Durchschnittsgröße 

eines  zertrümmerten 
Anwesens 

Vi 

0 

IM 

c 

C  N 

rt 
Ü 

Ge- 
werbs= 
mäßig 

ha 

NiAt 

ge- 
werbs- 
mäßige 

ha 

Im 

Ganzen 

ha 

Ge- 
werbs- 
mäßig 

ha 

NiAt 

werbs- 
mäßige 

ha 

Im 

Ganzen 

ha 

1908 

Nedkar  ,  ,  ,  . 
SchwarzwaW  , 

Jagst  

Donau  ,  ,  ,  , 

Württemberg, 

1909 
Neckar  .... 
Sdiwarzwald  , 

Jagst  

Donau  .... 

Württemberg. 

1910 

NeÄar  ,  ,  ,  . 
Sdiwarzwald  , 

Jagst   

Donau  .  ,  .  , 

Württemberg , 

12 
5 
62 
27 

12 
22 
53 
34 

24 
27 
115 
61 

Verteilt 

148.58 
59,82 
702,72 
316,31 

auf  Ii 

20,19 
121,08 
424,56 
192,- 

^2  Gern 

168,77 
180,90 
1127,28 
508,31 

einden 

12,38 
11,96 
11,33 
11,72 

1,68 

5,50 
8,01 
5,65 

7,03 
6,70 

9,80 
8,33 

106 

12 
11 
70 
54 

121 

5 
14 
45 
39 

227 

17 
25 
115 
93 

1227,43 

Verteilt 

134,40 
45,11 
783,95 
649,26 

757,83 

auf  Ii 

28,39 
60,91 
337,41 
260,24 

1985,26 

n  Gern 

162,79 
106,02 
1121,36 
909,50 

11,58 

einden 

11,20 
4,10 
11,20 
12,02 

6,26 

5,68 
4,35 
7,50 
6,67 

8,75 

9,57 
4,24 
9,75 
9,78 

147 

16 
13 
76 
35 

103 

2 
28 
50 
36 

250 

18 
41 
126 
71 

1612,72 

Verteilt 

121,03 
114,66 
892,84 
582,79 

686,95 

auf  21 

6,63 
89,53 
357,82 
232,75 

2299,67 

1  Gern 

127,66 
204,19 
1250,66 
815,54 

1  10,97 

einden 

7,56 
8,82 
11,76 
16,65 

6,67 

3,31 
3,20 
7,56 
6,46 

9,20 

7,09 
4,98 
9,92 
11,48 

140 

116 

256 

1711,32 

686,73 

2398,05 

12,22 

5,92 

9,36 

III.  Von  den  zertrümmerten  Anwesq;i,  deren  Eigentümer 
zu  reidilidi  drei  Viertel  Landwirte  waren,  hatten: 


Jahr 

Vor  de 
1. 

FIäc}ien- 
gehalt 
über  3  ha 
Zahl  der 
Anwesen 

r  Zertrümr 
2. 

Gesamt^' 
fläche 
ha 

nerung: 
3, 

Durchsdinitt- 
liche  Größe 
eines  An- 
wesens 
ha 

Die  Ze 

4. 

Gewerbs- 
mäßige  Zer- 
trümmerung 
erfolgt. 
Zahl 
der  Fälle 

rtrümmerur 
5. 

Zertrüm  me= 
rung  durdi 
gewerbsmäß. 

Güter- 
händler auf 
eigene  Rech- 
nung. Zahl 
der  Fälle 

lg  erfol 
6. 

durch 
Vermitt- 
lungs=- 
agenten. 

Zahl 
der  Fälle 

gte: 
7. 

Geneh- 
migung 
i.  S.  d.  A. 

173  5 
Ausf.- 
Ges.  z, 
B.  G.  B. 

Zu 
Spalte  5 

1907 
1908 
1909 
1910 

153 
158 
184 
181 

1577,28 
1867,69 
2157,39 
2246,45 

10,30 
11,82 
11,15 
12,41 

76 
87 
116 
101 

41 
65 
88 
82 

35 
22 
28 
19 

1 

3 

15 
1 
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IV.  Ganz  aufgeteilt  wurden  ; 


Jahr 

Zahl  der 
zer= 
trümmerten 
Anwesen 
überhaupt 

(jranz 
aufgeteilt 
wurden 

Aufgeteilte 
Fläche 

Durch 
gewerbs^ 
mäßige 
Zertrüm- 
merung 



Nicfit 

gewerbs^ 
mäßige 

ZL-cnrum- 
merung 

1907 

234 

150  =  64% 

1071,40 

82 

68 

1908 

227 

154  =  67,8  7o 

1302,50 

71 

83 

1909 

250 

160  =  64% 

1440,65 

100 

60 

1910 

256 

174  =  67,96% 

1438,76 

90 

84 

V.  Nidit  ganz  aufgeteilt  wurden: 


Zahl  der 

Nidit  auf- 
geteilte 
Flädhe 
ha 

öo  c 

.5?  § 

Verbliebene  Restfläche 

Jahr 

zertrüm^ 
merten 
Anwesen 
überhaupt 

Nicht  ganz 
aufgeteilt 
wurden 

Gewerbsmäf 
Zertrümmen 

Nicht 
gewerbsmäß 
Zertrümmen 

für  gewerbs- 
mäßige Zer- 
trümmerung 
ha 

Nicht 
gewerbs= 
mäßige  Zer- 
trümmerung 
ha 

1907 

234 

84  =  36% 

665,89 

31 

53 

66,25 

169,78 

1908 

227 

73  =  32,20/, 

682,76 

35 

38 

170,17 

102,80 

1909 

250 

90  =  367o 

839,02 

47 

43 

300,33 

78,87 

1910 

256 

82  =  32,03  7o 

959,29 

50 

32 

419,55 

70,55 

Hiernad)  haben  in  den  Jahren  1909/10  gegenüber  dem 
Jahre  1907  die  gewerbsmäßigen  Güterzertrümmerungen  erheb- 
lidi  zugenommen,  sofern  die  Gesamtflädie  der  zertrümmerten 
Anwesen  von  1907  bis  1910  von  1741,29  ha  stetig  bis  auf 
2398,05  ha  gestiegen  ist,  wovon  1907  die  Flädie  von  929,7  ha, 

1909  von  1612,72  ha  und  1910  von  1711,32  ha  gewerbsmäßig 
zertrümmert  wurden. 

Bei  diesen  Zahlen  darf  nidit  außer  Acht  gelassen  werden, 
daß  sie  erst  zur  Kenntnis  der  Behörde  kommen,  wenn  die 
Anwesen  tatsädihcb  zertrümmert  sind.  In  den  meisten  Fällen 
dürfte  der  Gutskauf  drei  bis  vier  Jahre  zurückliegen,  so  daß 
im  Jahre  1907  die  Gutskäufe  von  1903  oder  1904,  im  Jahre 

1910  die  im  Jahre  1906  oder  1907  abgeschlossenen  Gutskäufe 
aufgeführt  sind.  Hätte  man  die  Gutskäufe  vom  Jahre  1910, 
bei  welchen  eine  Zertrümmerung  in  Aussicht  genommen  ist, 
zusammenstellen  können,  dann  würde  diese  Zahl  erheblich  höher 
sein,  als  die  für  die  Jahre  1907  bis  1910  angegebenen  Zahlen 
für  schon  zertrümmerte  Anwesen,  denn  es  sind  in  fast  allen 
Gegenden  des  Landes  in  den  letzten  Jahren  mehr  Gutskäufe 
abgeschlossen  worden  wie  früher,  weil  die  bayerischen  und 
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württembergisdien  Güterhändler  seit  Bestehen  des  bayerisdien 
Gesetzes  das  Feld  ihrer  Tätigkeit  mehr  auf  das  Württemberg 
gisdie  Gebiet  verlegen,  bezw.  besdiränken.  Im  übrigen  lassen 
die  Zahlen  der  zertrümmerten  Flädie  keinen  Sdiluß  darauf  zu, 
ob  bei  der  Zerstüd^elung  ein  für  einen  landwirtsdiaftlidien  Be* 
trieb  genügend  großes  Areal  zurüd^gebHeben  ist. 


VI.  Als  Grund  zur  Kinleitung  der  Zertrümmerung 
wurde  ermittelt: 
Zahl  der  Fälle: 


Jahr 

Über- 
sdiuldung 

Wegzug  aus 
der 
Gemeinde 

Ableben 
des  Besitzers 

Hohes  Alter 

oder 
Kränklidikeit 
des  Besitzers 

Sonstige  Ur- 
sachen, 
worunter  Ar* 
beitermangel 

1907 

60 

36 

28 

52 

58 

1908 

37 

56 

38 

47 

49 

1909 

42 

55 

31 

58 

64 

1910 

42 

57 

32 

55 

70 

1911 

48 

38 

33 

58 

57 

Die  Zahl  der  Fälle,  in  denen  das  Ableben  des  Besitzers 
zur  Güterzertrümmerung  führte,  ist  nidit  unerheblidi  und  läßt 
den  Wunsdi  nadi  Einführung  eines  Anerbengesetzes  entstehen. 

Was  die  erzielten  Gewinne  anlangt,  so  haben  die  Er^ 
hebungen  in  dieser  Frage  feste  Anhaltspunkte  nidit  immer  er* 
geben.  In  einer  großen  Anzahl  von  Fällen  sollen  wohl  die 
Händler  Summen  gewonnen  haben,  die  in  gar  keinem  Verhält- 
nisse zu  der  durdi  das  Gesdiäft  verursaditen  Mühe  und  dem 
damit  verbundenen  Risiko  stehen,  während  andererseits  Fälle 
bekannt  geworden  sind,  wo  die  Händler  einen  nennenswerten 
Gewinn  nidit  erzielt  haben.  Soldie  Fälle  kommen  aber  nur 
in  Gemeinden  vor,  in  denen  kleine  Bauernanwesen  in  größerer 
Zahl  nidit  vorhanden  sind. 

In  einigen  Fällen  entnehmen  wir  über  die  mutmaßlidie 
Höhe  der  erzielten  Gewinne  der  Händler  den  Akten  der 
Königlidien  Zentralstelle  für  die  Landwirtsdiaft  folgendes: 

Ein  landwirtsdiaftlidier  Bczirksvcrcin  beriditet:  Im  hie- 
sigen Bezirk  sind  in  letzter  Zeit  wieder  mehrere  größere  Bauern* 
anwesen  durdi  Händler  aus  Bayern  erworben  worden.  In 
einem  Falle  verblieb  dem  Händler  als  Gewinn  ein  Waldgrund* 
stüd  von  36  Morgen  im  Mindestwert  von  20000  M.,-  in  einem 
anderen  Falle  wird  als  Profit  des  Händlers  eine  Summe  von 
30000  M.  genannt,  und  der  Verkauf  eines  kleinen  Anwesens 
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von  12  Morgen  trug  dem  Händler,  der  mit  einer  SdieinbevoIU 
mäditigung  des  Verkäufers  auftrat,  in  wenigen  Tagen  einen 
Gewinn  von  4300  M.  ein. 

In  einem  weiteren  Fall  soll  der  Händler  nadi  Behauptung 
seines  Konkurrenten  statt  gesdiriebenen  80000  M.  dem  Ver= 
käufer  bloß  68000  M.  als  Kaufpreis  bezahlt  und  die  Differenz 
durdi  einen  Geheimvertrag  geregelt  haben. 

Ein  anderer  Bezirksverein  beriditet:  Im  Jahre  1906  er- 
warben Güterhändler  in  einer  etwas  über  300  Einwohner  zäh* 
lenden  Gemeinde  ein  Bauerngut  von  ca.  1 10  Morgen  um 
66000  M.  einsdiließlidi  der  Fahrnis,  Die  Güterhändler  besitzen 
heute  nodi  ca,  22  Morgen  davon  im  Wert  von  12000  bis 
13000  M.  Aus  der  Fahrnis,  die  sofort  verkauft  wurde,  wurde 
erlöst  rund  25000  M,<eher  mehr)  und  aus  veräußerten  88  Morgen 
wurde  erlöst  (parzellenweiser  Verkauf)  77979  M,,  so  daß  ein 
Gewinn  erzielt  wurde  von  annähernd  50000  M, 

Im  selben  Jahre  erwarben  dieselben  Güterhändler  in  einer 
etwa  250  Einwohner  zählenden  Gemeinde  ein  Bauerngut  mit 
ca,  80  Morgen  um  48000  M,  einsdiließlidi  der  Fahrnis.  Nadi 
den  Erhebungen  wurde  ein  Erlös  von  74445  M.  einsdil.  der 
Fahrnis,  also  ein  Gewinn  von  26445  M,  erzielt. 

Bei  einem  150  Morgen  großen  Gute  in  einer  Gemeinde 
zweiter  Klasse  erzielte  der  Güterhändler  bei  56000  M.  Ankaufs- 
preis einsdiließlidi  Fahrnis  im  Jahre  1903  bis  1904  20000  M, 
Gewinn.  In  einem  weiteren  Falle,  der  sidi  erst  in  jüngster 
Zeit  in  einem  kleinen  Weiler  abwid^elte,  dürfte  der  Güterhändler 
bei  einem  66  Morgen  großen  Anwesen  einen  Gewinn  von 
ca,  12000-15000  M.  erzielen. 

Aus  dem  Oberamt  Ellwangen  wird  vom  Landwirt^ 
sdiafts^Inspcktor  über  einen  Fall  aus  dem  Jahre  1910  be* 
riditet,  wonadi  ein  Gut  von  den  Händlern  angekauft  wurde 
für  66500  M.  Wenn  die  Summen,  die  der  Padit  zugrunde 
gelegt  sind,  nadi  Ablauf  der  Sperrfrist  als  Kaufpreise  bleiben, 
so  dürften  sidi  die  Erlöse  aus  den  Grundstüd^en  auf  90000 
bis  95000  M.  belaufen.  Bei  einem  weiteren  Verkauf  soll  ein 
vermudidier  Gewinn  von  30700  M.  erzielt  worden  sein. 
Weitere  Beridite  aus  dem  Oberamt  Ellwangen  sagen,  daß  in 
einem  Fall  bei  einem  Ankaufspreis  von  38  000  M,  die  Summe 
von  57700  M.  und  in  einem  anderen  Falle  bei  87100  M.  An* 
kaufspreis  die  Summe  von  116513  M.  beim  Wiederverkauf 
erzielt  worden  sei. 

Ein  Landwirtsdiafts*Inspektor  beriditet  aus  Murrhardt 
Oberamts  Bad^nang,  daß  für  ein  68,72  ha  großes  Anwesen 
im  Ankaufspreis  von  75000  M,  der  Wiederverkauf  einen  Erlös 
von  100443  M,  einbradite. 


6 
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Interessant  ist  aus  demselben  Bezirke,  daß  es  in  einem 
Fall  den  amtlidien  Bemühungen  nidit  gelungen  ist,  den  erzielten 
Händlergewinn  genau  festzustellen,  da  der  Händler  und  ver- 
sdiiedene  in  der  Sadie  vernommenen  Personen  sidi  weigerten, 
die  erforderlidien  Angaben  zu  madien. 

Audi  bei  Paditungen  erzielten  die  Händler  sdiöne  Ge- 
winne. So  ist  aus  dem  Oberamt  Künzelsau  ein  Fall  bekannt 
geworden,  wo  die  Händler  für  den  Morgen  52  M,  Padit  be- 
zahlten und  einen  Unterpadit  von  65  M.  erhielten. 

Von  privater  Seite  wurde  der  Königlidien  Zentralstelle 
für  die  Landwirtsdiaft  im  Jahre  1906  mitgeteilt,  daß  in  den 
Oberämtern  Hall  und  Crailsheim  in  einigen  Jahren  viele  Bauern* 
höfe  gekauft  und  immer  mit  großem  Gewinn  zerstört  wurden. 
Bei  zwei  im  Oberamt  Hall  stattgehabten  Verkäufen  werden  die 
Händlergewinne  auf  ca.  35000  und  25000  M.  angegeben, 
während  bei  einem  im  Oberamt  Crailsheim  stattgehabten  Ver^* 
kauf  eines  125  Morgen  großen  Guts  sogar  ein  Gewinn  von 
45000  M.  erzielt  worden  sein  soll.  Ferner  wird  von  dem  be* 
treffenden  Landwirt,  der  uns  selbst  als  glaubwürdig  bekannt, 
mitgeteilt,  daß  ihm  viele  Fälle  bekannt  seien,  in  denen  Händler 
ganze  Höfe,  den  Morgen  zu  12^18  M.  gepaditet  und  dann 
stüd^weise  weiterverpaditet  hätten,  den  Morgen  zu  30^50  M. 

Wir  selbst  wissen  aus  langjähriger  eigner  Erfahrung,  daß 
besonders  im  Jagstkreis  die  Klagen  über  die  hohen  Gewinne 
der  Güterhändler  allerorten  nidit  verstummen  wollen.  Aber 
trotz  alledem  werden  die  Landwirte  nidit  klüger  und  fallen 
jedesmal  wieder  auf  die  Lod^ungen  der  Händler  herein,  Haben 
die  Händler  eine  Gemeinde  auf  soldie  Weise  ausgesaugt,  so 
ist  es  sdion  vorgekommen,  daß  die  Ortsbürger  sidi  verpfliditeten, 
bei  einer  Konventionalstrafe  von  einem  Händler  nidits  mehr 
zu  kaufen.  Aber  die  Erfolge  soldier  Abmadiungen  waren 
gering,  da  ein  soldier  Vertrag  gegen  die  guten  Sitten  verstößt 
und  Klage  aus  ihm  deshalb  nidit  geführt  werden  kann.  Ist 
einige  Zeit  über  eine  soldie  Ausbeutung  hinweggegangen,  haben 
sidi  die  Gemüter  wieder  beruhigt,  so  sind,  wie  die  Erfahrungen 
vielfadi  gezeigt  haben,  die  guten  Vorsätze  wieder  verflogen, 
und  die  Händler,  die  wohlweislidi  audi  diese  Zeit  verstreidien 
lassen,  haben  wieder  neues  Feld  für  ihre  saubere  Arbeit. 

Die  Gesetze  gegen  die  Güterzertrümmerung  haben  also, 
wie  seither  ausgeführt  worden  ist,  nidit  vermodit,  der  Güter- 
zertrümmerung Einhalt  zu  tun.  Die  Wirkungen  der  Zertrüm* 
merungen  treten  nodi  deudidier  hervor,  wenn  wir  die  Besitz* 
Standsveränderungen  uns  vor  Augen  führen,  weldie  bei  den 
einzelnen  Berufszählungen  festgestellt  wurden. 

Wir  betiaditen  zuerst  die  Änderungen,  die  in  der  Sdiiditung 
und  dem  Aufbau  der  landwirtsdiaftlidien  Betriebe  eingetreten 
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sind,  Vorauszusdiicken  ist,  daß  sidi  ein  einheididies  Flädien^ 
maß  für  die  Beurteilung  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Besitzer^ 
klasse  nidit  angeben  läßt,  da  hierbei  die  Güte  und  Lage  des 
Bodens  eine  zu  große  Rolle  spielen,  Durdisdinittlidi  entfiel  <1907> 
auf  einen  Tagelöhnerbetrieb  im  Neckar-,  Sdiwarzwald-,  Donau^ 
und  Jagstkreis  eine  landwirtsdiaftlidi  benutzte  Flädie  von  82, 
108,  114  und  105  ar,  Personen  mit  unter  2  ar  Flädienbesitz 
bildeten  die  Übergangsstufe  zum  eigentlidien  landwirtsdiaftlidien 
Arbeiter, 

VII,  Landwirtsdiaftlidie  Betriebe: 


1882 

1895 

1907 

7.11=  oder 
1882-1895 

Abnahme 
1895-1907 

Betriebe  überhaupt  . 

308118 

306  643 

314  829 

— 1475 

-1-  8  186 

darunter  unter  2  ha  , 

165  135 

156  828 

167  878 

-8307 

+  11050 

Selbständige  Betriebe 
Berufslandwirte  .  , 

182549 

173  377 

—  9172 

Betriebe  von  unselbst^ 
ständigen  Land= 
Wirten,    die  nodi 
einen  Nebenerwerb 

Tagelöhner  u.  ä. 

10  828 

8  464 

—  2  364 

Betriebe  von  Nidht* 
landwirten  mit  Flä^ 
chenbesitz  versdiie^ 
dener  Art  u.  Größe 

Es  haben  a 

SO  zwisc 

113  266 
len  1895 

132  988 
und  19( 

)7  die  Be 

+ 19  722 
rufsland^ 

Wirte  um  9172  ab^  und  die  Niditberufslandwirte  um  19722 
zugenommen,  Dazwisdien  ersdieint  eine  Abnahme  der  land- 
wirtsdiafdidien  Tagelöhner  mit  Land  u.  ä,  um  2364,  (Hierbei 
ist  allerdings  zu  bemerken,  daß  sich  bäuerlidie  Kleinleute  bald 
als  Tagelöhner,  bald  als  Bauern  bezeidmen.) 


VIII.  Zahl  der  Berufslandwirte: 

Läßt  man  die  Berufslandwirte  im  engsten  Sinne  gelten, 
so  zeigt  sidi  folgendes  Bild, 


Jahr 

unter  2  ha 

1-5  ha 

5-20  ha 

20-100  ha 

100  ha 
und  mehr 

1895 

53  049 

68  275 

53  662 

7  433 

130 

1907 

45  527 

68  026 

53  265 

6  459 

100 

oder 

—  7  511 

—  249 

—  397 

—  974 

—  30 

6* 
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Die  ganze  Veränderung  gipfelt,  mit  dem  früheren  zu- 
sammengesehen, in  dem  Zahlreidierwerden  von  Niditberufs^ 
landwirten  in  der  untersten  Größenklassensdiidit,  bei  gleidi- 
zeitiger  Abnahme  der  Berufslandwirte  und  landwirtsdiafdidien 
Tagelöhner  mit  Land,  in  dem  Stabilbleiben  der  eigendidien 
Bauernsdiidit  <2— 20  ha>  und  in  der  auffallenden  Abnahme  der 
Betriebe  über  20  ha. 

Die  Abnahme  der  Betriebe  mit  über  20  ha  stellt  sidi 
in  den  vier  Kreisen  des  Landes  folgendermaßen  dar: 

IX. 


Jahr 

Württem-- 
berg 

Neckar- 
kreis 

Schwarz- 
waldkreis 

Jagstkreis 

Donaukreis 

1882 
1895 

7865 
7930 

309 
302 

389 
384 

2801 
2868 

4366 
4376 

1895  + 
oder  — 
1907 

—  65 
6827 

—  7 
233 

—  5 
280 

+  67 
2532 

+  10 
3782 

1907  gg^ 
1895  + 
oder  —  > 

-  1103 

—  69 

-104 

—  336 

-594 

Eine  ziemlidie  Stabilität  ist  in  dem  Zeitraum  von  1882 
bis  1895  festzustellen,  während  eine  starke  Abnahme  der  Be^ 
triebe  bis  1907  eingetreten  ist. 

Interessant  ist  nodi  zu  beobaditen  die  Veränderung  in 
den  25  Gemeinden,  die  im  Jahre  1907.  nodi  die  größte  Anzahl 
von  gesdilossenen  Höfen  hatten  {gewohnheitsmäßiges  Anerben- 
reditsgebiet), 

X,  Selbständige  Betriebe: 


Oberamt 

1882 

1895 

+  oder  — 
gegen  1882 

1907 

+  oder  — 
gegen  1890 

529 

553 

+  24 

520 

—  33 

509 

507 

—  2 

458 

-49 

436 

434 

—  2 

385 

-49 

423 

454 

+  31 

390 

—  64 

412 

396 

—  16 

353 

—  43 

Ulm  

349 

357 

+  8 

336 

—  21 

342 

342 

273 

—  69 

Hall  

309 

314 

-f  5 

275 

-39 

305 

304 

—  1 

277 

-27 
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Oberamt 

1882 

1895 

-f-  oder  — 
gegen  1882 

1907 

+  oder  

e-ee-en  1 890 

304 

327 

+  23 

287 

—  40 

295 

290 

—  5 

198 

-921) 

259 

265 

-f-  6 

246 

—  19 

242 

221 

-21 

176 

-45 

234 

231 

-  3 

208 

—  23 

Neresheim  

231 

■  223 

—  8 

196 

—  27 

230 

246 

+  16 

218 

-28 

227 

218 

—  9 

187 

—  31 

Öhringen  

215 

241 

+  26 

201 

'  —40 

193 

193 

165 

—  28 

172 

184 

+  12 

153 

—  31 

lOO 

1 

—  lU 

147 

—  lU 

Künzelsau  

151 

153 

+  2 

140 

-  13 

133 

127 

—  6 

93 

—  34 

Aalen  

134 

129 

—  5 

117 

—  12 

125 

125 

102 

—  23 

Auffallend  ist  die  starke  Abnahme  der  selbständigen 
Bauerngüter  seit  dem  Jahre  1895.  In  den  Württembergisdien 
Jahrbüdiern  für  Statistik  und  Landeskunde  von  1911  heißt  es 
auf  Seite  130:  »Es  muß  —  das  ist  der  Rüd^sdiluß  —  eine 
Verkleinerung  größerer  Betriebe  stattgefunden  haben,  denn 
Flädien  selbst  sind  ja  nur  in  geringem  Maße  von  der  Land- 
wirtsdiaft  für  niditlandwirtsdiafdidie  Zwed^e  abgetrennt  worden. 
Dabei  denkt  man  sofort  an  die  gewerbsmäßige  Güterzertrüm- 
merung, an  die  Gütersdiläditerei,  deren  Tätigkeit  leider  erst 
seit  dem  Jahre  1907  durdi  das  Könighdie  Ministerium  statistisdi 
verfolgt  wird.« 

Die  Fassung  der  Artikel  172  ff.  Ausf.^Ges.  z,  B,  G.  B. 
läßt  eben,  wie  bereits  erwähnt,  eine  Umgehung  der  Vorsdiriften 
zur  Bekämpfung  der  Güterzerstüd^elung  zu,  denn  nur  so  er-^ 
klärt  sidi  der  enorme  Aufsdiwung  des  gewerbsmäßigen  Güter- 
handels, der  seine  Wirkungen  in  dem  starken  Rüd^gang  selbst^ 
ständiger  Hofgüter  und  dem  Zunehmen  der  niditlandwirtsdiaft^ 
lidien  Betriebe  äußert.  Von  einer  Tendenz  zur  Bildung  land^ 
wirtsdiaftlidier  Großbetriebe  im  reinen  Flädiensinn  ist  keine 
Spur  zu  sehen. 

Im  Laufe  der  Abhandlung  ist  wiederholt  der  in  Württem^ 
berg  getriebenen  Viehzudit  gedadit,  die,  wie  mehrfadi  behauptet, 

^>  Der  auffallend  hohe  Rückgang  bei  Münsingen  mit  92  ist  zum  Teil 
darauf  zurückzuführen,  daß  dort  der  Württembergisdie  Truppenübungsplatz 
angelegt  ist. 
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unter  der  Zerkleinerung  des  Besitzes  zu  leiden  habe.  Die 
Viehhaltung  ist  im  allgemeinen  aufs  engste  verknüpft  mit  der 
Landwirtsdiaft.  Der  Viehwert  bildet  den  widitigsten  Bestandteil 
des  dem  Landwirt  zustehenden  Betriebskapitals,  Es  ist  deshalb 
von  Interesse  zu  erfahren,  wie  sidi  der  Viehstand  zu  den  Be^ 
Sitzveränderungen  verhalten  hat. 

Es  ergibt  sidi,  wie  aus  den  in  der  Landwirtsdiaft  in  den 
letzten  Jahrzehnten  wirkenden  Tendenzen  der  intensiven  Vieh^ 
wirtsdiaft  gefolgert  werden  kann,  daß  der  Rindviehbestand  von 
1895-^1911  sidi  trotz  der  in  dem  letzten  Jahre  herrsdienden 
Viehseudie  von  942772  auf  1031068  gehoben  hat,^>  Davon 
entfällt  aber  der  größte  Teil  und  zugleidi  audi  die  Steigerung 
der  Rindviehhaltung  auf  die  Betriebe  von  2—5  ha.  Diese  Be- 
triebe haben  trotz  einer  Abnahme  nodi  eine  Steigerung  der  Vieh^ 
haltung  erfahren.  Die  auf  Betriebe  unter  2  ha  entfallende  Ge- 
samtheit des  Viehstandes  hat  dagegen  nidit  nur  keine  Zunahme 
erfahren,  sondern  hat,  entsprediend  der  Zunahme  dieser  Betriebs^ 
größenklasse  stark  abgenommen.  Das  auf  Betriebe  unter  2  ha  ent^ 
fallende  Rindvieh  besteht  meist  in  Kühen,  die  der  Mildigewinnung 
wegen  gehalten  werden,  Audi  die  Haltung  der  Ziege,  des  Mildi* 
tieres  des  Kleinbauern,  hat  gewaltig  zugenommen,  was  jedodi  audi 
nodi  besonders  darauf  zurüd^zuführen  sein  dürfte,  daß  man  sidi 
staatHdierseits  bemüht,  die  Ziegenzudit  volkstümlidier  zu  madien. 

Da  voraussiditlidi  das  bayerisdie  Güterzertrümmerungs- 
gesetz von  1910  einem  in  Württemberg  zu  erlassenden  ähnlidien 
Gesetz  als  Vorbild  dienen  soll,  so  mögen  einige  Worte  über 
dieses  Gesetz  und  seine  Wirkungen  am  Platze  sein. 

Es  leuditet  sofort  ein,  daß  die  Bestimmungen  des  baye- 
risdien  Güterzertrümmerungsgesetzes  geeigneter  ersdieinen,  als 
die  württembergisdien,  einer  wudierisdien  Zertrümmerung  von 
Grundstüd^en  entgegenzuwirken.  So  ersdieint  besonders  die 
Einräumung  eines  Vorkaufsredits  für  die  gemeinnützigen  Ver^ 
eine  usw.  als  eine  ganz  segensreidieEinriditung.  Allerdings  müssen 
die  Vorkaufsbereditigten  audi  von  der  Widitigkeit  ihrer  Aufgabe, 
die  ihnen  hier  von  Staatswegen  zuerteilt  ist,  durdidrungen  sein, 
was  nidit  so  ohne  weiteres  in  allen  Bauerngemeinden  zuzu- 
treffen sdieint. 

Audi  die  Vorsdiriften  über  das  Rüditrittsredit  sind  gut 
zu  nennen  im  Kampfe  gegen  die  Güterzertrümmerung,  wenn 
sie  audi  im  Interesse  der  Reditsfreiheit  etwas  zu  weit  gehen. 
Durdi  den  §  313  B.  G,  B.,  weldier  sagt,  daß  ein  Vertrag,  durdi 
den  sidi  der  eine  Teil  verpfliditet,  das  Eigentum  an  einem 
Grundstüd^  auf  einen  andern  zu  übertragen,  der  geriditlidien 
oder  notariellen  Beurkundung  bedarf,  ist  dem  voreiligen  Handeln 
sdion  eine  gewisse  Sdiranke  entgegengesetzt,  weil,  wie  die  Er- 


^>  Statistisdies  Handbudi  für  Württemberg  1910/11,  S.  88, 
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fahrung  zeigt,  sidi  die  Parteien  Verträge,  die  von  einer  obrig^s^ 
keitiidien  Person  beurkundet  werden  müssen,  dodi  vorher  mehr 
überlegen.  Bei  der  Widitigkeit  der  in  Rede  stehenden  Frage 
müssen  jedodi  audi  Mittel  gut  geheißen  werden,  die  einen  Ein- 
griff in  die  Reditsfreiheit  darstellen.  Das  kleine  Interesse, 
weldies  in  diesem  Falle  das  Interesse  des  Güterhändlers  ist, 
muß  dem  großen  Interesse,  dem  Interesse  der  Allgemeinheit, 
sidi  unterordnen. 

Die  Bedeutung  des  bayerisdien  Gesetzes  liegt  nun  be- 
sonders darin,  daß,  wenn  von  dem  Vorkaufsredite  Gebraudi 
gemadit  wird,  den  Gemeinden  viel  Kapital  erhalten  bleibt,  das 
die  Händler  fortgetragen  hätten.')  Daß  Gemeinden  usw.  es 
in  der  Hand  haben,  den  Grund  und  Boden  so  zu  verteilen, 
wie  es  für  die  Gemeinde  am  ersprießlidisten  ersdieint,  und  daß  das 
Gesetz  weniger  den  Verkäufer  als  den  Parzellenkäufer  sdiützt. 
Dies  mit  Redit,  denn  die  Parzellenkäufer  sind  vielfadi  soldie 
Personen,  die  erst  ein  Gut  erwerben  oder  ein  kleineres  Gut 
etwas  vergrößern  wollen.  Und  ihnen  gebührt  audi  in  erster 
Linie  agrarpolitisdier  Sdiutz  seitens  gemeinnütziger  Vereine  und 
Körpersdiaften  im  Interesse  der  ganzen  Land-  und  Volkswirt- 
sdiaft,  während  der  Verkäufer  meist  aus  dem  Kreise  der  Land- 
wirte aussdieidet  und  sidi  einem  andern  Berufe  zuwendet,  in 
der  Regel  audi  einen  anderen  Wohnsitz  wählt. 

Der  agrarpolitisdie  Sdiutz  wird  den  Parzellenkäufern  am 
wirksamsten  dadurdi  zuteil,  daß  man  ihnen  dazu  verhilft,  Land 
zu  einem  der  Rentabilität  entspredienden  Preise  zu  erwerben. 
Anzuerkennen  ist,  daß  sowohl  durdi  das  Vorkaufs-  als  Rüd^- 
trittsredit  einer  ungesunden  Steigerung  der  Bodenpreise  ent- 
gegengearbeitet wird. 

Es  ist  nun  aber  nidit  an  dem,  daß  jetzt  auf  einmal  die 
gemeinnützigen  Vereine  alle  Gütergesdiäfte  an  sidi  reißen  sollen. 
Die  Ausübung  des  Vorkaufsredits  wird  vielmehr  nur  da  wirt^ 
sdiaftlidi  angezeigt  sein,  wo  der  parzellenmäßige  Wiederverkauf 
eines  gesdilossenen  Anwesens  durdi  einen  gewerbsmäßigen 
Güterhändler  zu  Preisen  erfolgt,  die  in  einem  auffallenden 
Mißverhältnis  zu  dem  wirklidien,  durdi  die  natürlidie  Ertrags^ 
fähigkeit  des  Gutes  gewährleisteten  gemeinen  Werte  des  Gutes 
stehen.  Der  Parzellenkäufer  soll  auf  eine  seinem  wirtsdiaftlidien 
Können  entsprediende  Preisbildung  hinwirken.  Durdi  das  Rüd^- 

')  Der  bayerisdie  Minister  v,  Brettreidi  hat  den  Gewinn  der  Händler 
in  Bayern  in  12  Jahren  auf  60  Millionen  Mark  angegeben,  die  durdi  den 
Eigentumsübergang  verursaditen  Abgaben  auf  30  MilHonen  Mark,  so  daß 
der  Landwirtschaft  in  Bayern  in  diesem  kurzen  Zeitraum  90  Millionen  Mark 
entzogen  worden  sind. 

Im  Jahre  1908  —  1909  hätten  die  Güterhändler  selbst  einen  Ertrag 
von  7  Millionen  Mark  fatiert. 

In  Württemberg  dürften  die  Verhältnisse  ähnliA  liegen. 
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trittsredht  wird  die  Überlegenheit  des  Händlers  über  den  Bauern 
eingedämmt,  und  es  wird  vermieden,  daß  die  Käufer  und  Ver^ 
käufer  an  den  Folgen  eines  unter  momentanen  Einflüssen  zu- 
stande gekommenen  übersdineflen  und  überteuren  Kaufes, 
bezw,  zu  billigen  Verkaufes  zu  leiden  haben. 

Über  die  Erfolge  des  bayerisdien  Güterzertrümmerungs- 
gesetzes ist  dem  Bayerisdien  Wodienblatt  für  die  Landwirtsdiaft 
vom  9,  Oktober  1912  und  aus  dem  Beridite  der  Bayerisdien 
Zentraldarlehenskasse  von  1911  zu  entnehmen,  daß  sidi  unter 
der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  erfreulidierweise  die  Fälle  ge- 
mehrt haben,  in  denen  die  Anwesensbesitzer,  sei  es  mit  oder 
ohne  Unterstützung  durdi  Darlehnskassenvereine,  die  notwendig 
gewordene  Zertrümmerung  ihrer  Anwesen  selbst  in  die  Hand 
genommen  haben. 

Besonders  bedeutsam  ist  die  Zunahme  der  Zertrümmerung 
durdi  die  Darlehenskassenvereine  und  ihrer  Zentralen.  Sie  zeigt, 
daß  diese  Organisationen  in  steigendem  Maße  der  ihnen  vom 
Gesetzgeber  zugedaditen  Aufgabe  geredit  werden.  In  einzelnen 
Gegenden  ist  es  ihnen  gelungen,  den  Güterhandel  im  Zer- 
trümmerungsgesdiäft  fast  ganz  zurückzudrängen.  Dabei  sind 
die  Darlehnskassenvereine  viel  häufiger  als  Erstkäufer  denn  als 
Vorkäufer  tätig  geworden.  Denn  von  dem  gesetzlichen  Vor- 
kaufsrecht ist  bis  zum  31.  Dezember  1911  bei  insgesamt 
514  Anwesenskäufen  durdi  Güterhändler,  die  hierfür  in  Be- 
tracht kommen,  überhaupt  erst  in  66  Fällen  Gebrauch  gemadit 
worden,  darunter  von  Darlehenskassenvereinen  und  deren  Zen^ 
tralen  in  59  Fällen.  Anwesen  mit  mindestens  5  ha  aber  wurden 
während  dieser  Zeit  159  durcb  Darlehnskassenvereine  usw. 
zertrümmert.  Die  Bayerische  Zentraldarlehenskasse,  bei  welcber 
eine  Güterabteilung  eingerichtet  ist,  schreibt,  daß  die  Befürchtung 
grundlos  gewesen  sei,  daß  die  Darlehenskassen  ihre  Mittel  im 
Güterhandel  zu  sehr  festlegen  würden. 

Audi  von  dem  gesetzlichen  Rücktrittsrecht  ist  bisher  noch 
verhältnismäßig  wenig  Gebrauch  gemacbt  worden.  Bis  zum 
31.  Dezember  1911  sind  24  »Anwesenskäufer«  vom  Verkaufe 
zurückgetreten,  während  17  »Grundstückskäufer«  in  14  Zer^ 
trümmerungsfällen  das  Rücktrittsrecht  ausgeübt  haben. 

Was  die  Befürditung  des  Preisrückgangs  der  Grundstüd^e 
anlangt,  so  kann  über  die  Wirkung  des  bayerischen  Güter- 
zertrümmerungsgesetzes nach  dieser  Riditung  ein  endgültiges 
Urteil  noch  nicht  abgegeben  werden.  Eine  Umfrage  bei  131  Rent- 
ämtern der  Regierungsbezirke  von  Oberbayern,  Niedzrbayern, 
Oberpfalz,  Mittelfranken  und  Schwaben  hat  ergeben,  daß  ein 
Sinken  der  Preise  landwirtsdiaftlidier  Anwesen  und  Grundstücke 
im  »allgemeinen«  nicht  beobachtet  werden  konnte.  Nur  in  29  ^/o 
der  einvernommenen  Rentämter  wird  von  einem  Preisrückgang 
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berichtet,  der  sidi  aber  in  der  Hauptsacfje  auf  größere  Anwesen 
bescbränkt. 

Die  Wirkung  des  Zertrümmerungsgesetzes  von  1910  in 
Riditung  auf  die  zertrümmerte  Flädie  zeigt  folgende  Statistik: 


Jahr 

Zahl 

der  Zertrümmerungen 

Flädie  der 
zertrümmerten  Anwesen 

überhaupt 

der  gewerbs^ 
mäßigen 
Zertrüm-^ 
merungen  « 

überhaupt 

ha 

der  gewerbs- 
mäßig 
zertrümmerten 
Anwesen 
ha 

1.  März  1907/08 

1500 

1171 

24  541 

20  326 

1908/09 

1431 

1173 

21  555 

18  666 

1909/10 

1376 

1130 

19  392 

17  051 

1910/11 

908 

635 

13  068 

10  036 

1.  März  bis 

31.  Dezbr.  1911 

560 

247 

7  067 

2  935 

Aus  diesen  Zahlen  geht  unzweifelhaft  hervor,  daß  die 
gewerbsmäßigen  Güterzertrümmerungen  in  Bayern  nadi  Zahl 
und  Umfang  infolge  des  neuen  Gesetzes  sehr  erheblidi  ab^ 
genommen  haben. 

Neben  dem  Rückgang  der  Gutszertrümmerungen  ist  in 
Bayern  audi  eine  Abnahme  der  Zahl  der  Güterhändler  zu  be- 
obaditen.  Die  Zahl  derselben  ist  von  1329  im  ersten  Halbjahr 
1910/11  auf  801  im  zweiten  Halbjahr  zurüd^gegangen,  und 
am  31,  Dezember  1911  gab  es  nur  nodi  550  eingetragene 
Güterhändler, 

Wie  der  Beridit  der  Bayerisdien  Zentraldarlehenskasse 
von  1911  nodi  sagt,  entwid^eln  die  gewerbsmäßigen  Güter- 
händler jetzt  wieder  eine  lebhaftere  Tätigkeit,  wobei  sie  aller- 
dings vielfadi  unter  Umgehung  des  Gesetzes  ihre  Gesdiäfte 
abwickeln.  Dies  geschieht  in  der  Weise,  daß,  um  das  Vor- 
kaufsredit  auszusdialten,  die  Güterhändler  im  Hauptvertrag 
einen  unverhältnismäßig  hohen  Kaufpreis  festsetzen  und  durdi 
einen  Nebenvertrag  sich  einen  Nadilaß  dieses  Kaufpreises 
sidierstellen,  für  den  Fall,  daß  von  dem  Vorkaufsrecht  kein 
Gebraudi  gemadit  werde,  Oder  aber  audi  dadurch,  daß  der 
Güterhändler  sich  eine  Entschädigung  für  den  Fall  ausbedingt, 
daß  von  dem  Vorkaufsrecht  Gebrauch  gemadit  wird. 

Das  bayerische  Güterzertrümmerungsgesetz  ist  von  großer 
Bedeutung  für  die  Landwirtschaft.  Es  ist  zur  Zeit  eines  der 
bedeutendsten  agrarpolitisAen  Gesetze,  und  es  wäre  sehr  zu 
wünsdien,  daß  es  in  Württemberg  audi  eingeführt  würde.  Der 
Sdiutz,  den  es  den  Landwirten  gewährt,  ist  sehr  groß.  Es 
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erfüllt  in  der  Hauptsache  den  Endzweck  eines  Güterzertrüm^ 
merungsgesetzes,  den  Bauernstand  vor  Übervorteilung  zu 
sdiützen  und  ihn  in  seinem  Besitze  tunlidist  zu  erhalten.  Die 
Güterzersplitterung  überhaupt  wird  nidit  verhindert,  sondern 
nur  die  Möglidikeit  gesdiaffen,  den  gewerbsmäßigen  Güterhandel 
tunlidist  auszusdialten  und  die  Zertrümmerung  durdi  genossen* 
sdiaftlidie  Organisationen  vorzunehmen,  was  durdi  das  Vor- 
kaufsredit  erleiditert  wird. 


E.  Sdiiuß. 


Ein  Gesetz  gegen  die  Güterzertrümmerung  kann  nodi 
so  gut  und  mit  aller  erdenklidien  Gründlidikeit  abgefaßt  sein, 
stets  werden  sidi  Leute  finden,  die  in  ihrem  Interesse  eine 
Umgehung  dieses  Gesetzes  versudien  werden.  Die  beste  Ge- 
währ, sidi  gegen  das  unlautere  Gesdiäftsgebahren  der  Händler 
zu  sidiern,  bieten  ein  verständiger,  aufgeklärter  Sinn  der  Be^ 
völkerung  und  gesunde  wirtsdiafdidie  Verhältnisse. 

In  dieser  Hinsidit  müßten  die  Landwirte  ihre  wirtsdiaft^ 
lidien  Interressen  zu  vereinigen  sudien  und  nidit  in  meist  nur 
vermeintlidiem  eigenen  Vorteil  mit  dem  Güterhändler  lieber 
verhandeln,  als  mit  dem  an  einen  Gutsverkauf  so  sehr  inte^ 
ressierten  Gemeindegenossen.  Aber  audi  diese  müssen  Neid 
und  Haß,  der  etwa  einem  unbeliebten  Landwirt  entgegen- 
gebradit  wird,  beiseite  lassen,  wenn  es  sidi  um  eine  für  das 
Wohl  einer  Gemeinde  so  bedeutenden  Sadie  handelt,  und 
gemeinsam  den  Güterhändlern  entgegentreten,  die  da  und  dort 
Summen  wegtragen,  die  in  gar  keinem  Verhältnis  zu  ihrer 
Arbeit  der  Vermittlungstätigkeit  stehen.  Aber  leider  ist  zu 
beklagen,  daß  die  Landwirte  vielfadi  nodi  nidit  die  nötige 
Einsicht  von  den  sdiädlidien  Folgen  der  Güterzertrümmerung 
besitzen. 

Ein  ausgebildetes  landwirtsdiaftlidies  Genossensdiafts- 
wesen,  wie  wir  es  in  Württemberg  haben,  bedeutet  einen 
Sdiutz,  gegen  die  wudierisdie  Ausbeutung  der  Landbevölker^ 
ung.  Die  Gewährung  von  Kredit  an  die  Mitglieder  macht 
dieselben  von  den  gewerbsmäßigen  Kreditgebern,  vom  Zwisdien- 
handel  inbezug  auf  den.  Absatz  ihrer  Produkte  und  den  Ein^ 
kauf  von  Produktionsmitteln  unabhängig.  Es  entzieht  dem 
wucherisdien  Treiben  die  Angriffspunkte,  was  besonders  in 
Gegenden,  in  denen  die  Güterhändler  gleichzeitig  Viehhändler 
sind  und  wo  die  Gefahr  für  den  Landwirt,  vom  Kredit  des 
Händlers  abhängig  zu  sein,  eine  doppelt  große  ist,  wohltätig 
empfunden  werden  muß.  Eine  Vereinigung  der  ländlidien 
Grundbesitzer  in  einem  Darlehnskassenvereine  und  der  An^ 
sdiluß  des  Vereins  an  ein  zentrales  Kreditinstitut,  wie  es 
unsere  Genossensdiaftszentralkasse  ist,  ermöglidit  es  aber  audi 
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in  Fällen  in  welchen  eine  Gutszertrümmerung  nidit  aufzuhalten 
ist,  hezw.  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  sie  verlangen,  und 
wenn  sie  vom  Standpunkt  des  Gemeinwesens  aus  als  fördere 
lieh  erscheinen  muß,  sie  ohne  dazwischentretende  gewerbsmäßige 
Güterschlächter  auszuführen. 

Leider  zeigt  es  sich  jedoch  immer  wieder,  daß  die  Beteilige 
ten  in  einem  solchen  Falle  ihre  Interessen  nicht  zu  verbinden 
wissen.  Wie  es  dem  einzelnen  schwer  fällt,  für  seine  Grunde 
stücke  zu  entsprechenden  Preisen  Käufer  zu  finden,  so  besteht 
auch  die  Schwierigkeit  für  einen  Darlehnskassenverein,  ent^ 
sprechende  Angebote  zu  erzielen.  Der  Güterhändler,  welchem 
die  Grundstücke  überlassen  werden,  findet  leicht  willige  Käufer, 
die  auch  auf  vorläufige  Pachtverträge  eingehen  und  Preise  an^ 
legen,  die  dem  verkaufenden  Besitzer  und  dem  intervenierenden 
Vereine  niemals  bezahlt  worden  wären.  Solange  unsere  land- 
wirtschafdiche  Bevölkerung  noch  so  wenig  genossensdiaftlich  zu 
denken  gelernt  hat,  daß  sie  es  vorzieht,  einen  Händler  sich 
bereichern  zu  lassen,  anstatt  direkt  vom  Verkäufer,  um  ent- 
sprechende Preise  zu  erwerben,  ist  mit  dem  unmittelbaren  Ein- 
greifen der  Darlehnskasse  in  solchen  Fällen  ein  Risiko  ver- 
knüpft, das  von  ihr  nicht  übernommen  werden  kann.  Eine 
Darlehenskasse  wird  zu  der  Abwicklung  einer  Güterzerstücke- 
lung dadurch  beitragen  können,  daß  sie  beim  Zusammenschluß 
der  Interessenten  dem  einzelnen  den  erforderlichen  Kredit 
gewährt.  Von  den  Darlehnskassenvereinen  ein  unmittelbares 
Eingreifen  inbezug  auf  den  Erwerb  und  die  Zerstückelung 
aufzulassender  Bauerngüter  zu  verlangen,  geht,  wenigstens 
nach  den  Verhältnissen  Württembergs  zu  weit.  Seitens  des 
Württembergischen  Verbandes  landwirtschaftlicher  Kredit- 
genossenschaften ist  schon  vor  einiger  Zeit  der  Versuch  ge- 
macht worden,  den  Darlehnskassen  durch  Aufstellung  einer 
kleinen  Anweisung  die  Geschäftsführung  bei  Ankauf  von 
Grundstücken  zu  erleichtern. 

Ein  wirksames  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Auswüchse 
im  Güterhandel  wäre  auch  in  der  Errichtung  eines  staatlicher- 
seits  oder  mit  staatlicher  Unterstützung  zu  gründenden  Boden- 
kreditinstituts zu  erblicken.  Eine  solche  Bank  müßte  die  Auf^ 
gäbe  haben,  Gemeinden  und  Darlehnskassenvereine  bei  ihren 
zum  Zwecke  der  Verhinderung  gewerbsmäßiger  Zertrümme- 
rungen ausgeführten  Güteraufkäufen  durch  Gewährung  von 
Darlehen  zu  unterstützen.  In  Bayern  ist  die  Sache  jedoch  an 
der  Schwierigkeit  der  Aufbringung  der  Mittel  für  eine  solche 
Bank  vorerst  gescheitert,  und  in  Württemberg  würden  wohl 
die  Verhältnisse  ähnlich  liegen. 

Die  Bekämpfung  der  Güterzertrümmerung  und  der 
wucherischen  Ausbeutung  liegt  bei  der  Bevölkerung  selbst. 
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Sie  ist  am  besten  angebahnt,  je  mehr  es  dazu  kommt,  daß  die 
Einsidit  von  den  schädigenden  Folgen  der  planlosen  wudie- 
riscben  Güteraufteilungen  sidi  bei  der  bäuerlidien  Bevölkerung 
verbreitet.  In  diesem  Sinne  zu  wirken,  ist  weniger  Aufgabe 
des  Staates,  als  namentlidi  der  Ortsvorsteher  und  der  Ge- 
meinderäte, insbesondere  audi  der  Landwirtsdiaftsinspektoren 
und  Lehrer  an  den  landwirtsdiaftlidhen  Wintersdiulen,  Die 
staatlidie  Tätigkeit  liegt  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung, 
In  dieser  Riditung  ist  zu  hoffen,  daß  demnädist  der  Entwurf 
eines  Güterzertrümmerungsgesetzes  nadi  bayerisdiem  Vorbilde 
bei  den  Ständen  eingebradit  wird.  Einem  soldien  Gesetze 
wäre  zu  wünsdien,  daß  in  ihm  audi  Bestimmungen  enthalten 
sind,  die  das  Vorkaufsredit  nidit  nur  auf  Gemeinden,  Körper- 
sdiaften  u,  ä.  besdiränken,  sondern  audi  auf  nähere  Verwandte 
ausdehnen. 

Bei  mandien  Gemeinden  und  Vereinen  wird  es  sdiwer 
sein,  dem  Vorkau fsredite  Eingang  zu  versdiaffen,  da  nidit 
immer  der  nötige  gemeinnützige  Sinn  vorhanden  sein  wird. 
Erwerbungen  seitens  der  ölfendidien  Körpersdiaften  usw. 
sollten  ohne  weiteres  von  einem  Teile  der  Besitzveränderungs^ 
gebühren  befreit  sein,  Erwerbungen  durdi  Verwandte  dann, 
wenn  sie  auf  Grund  des  ihnen  etwa  zugestandenen  Vorkaufs^ 
redits  in  den  Vertrag  eintreten. 

Eine  Genehmigungspflidit  der  Wiederveräußerung  wäre 
für  jeden  einzelnen  Fall  zu  wünsdien,  da  es  sdiwer  ist,  den 
Begriff  »gewerbsmäßig«  festzulegen.  Audi  die  Verlängerung 
der  Sperrfrist  wäre  zu  verlangen.  Wenn  der  Händler  ge- 
zwungen ist,  drei  Viertel  des  Anwesens  etwa  fünf  bis  sedis 
Jahre  lang  zu  behalten  und  seine  Mittel  damit  festzulegen,  so 
wird  demselben  die  Lust  an  dem  Gesdiäft  dodi  eher  vergehen. 

Den  Händlern  von  Reidiswegen  einen  größeren  Prozent- 
satz der  Reidiswertzuwadissteuer  aufzuerlegen,  würde  wohl 
die  Wirkung  haben,  daß  diese  Kosten  unter  irgend  einem 
Titel  letzten  Endes  dodi  den  Parzellenkäufern  aufgehängt 
würden.  Eine  Besteuerung  der  Händler,  die  mit  einem  spe- 
ziellen .Kaufsfall  in  Zusammenhang  steht,  würde  wohl  nie  den 
erwünsditen  Erfolg  haben. 

Die  Erfahrungen,  die  mit  dem  bayerisdien  Güterzer^- 
trümmerungsgesetze  gemadit  wurden  und  werden,  können  bei 
der  Beratung  des  etwa  zu  erlassenden  Württembergisdien 
Güterzertrümmerungsgesetzes  dazu  dienen,  in  einem  neuen 
Gesetze  die  zutage  getretenen  Mängel  des  bayerisdien  Ge- 
setzes nadi  Möglidikeit  zu  beseitigen,  um  ein  immer  voll^ 
ständigeres  Güterzertrümmerungsgesetz  zu  sdiaffen. 
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Bei  der  heutigen  Verkehrsfreiheit  bedarf  es  in  der  Regel 
einer  Vermittelung  nidit,  wenn  jemand  die  zum  Ankauf  eines 
kleinen  Grundstücks  erforderlichen  Ersparnisse  gemadit  hat 
und  zu  Preisen  kaufen  will,  bei  denen  er  bestehen  kann. 

Die  Regelung  der  Frage  der  Bekämpfung  der  Güter- 
zertrümmerung ist  sehr  sdiwer  und  volkswirtsdiaftlidi  min- 
destens von  derselben  Bedeutung  wie  soldie  die  Bodenreform 
für  die  Gemeinwesen  der  großen  Städte  und  Industrieplätze 
ist.  Mitunter  wäre  gegen  eine  Verteilung  an  und  für  sidi 
nidits  einzuwenden,  wenn  die  Verteilung  nicht  wucherisdi  er* 
folgen  würde.  Dann  aber  sind  wieder  Vorschriften  nötig,  die 
starke  Eingriffe  in  die  Rechtsfreiheit  darstellen  und  unter  Um- 
ständen einen  freien  Güterverkehr  lähmen,  mindestens  aber 
auf  eine  Preisbildung  Einfluß  haben  können.  Für  eine  gün- 
stige agrarische  Entwicklung  Württembergs  ist  die  Frage  der 
Güterzertrümmerung  sehr  bedeutungsvoll,  da  der  Staat  alle 
Maßnahmen,  die  ergriffen  werden  können,  anwenden  muß, 
um  eine  weitere  Zerplitterung  des  Grundbesitzes  hintanzuhalten, 
Württemberg,  das  in  überwiegender  Zahl  aus  Mittel-  und 
Zwergbesitz  besteht,  hat  aber  bisher,  obwohl  Gutes  geleistet 
worden  ist,  in  dieser  Beziehung  nicht  das  getan,  was  notwendig  ist. 

Der  deutsche  Bauernstand  erweist  sich  als  die  Verkör- 
perung von  eminent  wichtigen  Lebensinteressen  unseres  Volkes, 
denen  in  der  heutigen  Zeit  der  immer  größeren  Industriali* 
sierung  und  Verstadtlidiung  der  Bevölkerung  gegen  früher 
doppelt  und  dreifach  erhöhte  Bedeutung  zukommt.  Er  ist  der 
Jungbrunnen  der  physischen,  geistigen  und  moralischen  Kraft 
und  Gesundheit  unseres  Volkes,  Er  ist  die  Grundlage  un* 
seres  ländlicben  Gemeindewesens,  der  Berufszweig  mit  be* 
sonders  günstigen  Vorbedingungen  für  zahlreiche  selbständige 
Existenzen,  sowie  überhaupt  der  widerstandskräftigste  Be* 
standteil  des  selbständigen  Mittelstandes,  ein  mächtiges  Bollwerk 
gegen  umstürzlerische  Bestrebungen,  eine  der  festesten  Säulen 
unseres  Staatswesens.  Mit  Recht  gilt  es  darum,  moderner 
Agrar*  und  Staatspolitik  als  wesentliche  Aufgabe,  den  Besitz* 
stand  des  Bauern  zu  befestigen,  seinen  Betrieb  zu  fördern  und 
auch  seinen  geistigen  Eigenwert  zu  erhalten. 
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zu  Sdiwäbisdi^Hall  {Württemberg),  als  Sohn  des  }.  Gräter, 
jetzigen  Privatiers  und  der  Marie,  geb.  Ruth,  evangehsdi,  Nadi 
dem  Abgang  von  der  Oberrealsdiule  <LIntersekunda>  widmete 
ich  midi  zunädist  dem  Württembergisdien  Notariatsdienst  und 
war  mehrere  Jahre  bei  verschiedenen  Notariaten  tätig.  Im  Jahre 

1908  bestand  ich  die  Notariatsvorprüfung  und  nach  Besuch  des 
8  monatigen  staadichen  Unterrichtskurses  in  Stuttgart  im  Jahre 

1909  die  mittlere  Justizdienstprüfung  <Notariatsdienstprüfung>. 
Im  Wintersemester  1909/10  bezog  ich  die  Universität  Jena  um 
daselbst  Volkswirtsdiaft  zu  studieren,  ld\  hörte  einsAIägige 
Vorlesungen  bei  den  Herren  Professoren  Pierstorff,  Rosenthal, 
Schachner,  Keßler,  Anton,  Fehr,  Menz,  Am  19.  November  1912 
bestand  ich  die  staatswissensdiafdiche  Diplomprüfung  an  der 
Universität  Jena. 

Zu  besonderem  Danke  fühle  idi  mich  Herrn  Geheimen 
Hofrat  Professor  Dr.  Pierstorff  verpfliditet,  der  mir  die  Anregung 
zu  vorliegender  Abhandlung  gab  und  mir  bei  Sammlung  des 
Materials  seine  Unterstützung  in  dankenswerter  Weise  an- 
gedeihen  ließ. 


